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Vorwort 

IIKinderrechte sind keine Sonderrechte, sondern Menschenrechte ohne Abstriche . "  

Ihre Anwendung und der Schutz von Kindern und Jugendlichen gehören zu den Auf­

gaben der Volksanwaltschaft. Unter den Voraussetzungen der Tätigkeit als Nationaler 

Präventionsmechanismus (NPM) (Art. 148 a BVG) und unter der Maßgabe der nachprü­

fenden Verwaltungskontrolle geht es um die Sicherung des Rechtsschutzes der jungen 

Menschen. 

Fünf Jahre NPM-Prüftätigkeit - im Wesentlichen unangekündigte Expertenbesuche und 

deren Auswertung - lassen uns Schwachstellen in den jeweiligen Systemen auf Bundes-, 

Länder- und Gemeinde-Ebene identifizieren und die entsprechenden Rückschlüsse zie­

hen. So manch bedrückender Fall verweist auf Gesetzesmängel, Umsetzungsprobleme, 

Ausbildungs- und Professionsdefizite oder Kommunikationsschwierigkeiten. Dabei gilt, 

dass Kinder und Jugendliche zu den vulnerablen Personen zählen und die Einhaltung 

von Mindeststandards nicht verhandelbar ist. 

Die Rechte von Kindern und Jugendlichen basieren auf dem Prinzip der Teilhabe, Un­

terstützung und Partizipation, keinesfalls dürfen an ihre Stelle unbegründet stellvertre­

tende Entscheidungen und Ersatzhandlungen treten. Wesentlich ist, dass Kinder und 

Jugendliche ihre Rechte kennen und damit Vertrauen in ihre Umgebung entwickeln. 

An Hand verschiedener Problemfelder wird aufgezeigt, mit welchen Herausforderungen 

sowohl Institutionen und Personen als auch die betroffenen Jugendlichen vor dem Hin­

tergrund von Gewalt und Missbrauchserlebnissen konfrontiert sind. Das Kindeswohl 

steht dabei im Zentrum. 

Die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die fremd untergebracht werden, steigt - ge­

nauso wie die Ausweitung der ambulanten/mobi len Erziehungshilfen und -Angebote. 

Wichtig ist, dass der Familienkontakt aufrecht erhalten bleiben soll. Dieser Entwicklung 

ist auf Basis aktuell gültiger Standards auf allen Ebenen Rechnung zu tragen. 

Wir stützen uns in der Arbeit auf eine Vielzahl von Rechtsquellen unterschiedlichen 

Ranges, die in den einzelnen Berichtsabschnitten zitiert werden. 

Bedauerlich erscheint der Umstand, dass viele Fehler vermeidbar (gewesen) wären, 

gäbe es unter den j eweiligen politischen und institutionellen Trägern eine bessere Ab­

stimmung oder eine formal oder pragmatisch abgesicherte Kooperation über Quali­

tätsmaßstäbe oder einheitliche Vorgangsweisen. Oftmals führt die Einsicht in gültige 

Standards und Normen zwar zu einer Präzisierung der Vorschriften, nicht aber zur ent­

sprechenden Ressourcenausstattung. 
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Generell lässt sich feststellen, dass vor allem auf der unmittelbaren Handlungsebene 

die Bereitschaft zur Problemeinsicht steigt. Diese gilt es zu nähren und zu stärken - da­

mit es frühzeitig gelingt, für Kinder und Jugendliche Hilfe und Unterstützung für ihre 

spezi fischen Probleme zu etablieren - und damit das Bewusstsein vom "Schutzschild" 

gegen die Gefahren unserer Zeit. 

Wir hoffen, dass der vorliegende Sonderbericht eine nachhaltige öffentliche Diskussion 

anstoßen sowie im Bereich der Umsetzung zu mehr Sensibilität und einer erhöhten Ver­

besserungsbereitschaft führen wird. 

Dr. Günther Kräuter Dr. Gertrude Brinek Dr. Peter Fichtenbauer 

Wien, im Dezember 201 7 
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1 Einleitung 

1.1 Grundlagen 

Die VA verfügt über eine breite Palette an Möglichkeiten, behauptete und 

vermutete Missstände in der Verwaltung aufzuzeigen. Ihr traditioneller Auf­

gabenbereich liegt in der Kontrolle der öffentlichen Verwaltung . Im Auftrag 

der Bundesverfassung prüft sie alle Behörden, Ämter und Dienststellen des 

Bundes, der Länder und Gemeinden sowohl in deren hoheitlichen Verwal­

tungstätigkeit als auch deren Tätigkeit als Träger von Privatrechten. Sie geht 

Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern nach und kontrolliert, ob die Ver­

waltung im Rahmen der Gesetze handelt. Zusätzlich kann die VA von Amts 

wegen tätig werden, wenn sie einen Missstand vermutet. Die VA kann Verord­

nungen einer Bundesbehörde vom VfGH auf ihre Gesetzmäßigkeit überprüfen 

lassen. Die Ergebnisse der Prüftätigkeit der VA sollten als Beitrag gesehen wer­

den, die Verwaltung sinnvoll und rechtskonform weiterzuentwickeln. 

Seit 1 .  Juli 2012 hat die VA den verfassungsgesetzlichen Auftrag, im Rahmen 

eines Mandats der UNO die Einhaltung von Menschenrechten zu schützen 

und zu fördern. Seither kontrolliert sie gemeinsam mit ihren Kommissionen 

als Nationaler Präventionsmechanismus (NPM) alle Einrichtungen, in de­

nen es zum Entzug oder zur Einschränkung der Freiheit kommt oder kom­

men kann. Die VA überprüft des Weiteren Einrichtungen und Programme für 

Menschen mit Behinderungen auf der Basis der UN-BRK sowie die Ausübung 

unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt durch die Verwaltung, insbesondere 

bei Abschiebungen und Demonstrationen. Neben den jährlichen Tätigkeitsbe­

richten wurde der VA mit der Verfassungsnovelle BGBI I 1/2012, die mit 1. Jul i  

2012 in Kraft trat, zudem das Recht eingeräumt, über einzelne Wahrnehmun­

gen jederzeit an den Nationalrat und Bundesrat zu berichten. Die VA versteht 

sich nicht nur als Kontrollinstanz und Serviceeinrichtung, sondern sieht ihre 

Aufgabe auch darin, die Politik und Gesellschaft für Menschenrechtsfragen zu 

sensibilisieren und die Benachteiligung von einzelnen Gruppen zum Thema 

zu machen. 

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen in öffentlichen Einrichtungen ist der 

VA ein besonderes Anliegen und bildete einen Schwerpunkt ihrer Tätigkeit im 

Jahr 2017. Dabei stützte sich die VA sowohl auf Beschwerden als auch auf die 

Expertise ihrer Kommissionen. Diese besuchen im Rahmen des UN-Mandats 

der VA - meist unangemeldet - Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 

und der Grundversorgung, aber auch Krankenanstalten, Polize i anhalte zent­

ren und Gefängnisse, und stellen regelmäßig Defizite in der Gewaltprävention 

dieser Einrichtungen fest. Der vorliegende Sonderbericht zum Thema "Kinder 

und ihre Rechte in öffentlichen Einrichtungen" zeigt anhand von allgemeinen 

Erkenntnissen und einzelnen Beispielen exemplarisch die aktuelle Situation 

auf und weist auf die diversen Missstände und deren Ursachen hin. 

Einleitung 

UN-Mandat zum 

Schutz der Menschen­
rechte 

Schutz von Kindern ist 
der VA ein besonderes 
Anliegen 

1 1  
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Einleitung 

1 2  

1 .2 Studie und NGO-Forum zu Kinderrechten 

In den Bericht flossen auch die Ergebnisse einer von der VA beauftragten Stu­

die zu " Kinderarmut: Darstellung und Wirklichkeit" ein. Im Fokus stand dabei 

ein Befund über die mediale Darstellung von sozial benachteiligten Kindern 

und Jugendlichen in österreichischen Massenmedien. Ein Zwischenbericht der 

Studie wurden im Rahmen des jährlich stattfindenden NGO-Forums vorge­

stellt und diskutiert. Das NGO-Forum dient einem intensiven Austausch mit 

der Zivilgesellschaft. Das diesjährige Motto lautete "Kinder und Jugendliche 

schützen - Gewalt verhindern" . Im Rahmen von Workshops und Vorträgen 

wurden unterschiedliche Aspekte dieses Themas von und mit Expertinnen und 

Experten beleuchtet. Die Erkenntnisse sind ebenfalls Teil des Sonderberichts . 

UN-KRK verpflichtet Der vorliegende Band gibt einen Überblick über die Tätigkeit der Volksanwalt­
österreich zur schaft im Hinblick auf die Rechte von Kindern und Jugendlichen in Einrichhm-

Umsetzung 
gen und verfolgt das Ziel, unterschiedlichste institutionelle Risikosituationen 

zu benennen sowie Minderjährige und Institutionen in Kinderrechtsbelangen 

zu stärken. Gleichzeitig unterstreicht der Sonderbericht, dass die UN-Kinder­

rechtskonvention Österreich als Vertragsstaat dazu verpflichtet, "alle geeig­

neten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen" zu treffen, 

die "zur Verwirklichung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte" 

(Art. 4 KRK) notwendig sind. Zentral ist dabei das Verbot jeglicher Gewalt ge­

gen Kinder (Art. 19 KRK) . Das bedingt eine Vielzahl von Präventionsmaßnah­

men auf mehreren Ebenen, ein auch von der VA immer wieder eingemahntes 

Zusammenwirken verschiedenster Stellen, und erfordert bundesweit einheitli­

che und menschenrechtskonforme Qualitätsstandards sowie umfassende Stra­

tegien zum besseren Schutz von Minderjährigen. 

Gliederung nach Die Gliederung des Sonderberichts orientiert sich an unterschiedlichen Ein-
Einrichtungstypen richtungstypen, rückt die Rechte von Minderjährigen in den Vordergrund und 

umfasst zentrale Feststellungen der VA zu sozialpädagogischen Betreuungs­

einrichtungen, Einrichtungen der Kinder- und Jugendpsychiatrie, Betreuungs­

einrichtungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen, Polizeianhal­

tezentren und Justizanstalten. Beleuchtet werden auch der Bereich der Kinder­

gesundheit, die Achtung von Kinderrechten im schulischen Bereich sowie der 

Umgang mit Kindern und Jugendlichen im Bereich des Fremden- und Asylwe­

sens. Am Ende jedes Kapitels finden sich Empfehlungen der VA zu einzelnen 

Punkten, bei denen dringender Handlungsbedarf festgestellt wurde. Dabei er­

hebt der Sonderbericht keinen Anspruch auf Vollständigkeit sondern spiegelt 

die wichtigsten Erkenntnisse der Tätigkeit der VA wider. 

Ausdrücklich bedanken möchte sich das Kollegium auch bei den Kinder- und 

Jugendanwaltschaften Österreichs, die als verlässlicher Kooperationspartner 

der VA mit zahlreichen Projekten und Initiativen wichtige unabhängige An­

sprechstellen für Kinder und Jugendliche sind. Sie haben ihre Sichtweisen und 

Vorschläge in einem Kapitel dieses Sonderberichtes gesondert dargestellt. 
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Einleitung 

1 .3 Internationale Tätigkeiten zur Durchsetzung von 

Kinderrechten 

Der eigentliche Paradigmenwechsel, der von der UN-Kinderrechtskonvention 

als Menschenrechtsdokument ausgeht, l iegt in der unbedingten, nicht von 

Eltern oder sonstigen Dritten (Erwachsenen/Voll jährigen) abgeleiteten Aner­

kennung von Kindern und fugendlichen als Rechtssubjekte und Trägerinnen 

und Träger grundlegender Menschenrechte. Die VA ist zu Themen, die Minder­

jährige zentral betreffen, im internationalen Erfahrungs- und Meinungsaus­

tausch aktiv, um ihre eigene Expertise weiterzugeben, von den Erfahrungen 

internationaler Kinder-schutzgremien zu lernen und mit Kinderombudsein­

richtungen weltweit zu kooperieren. Als Redner bei einem OSZE-Seminar über 

die Problematik von Kindern in Risikosituationen konnte ein VA Experte erst 

kürzlich Erfolge des österreichischen NPM präsentieren. 

Anerkennung von 
Kindern a ls Rechts­
subjekten 

Des Weiteren entsandte die VA Expertinnen und Experten zum Menschen- Internationaler Erfah­

rechtsforum in Luzern, das sich 201 7  mit dem Thema "Menschenrechte und rungsaustausch 

Schule" befasste. Aktiv eingebracht hat sich die VA ferner bei einer Konferenz 

des Europarates, die das Thema "Kinder in Polizeianhaltung" näher beleuch-

tete. Mehrere internationale Konferenzen 201 6  und 201 7  behandelten die 

auch in Österreich verbesserungswürdige Situation der 11 Kinderflüchtlinge". 

Teilgenommen hat die VA auch an einem Symposion zum Thema "Schutz 

und Zukunft von Migrantenkindern", die das Europäische Netzwerk der Kin-

derbeauftragten (ENOC) letztes fahr zusammen mit der französischen Om­

budsman-Einrichtung organisierte. 

1 .4 Wissenschaftliche Aufklärung der Vergangenheit 

In den letzten fahren haben europaweit zahlreiche Berichte ein erschütterndes 

Ausmaß an körperlicher, sexueller und emotionaler Misshandlung in  Institu­

tionen bis weit in die 1980-iger fahre zutage gebracht. Die gravierenden Lang­

zeitfolgen von Gewalt in der Kindheit für das Erwachsenalter sind inzwischen 

auch in Österreich durch wissenschaftliche Studien belegt, die sich mit der 

Aufarbeitung von grausamsten Verbrechen in österreich ischen Kinder- und 

fugendheimen und bei Pflegefamilien beschäftigen. Es gibt auch bei uns in­

zwischen detaillierte Forschungsberichte zu einzelnen Einrichtungen, in de­

nen es systematisch zu folterähnlichen Verbrechen und sexuellem Missbrauch 

kam: allein für Wien wurden elf Studien verfasst. Begleitstudien zur Aufarbei­

tung von institutionellen Missbrauchsfällen der Vergangenheit wurden zudem 

durch private Träger, wie katholische Kirche oder SOS Kinderdorf, in Auftrag 

gegeben. Betroffene haben vielerorts darauf aufmerksam machen müssen, 

dass sich noch viele fahrzehnte danach der Umgang mit Opfern und Tätern 

problematisch gestaltet; das Ringen um die späte Anerkennung staatlicher 

Mitverantwortung für die Geschehnisse hält bis heute an. 

Gravierende Lang­
zeitfolgen von Gewalt 
in der Kindheit 

1 3  

III-55 der Beilagen XXVI. GP - Bericht  - Hauptdokument (gescanntes Original)10 von 132

www.parlament.gv.at



Einleitung 

Neue Heimopferrenten­
kommission der VA 

1 4  

All die daraus gewonnen Erkenntnisse legen es nahe, Opferschutz und Prä­

vention als gesamtgesellschaftliches Anliegen und IIDaueraufgabe" für die 

Zukunft zu sehen.  

1 .5 Verantwortung gegenüber Heimopfern 

Ehemalige Gewaltopfer, die bereits einmalige Entschädigungsleistungen er­

halten haben, können seit 1. Juli 2017 nach dem Heimopferrentengesetz 

(HOG) eine Zusatzpension von 300 Euro beantragen. Betroffene, die bislang 

keine Entschädigung bekamen, erhalten die Zusatzpension, wenn sie gegen­

über der in der VA eingerichteten neuen Rentenkommission darlegen können, 

dass sie Opfer von Gewalt wurden. Das Heimopferrentengesetz ist aus Sicht 

der VA allerdings novellierungsbedürftig, weil es nicht gelungen ist, die staatli­

che Geste der Verantwortung auf alle bekannten Opfergruppen zu erstrecken, 

und verfahrensrechtliche Vorgaben eine rasche Klärung der erlittenen Gewalt 

und darauf aufbauender Anspruchsberechtigungen nicht zulassen. 
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2 Fremdunterbringung 

2.1 Unterbringung wegen Kindeswohlgefährdung 

Im Jahr 2016 waren in Österreich 13.646 Kinder und Jugendliche fremdunter­

gebracht (7.453 Jungen und 6.193 Mädchen) . Insgesamt 8.423 Minderjährige 

leben in sozialpädagogischen Einrichtungen; 5.162 werden von Pflegeeltern 

betreut. 

Seit Inkrafttreten des B-KJHG 2013 und der Ausführungsgesetze der Länder 

nimmt zwar der Ausbau präventiver Hilfen zu und es kommen ambulante 

Erziehungshilfen vermehrt zum Einsatz, dennoch ist die Zahl der Kinder und 

Jugendlichen in voller Erziehung im Jahr 2016 gegenüber 2015 insgesamt um 

fast 4 % angestiegen. 

Ob eine Kindeswohlgefährdung besteht, wird durch den Kinder- und Jugend­

hilfeträger abgeklärt. Wenn zu erwarten ist, dass die Gefährdung bei Verbleib 

in der Familie oder im sonstigen bisherigen Wohnumfeld abgewendet werden 

kann, ist Kindern und Jugendlichen Unterstützung der Erziehung zu gewäh­

ren. Eine Maßnahme der vollen Erziehung darf als ultima ratio nur dann 

getroffen werden, wenn die Gefährdung des Kindeswohls nur durch Betreuung 

außerhalb der Familie abgewendet werden kann (bei nahen Angehörigen, 

Pflegefamilien oder in sozialpädagogischen Einrichtungen) . Das ist der Fall, 

wenn Familien nicht bereit oder in der Lage sind, Hilfe anzunehmen. Dies gilt 

besonders auch dann, wenn die der Kinder- und Jugendhilfe zur Verfügung 

stehenden Hilfsangebote nicht engmaschig oder differenziert genug sind, um 

Kindeswohlgefährdungen ausschließen zu können. Welche Angebote der So­

zialarbeit in der Praxis zur Verfügung stehen, ist nicht nur zwischen den Bun­

desländern sondern teils sogar auf Bezirksebene unterschiedlich. 

Art 3 KRK legt das Prinzip des Kindeswohles als vorrangiges Kriterium bei 

allen Maßnahmen fest, die Kinder betreffen. Es gibt zweifellos verschiedene 

lösungsfokussierte Modelle für die Soziale Arbeit mit Familien. Um Fremdun­

terbringungen zu vermeiden, unterstützen sie Eltern bei der Erfüllung ihrer 

Pflege- und Erziehungsaufgaben auch über längere Zeit hinweg und behal­

ten dabei konsequent die Förderung von Ressourcen der Obsorgeberechtigten 

im Auge. Problematische Erziehungssituationen sind häufig gekennzeichnet 

durch eine Überforderung der Eltern, emotionale, körperliche und wirtschaftli­

che Unterversorgung, Überschuldung, prekäre Wohnverhältnisse, psychische 

oder körperliche Erkrankungen, Beziehungs- und Bindungsstörungen der Fa­

milienmitglieder untereinander, soziale Isolation sowie Verhaltensauffällig­

keiten und soziale Probleme. Wenn es frühzeitig gelingt, gefährdete Minder­

jährige, deren Angehörige und ein eventuell vorhandenes, stützendes Umfeld 

in die Hilfeplanung und Gestaltung von Veränderungsprozessen einzubinden, 

fällt es den Beteiligten wesentlich leichter, Kindeswohlgefährdungen als sol-

Fremdunterbring ung 

8.423 Kinder leben in 
sozia lpädagogischen 
Einrichtungen 

Zu wenig Angebote 
zur  Vermeidung von 
Fremdunterbringung 

Ressourcenorientierte 
Sozialarbeit ist auszu­
bauen 
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che überhaupt wahrzunehmen. Fachkräfte forcieren, dass sich Betroffene an 

der Gestaltung von passenden Hilfsangeboten beteiligen. Dadurch werden erst 

förderliche Bedingungen geschaffen, um konkrete Zielvorgaben zur Vermei­

dung von Beeinträchtigungen von Bedürfnissen und Entwicklungschancen für 

Kinder und Jugendliche festlegen zu können. Einige Bezirksverwaltungsbehör­

den wenden solche Praktiken bereits sehr erfolgreich an. Die Initiative dazu 

geht zumeist von engagierten Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern aus. 

Sie wenden genügend Zeit auf, um sich auf die Lebensumstände, Sichtweisen 

und Probleme von Familien individuell einzulassen. Bestrebungen zu einheit­

lichen Standards für diese Form der Arbeit mit Familien gibt es jedoch weder 

auf Landes- noch auf Bundesebene. 

Das al lgemeine Bewusstsein für altersgemäße Bedürfnisse von Kindern und 

Jugendlichen sowie die Sensibilität für mögliche Kindeswohlgefährdungen 

ist sowohl bei Fachleuten als auch in der Bevölkerung zweifellos gestiegen. 

Deshalb werden vermehrt Verdachtsfälle an die Kinder- und Jugendhilfe her­

angetragen. Wie oft Unterstützungen der Erziehung im Verhältnis zur vollen 

Erziehung von den Kinder- und Jugendhilfeträgern eingesetzt werden, ist j e­

doch sehr unterschiedlich, wie aus der Kinder- und Jugendhilfestatistik 2016 

hervorgeht. Demnach bestanden etwa im Burgenland 18, 7 % aller Hilfen aus 

Maßnahmen der vollen Erziehung, in d,er Steiermark 20,95 %, in Vorarlberg 

22, 7 % und in Tirol 23,2 %. Das zahlenmäßig mit Abstand schlechteste Ver­

hältnis zwischen Unterstützung der Erziehung und Erziehung in Form von 

Fremdunterbringungen weist Wien auf, wo 40,48 % aller Hilfen aus voller 

Erziehung bestehen. 

-

-

Anzahl der Kinder in Fremdbetreuung nach Bundesländern 

0,90% ...:......-
0,78% -

0,72% -- -
0,72% 

-
0,92% ,.---

1,05% 1,06% 
,-- ,.---

-
0,70% 

0,65% r-- r-- -
,--

1-' 

- - - - - - -

T oö Bgld Sbg NÖ Knt Vbg Stmk w 

Quelle STATISTIK AUSTRIA; Kinder- und Jugendhilfestatistik 2016 

-

-

III-55 der Beilagen XXVI. GP - Bericht  - Hauptdokument (gescanntes Original) 13 von 132

www.parlament.gv.at



Fremdunterbringung 

Der prozentuelle Anteil fremduntergebrachter Kinder und Jugendlicher in  Re- Jedes 100. Kind lebt 

lation zur Gesamtzahl der im Bundesland lebenden Kinder variiert ebenfalls 

stark. Während Tiro1 mit 0,65 % den geringsten Anteil hat, liegen hier Wien 

und Steiermark mit mehr als 1 % voraus. 

Die großen Unterschiede zwischen Tirol und Wien k önnen teilweise mit Be­

sonderheiten und vermehrten Risiken des Aufwachsens in einer Großstadt er­

klärt werden. Wieso sich die Zahlen zwischen der Steiermark und Tirol so stark 

unterscheiden und auch die Daten der anderen Bundesländer so divergieren, 

ist hingegen auch für die VA nicht nachvollziehbar. Die Bundesländer sind 

deshalb aufgerufen, die Ursachen für diese Entwicklung zu erheben. Durch ein 

erweitertes und engmaschiges Angebot an ambulanten familien-unterstüt­

zenden Maßnahmen sollten sie alles daran setzen, Fremd-unterbringungen 

nach Möglichkeit zu verhindern. 

Das zentrale Ziel der Rechtsvorschrift zum B- KJHG 2013 war, die professionelle 
Überprüfung von Verdachtsfällen der Kindeswohlgefährdung sowie die fach­

lich fundierte Auswahl von Hilfen bundesweit umfassend zu gewährleisten 

und trotzdem nur in angemessenem Umfang in familiäre Beziehungen ein­

zugreifen. Die bestehenden Unterschiede sind daher beispielhaft dafür, dass 

es in dieser Hinsicht verstärkter Anstrengungen bedarf. Trotz eines Grundsatz­

gesetzes des Bundes, mit dem eine Harmonisierung der Mindeststandards in 

der Kinder- und Jugendhilfe bewirkt werden sollte, gibt es nach wie vor unter­

schiedliche Schwerpunktsetzungen. Wie im Bericht auch an anderen Stellen 

aufgezeigt wird, haben sie erhebliche Auswirkungen auf die sozialpädagogi­

sche Praxis und beeinflussen damit auch die Lebens- und Aufenthaltsbedin­

gungen der Minderjährigen in Familien und Einrichtungen. 

Seit Inkrafttreten des OPCAT-Durchführungsgesetzes im Juli 2012 besuchen 

die von der VA eingesetzten Kommissionen unangekündigt sozialpädagogi­

sche Einrichtungen zum Schutz und zur Förderung der Menschenrechte Min­

derjähriger in acht Bundesländern ( in Vorarlberg besteht eine korrespondie­

rende Kontrollkompetenz des Landesvolksanwaltes) . Seither veröffentlicht die 

VA Jahresberichte über ihre Tätigkeit als NPM, die immer auch ein Kapitel 

über die Wahrnehmungen in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe ent­

halten. Aus diesen Jahresberichten wird deutlich, dass sich die Institutionen 

sehr stark gewandelt haben. Das Isolieren und Unterbinden fast sämtlicher 

Kontakte von Minderjährigen nach außen, mit Zwang und Brachialgewalt 

durchgesetzte Heimregeln sowie eine Vielzahl demütigender Rituale und der 

Missbrauch von Autoritätsverhältnissen zielten in der Vergangenheit auf die 

vollständige Unterwerfung Minderjähriger ab. Es ist davon auszugehen, dass 

bis weit in die 1980er- Jahre pädagogische Unterdrückungsmechanismen mit 

dem - zwar verbotenen, aber stillschweigend angewendeten - Gebrauch von 

Gewalt in Teilen der Verwaltung, der Politik und beim erzieherisch tätigen 

Personal als durchaus akzeptabel galten. Deshalb wurde Jahrzehnte nicht in 

Frage gestellt, dass interne Kontrollsysteme nicht vorhanden waren bzw. völlig 

in Wien und der Stei­
ermark n icht bei den 
Eltern 

VA empfiehlt verstärk­
ten Ausbau ambulanter 
Unterstützung 

Vereinheitl ichung der 
Standards wurde n icht 
erreicht 

Präventive Menschen­
rechtskontrol le in KJH­
Einrichtungen 
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Gewalt gibt es immer 
noch 

Bundesweite Imple­
mentierung kinderan­
waltlicher Vertrauens­

personen 

Strukturbedingte Prob­
leme erhöhen Risiko 

1 8  

versagt haben und es auch keine Möglichkeit gab, sich bei Personen Unter­

stützung zu holen, die außerhalb des Systems Kinderheim-Fürsorge standen. 

Oie vielfachen physischen und psychischen Übergriffe, die die Menschenwür­

de der Kinder verletzten und viele von ihnen schwer traumatisierten, waren 

schon damals in keiner Weise durch die Rechtsordnung gedeckt. Sie könnten 

sich in dieser Form heute nicht mehr ereignen. 

Man darf sich dennoch nicht der I llusion hingeben, dass es Gewalt und sexu­

ellen Missbrauch unter heutigen Rahmenbedingungen in Einrichtungen nicht 

mehr gibt. Auch heute werden Minderjährige in sozialpädagogischen Wohn­

gemeinschaften oder Heimen noch Opfer von Übergriffen oder Missbrauch, 

in den meisten Fällen allerdings durch andere Minderjährige .  Pädagogisch 

bedenkliche Sanktionssysteme, die einer erniedrigenden Behandlung gleich­

kommen, existieren mitunter ebenfalls noch. Aus diesem Grund legt die VA 

bei den Besuchen in sozialpädagogischen Einrichtungen der Kinder- und Ju­

gendhilfe ihr Hauptaugenmerk darauf, welche gewaltpräventiven Konzepte 

Organisationen implementiert haben und wie auf die Verhinderung von Ge­

walt in jeglicher Form geachtet wird. 

Bei ihren unangekündigten Besuchen schenken die Kommissionen der VA ein 

wesentliches Augenmerk darauf, ob es in Einrichtungen effektiv möglich ist, 

dass Kinder- und Jugendliche von sich aus zu externen Ombuds- und Bera­

tungsstellen Kontakt aufnehmen können und ob ihnen auch vermittelt wird, 

wie sie diese erreichen können. Oie von den Kinder- und Jugendanwaltschaf­

ten Österreichs (KiJAS) im Anhang dargelegte Empfehlung, dass allen Kindern 

und Jugendlichen niederschwellig offenstehen muss, sich mit Anliegen und 

Beschwerden direkt an externe KiJA-Vertrauenspersonen ihres Bundeslandes 

wenden zu können, wird von der VA ausdrücklich unterstützt. In KiJAS der 

Bundesländer Wien, Niederösterreich und Tirol gibt es bereits kinderanwalt­

schaftliche Vertrauenspersonen, die in Einrichtungen regelmäßig vor Ort und 

damit den Minderjährigen bekannte Ansprechpersonen sind. Das erleichtert 

die spätere Kontaktnahme auch bei Konflikten aller Art wesentlich. Positive 

Erfahrungen mit einer niederschwelligen WhatsApp-Beratung gibt es zudem 

bereits bei den KIJAS der Bundesländer Salzburg und Oberösterreich. Oie bun­

desweite I mplementierung des kinderrechtlichen Instrumentes II Kinder-an­

waltliche Vertrauensperson 11 sowie die damit verbundene Bereitstellung erfor­

derlicher finanzieller und personeller Ressourcen der KiJAS wären ein wesent­

licher Beitrag zur Effektuierung der Kinderrechte und zum besseren Schutz von 

Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen. 

Zweifelsohne begünstigen strukturelle Probleme wie schlechte Arbeitsbedin­

gungen, Fehlplatzierungen von Minderjährigen oder schlechte Ausbildung 

des Personals das Auftreten von Gewalt und sexuellen Grenzverletzungen. 
Überforderung des Personals, ungünstige Gruppenkonstellationen, die Struk­

turen von Großheimen und Großgruppen bieten zusätzlich einen Nährboden 

für Üb ergriffe und erschweren das Erkennen und die Aufdeckung dieser Phä-
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nomene . Quantitative und qualitative Defizite im Personalbere ich können 

außerdem Anlass für Einschränkungen der Fre ihe itsrechte Minde rjähriger 

sein. Die VA sieht es als ihre Aufgabe , derartige Probleme aufzuzeigen, auf die 

Behebung hinzuwirken und so zur Prävention von Menschenrechtsverletzun­

gen beizutragen.  

2.2 Gewaltfreie Erziehung ist ein Menschenrecht 

Aus Art. 2 des BVG über die Rechte von Kindern e rgibt sich, dass jedes Kind, 

das dauernd oder vorübergehend aus seinem familiären Umfeld herausgelöst 

ist, Anspruch auf besonderen Schutz und Beistand des Staates hat. Zusätzlich 

schützt Art. 8 EMRK neben dem Recht auf Familienleben auch das Recht auf 

Privatleben.  Davon umfasst sind das Recht auf Selbstbestimmung über den 

eigenen Körper und der Schutz der körperl ichen Unversehrtheit. Die Staaten 

haben also die Verpflichtung, Kinder und Jugendliche vor allen Formen von 

körperlicher Gewalt, insbesonde re sexueller Gewalt, zu schützen. Auch Art. 19 

der UN-KRK verpflichtet dazu, geeignete präventive Maßnahmen zu treffen, 

um Gewalt und sexuelle Übergriffe an Kindern und Jugendlichen zu verhin­

dern. 

Pflicht der Staaten, für 
Schutz vor Gewalt zu  
sorgen 

Schon 2013 beschloss die VA auf Vorschlag des Menschenrechtsbeirats, den Gewaltbereitschaft 

Themenbereich "Maßnahmen zur Gewaltpräve ntion" als Prüfschwerpunkt steigt 

für die Besuche in Einrichtungen für fremduntergebrachte Kinder und Jugend-

liche zu nehmen. Bei den Besuchen der letzten Jahre hat sich geze igt, wie 

wichtig es ist, das Hauptaugenmerk bei den unangekündigte n  Überprüfungen 

auf diesen Aspekt zu richten. Die Auswertung der Erzählungen der befragten 

Minderjährigen und des Personals ergab klar, dass Gewalt in jede r  Einrichtung 

ein mehr oder weniger großes Problem darste llt. Das ist auch nicht verwun-

derlich, wenn man bedenkt, dass der größte Teil der fremdunte rgebrachten 

Kinder und Jugendlichen in der Familie Opfe r  von Gewalt in jegliche r  Form 

geworden sind. Zahlre iche Inte rviews der Kommissionen mit dem Personal 

und den Minderjährigen ergaben, dass in den letzten Jahren auch eine Zu-

nahme der Gewaltbereitschaft der betreuten Minde rjährigen in Betre uungs-

einrichtungen zu verzeichnen ist. Der Schwerpunkt für die Monitoringbesuche 

wurde daher beibehalten und nur auf eine spezielle Form der Gewalt, nämlich 

die sexuelle Gewalt, ausgedehnt. 

Oft ist die Ursache für gewalttätige Zwischenfälle , dass Kinder und Jugend­

liche nicht adäquat untergebracht sind; die jeweilige Einrichtung also nicht 

über e in multi professionelles Betre uungskonzept verfügt, das im Einzelfall 

aufgrund des individuellen Bedarfs erforderlich wäre . In Salzburg wurde bei­

spielsweise eine Einrichtung besucht, in der ausschließlich Jugendliche mit 

einer schweren Störung des Sozialverhaltens lebten, �bwohl die Einrichtung 

eigentlich auf die Versorgung von Jugendlichen mit anderen psychiatrischen 

Diagnosen konzipiert worden war. Dort lebende J ugendliche,  die e ine erlebnis-

Falsche Unterbringung 
erhöht Ris ikofaktoren 
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Umgang mit Gewalt­
situationen lernen 

pädagogische Intensivbetreuung benötigt hätten, konnten in dieser Einrich­

tung nicht adäquat betreut werden. Deshalb konnte kein umfassender Schutz 

vor Gewalttätigkeiten weder für Minderjährige untereinander noch für das 

Personal gewährleistet werden. 

In den Krisenzentren der Stadt Wien zeigte sich bei manchen Besuchen ein 

ähnliches Bild. Diese sind nicht auf den erhöhten Betreuungsbedarf von Kin­

dern und Jugendlichen m it psychiatrischen Diagnosen ausgerichtet. Das Per­

sonal schilderte, dass man bei Impulsdurchbrüchen von einzelnen, psychisch 

kranken Jugendlichen den Schutz der anderen Kinder vor Übergriffen nicht 

gewährleisten könne. Die Kinder berichteten, in ständiger Angst vor einzelnen 

Jugendlichen zu leben. 

In vielen Einrichtungen fiel der VA auf, dass das pädagogische Personal keine 

spezielle Schulung zum T hema Gewaltprävention absolviert hatte, sodass we­

der ein reflektierter Umgang mit Gewaltvorfällen erfolgt, noch Maßnahmen 

zur Deeskalation von Konflikten ergriffen werden. Während es manche Träger 

im Sinne des Qualitätsmanagements als selbstverständlich ansehen, Mitar­

beiterinnen und Mitarbeiter im Rahmen von verpflichtenden 'Fortbildungen 

im Umgang mit Gewaltsituationen gesondert zu schulen, gehen andere da­

von aus, dass die pädagogische Grundausbildung dafür genügen müsse. Er­

fahrungen der VA belegen aber, dass Betreuerinnen und Betreuer die nach 

dem "PART"-Konzept (Professional Assault Response Training - Professionell 

handeln in Gewaltsituationen) oder dem Konzept der " Neuen Autorität" spe­

ziell ausgebildet wurden, auch im Team wesentlich handlungssicherer agieren 

können. Ziel dieser Schulungen ist es, zu erfahren, wie man aggressivem bzw. 

gewalttätigem Verhalten begegnet und sich in einer solchen Situation ange­

messen verhält. Die Kommissionen weisen bei ihren Besuchen die Leitung der 

Einrichtungen darauf hin, wie wichtig es ist, das gesamte Team professionell 

auf Eskalationen vorzubereiten. 

Gewaltschutzkonzepte Gewaltschutzkonzepte sind ein weiteres wichtiges Instrument der Gewaltprä­
fehlen oder sind n icht vention. Nach wie vor sind sie allerdings nicht in allen Kinder- und Jugendhil-

bekannt 
feeinrichtungen Standard. Immer wenn dies der Fall ist, wird von der VA die 

Entwicklung eines solchen Konzepts dringend angeraten .  Die Kommissionen 

machten aber auch die Erfahrung,  dass es in vielen Einrichtungen zwar ge­

naue Handlungsanleitungen geben würde, diese aber den befragten Mitarbei­

terinnen und Mitarbeitern nicht bekannt sind. 

Sexuelle Übergriffe auf Dass Kinder und Jugendliche auch während der Fremdunterbringung, Opfer  
Kinder in der Fremdun­

terbringung 

20 

von sexuellen Übergriffen oder gar sexueller Gewalt werden, kommt immer 

wieder vor. Dies geschieht in unterschiedlichen Konstellationen und Intensi­

täten, häufig eben auch unter Kindern .  Nicht selten sind gerade Kinder und 

Jugendliche, die bereits familiäre Missbrauchserfahrungen haben, besonders 

gefährdet. Sie konnten kein sicheres Gespür für Nähe und Distanz sowie In­

timität und Abgrenzung entwickeln, was die Anfälligkeit für weitere sexuelle 
Übergriffe erhöht. Ein sexueller Übergriff liegt dann vor, wenn sexuelle H and-
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lungen erzwungen werden.  Häufig wird dabei ein Machtgefälle oder Vertrau­

ensverhältnis ausgenutzt und durch subtile Versprechungen, Anerkennung, 

Drohungen oder körperliche Gewalt Druck ausgeübt. Bleiben solche Vorfälle 

im Dunkeln, besteht die Gefahr, dass sich grenzverletzende Handlungsmuster 

verfestigen und immer schwerer auflösbar werden. 

Wirksame Prävention muss deshalb Minderjährige über die verschiedenen 

Arten von Grenzverletzungen aufklären, Kindern und fugendlichen Mut ma­

chen, sich Hilfe zu holen, sie auf ihre Rechte auf körperliche und sexuelle 

Selbstbestimmung hinweisen und Geschlechterrollenzuschreibungen hinter­

fragen. Oie Verantwortung, Minderjährige vor sexuellen Übergriffen zu schüt­

zen bzw. sollte dies einmal nicht möglich gewesen sein, solche Vorfälle best­

möglich aufzuarbeiten, liegt immer beim Fachpersonal. 

Wir wissen heute, dass Prävention von sexuellem Missbrauch hier beginnt: 

Wenn ein Kind einen sexuellen Übergriff erleidet, aber in der Folge erlebt, dass 

so ein Vorfall nicht übergangen oder bagatellisiert wird, lernt es, dass seine 

Grenzen nicht einfach verletzt werden dürfen, dass solche Übergriffe Unrecht 

sind, an das man sich nicht gewöhnen muss. Es erfährt außerdem, dass es sich 

lohnt, Hilfe zu holen, weil es Erwachsene gibt, die bereit sind, sein sexuelles 

Selbstbestimmungsrecht zu schützen. Das sind alles stärkende Botschaften ge­

gen sexuelle Gewalt und Missbrauch im weiteren Leben. 

Entscheidend ist, ob es in den Einrichtungen präventive Maßnahmen zur Ver­

hinderung sexueller Gewalt gibt und wie effektiv diese implementiert sind. 

Aber auch der Umgang mit den Opfern, den übergriffigen Minderjährigen 

und den Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern ist von großer Bedeutung. Oie 

Kommissionen trafen in den letzten fahren immer wieder auf Fallkonstellati­

onen, in denen das Personal große Bedenken geäußert hatte, ein bestimmtes 

Kind ohne besondere Vorkehrungen und mehr Ressourcen in eine Einrichtung 

aufzunehmen, aber letztendlich die Aufnahme nicht verhindern konnte. Erst 

nachdem es zu unerwünschten sexuellen H andlungen gekommen war, er­

folgte eine Verlegung dieser Minderjährigen in eine andere Einrichtung. Auch 

fugendliehe, die bereits Missbrauchstäter geworden sind, werden in Wohnge­

meinschaften oder Krisenzentren untergebracht, wenn kein anderer Betreu­

ungsplatz frei ist. Ist das Personal dann auch noch mangelhaft über die Vor­

geschichte informiert, sind Grenzverletzungen quasi unumgänglich. 

Effektive präventive 
Maßnahmen sind erfor­
derlich 

Oftmals sind die strukturellen Rahmenbedingungen geradezu förderlich für 

das Auftreten von sexueller Gewalt. Bauliche Gegebenheiten und die schlech­

te Übersichtlichkeit in Einrichtungen können z. B. dazu führen, dass Grenzver­

letzungen vom Personal leichter übersehen werden. Außerdem bietet ein zu 

geringer Personalschlüssel immer ein Potential für Gefährdungssituationen. 

Durch ein sexualpädagogisches Konzept soll das Personal dazu angeleitet wer- Sexualpädagogische 

den, Anbahnungen und Manipulationen richtig zu interpretieren und ihnen Konzepte fehlen 

gegenzusteuern, um grenzüberschreitende Dynamiken zu verhindern. Ver-

21 
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bindliche Regeln im Umgang miteinander sowie mit Nähe und Distanz bewir­

ken, dass das Thema in der Organisation verankert und transparent ist und 

laufend evaluiert wird. Dadurch wird eine Sensibilität erzeugt. 

Oft sind sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Thematik zwar bewusst, 

klare Strategien und Verantwortlichkeiten, um sexuelle Übergriffe zu vermei­

den, fehlen allerdings. Dann besteht die Gefahr, dass erfahrene Sozialpädago­

ginnen und Sozialpädagogen, die über eigene Handlungskonzepte verfügen, 

diese nicht an neue Kolleginnen und Kollegen weitergeben und daher in den 

Teams nicht zur Anwendung kommen. Meist wird ein solches Konzept erst 

erarbeitet, nachdem Grenzverletzungen stattgefunden haben. 

Entwicklung sexualpä- Dem NPM ist es daher seit Jahren ein großes Anliegen, neben der Ausarbei­
dagogischer Konzepte tung von Gewaltpräventionskonzepten in den Einrichtungen auch die Ent-

gefordert 

22 

Wicklung sexualpädagogischer Konzepte unter Einbindung des gesamten pä-

dagogischen Personals voranzutreiben. Die VA hat in den letzten Jahren allen 

Bundesländern ausdrücklich empfohlen, die Implementierung eines sexual­

pädagogischen Konzepts als zwingende Bewilligungsvoraussetzung anzuse­

hen und auch entsprechend zu verankern. 

Niederästerreich und Tirol reagierten auf diese Forderung. Sie schreiben bereits 

bei j eder Neugründung und Umstrukturierung einer Wohngruppe ein solches 

Konzept vor. Bei der routinemäßigen Evaluierung der bestehenden und bewil­

ligten Konzepte wird in Niederästerreich und in Tirol unter Festlegung einer 

konkreten Zeitschiene die Umsetzung eines sexualpädagogischen Konzepts 

verlangt. 

Salzburg startete 2009 einen Kooperationsprozess, an dessen Ende pädagogi­

sche Konzepte für Organisationen und Einrichtungen sowie ein Handlungs­

plan bei sexuellen Übergriffen in Einrichtungen standen. Auch in Vorarlberg 

sind sexualpädagogische Konzepte Teil der Gesamtkonzepte . 

Im Juni 201 7 wurde in Oberästerreich ein Projekt der Abteilung Kinder- und 

Jugendhilfe mit dem Verein Sozialpädagogik gestartet, um ein betreiberüber­

greifendes, sexual pädagogisches Rahmenkonzept für alle sozialpädagogi­

schen Einrichtungen auszuarbeiten. Die Konzeptentwicklung sieht vor, dass 

Kinder und Jugendliche, deren Eltern sowie Sozialpädagoginnen und Sozi­

alpädagogen mittels leitfadengestützter Interviews eingebunden werden. I n  

der zweiten Projektphase soll die Implementierung und Adaptierung i n  den 

pädagogischen Alltag der Einrichtungen erfolgen, wofür auch Unterstützung 

von externen Fachexpertinnen und -experten in Anspruch genommen werden 

kann.  Die Abteilung Kinder- und Jugendhilfe des Landes Oberästerreich hat 

zudem über die Fachhochschule eine Bildungsreihe zum Thema "Sexualpäd­

agogik" ins Leben gerufen. 

Im Burgenland ist die Erarbeitung und Umsetzung eines sexualpädagogi­

schen Konzepts bislang weder in Verordnungsform noch in den Richtlinien als 
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verbindliche Voraussetzung für die Bewilligung von Einrichtungen verankert. 

Oie Burgenländische Landesregierung hat der VA im September 201 7  mitge­

teilt, dass angedacht ist, im Rahmen der Überarbeitung der Standards auch 

sexual pädagogische Standards als Teil eines umfassenden Gewaltschutzkon­

zepts vorzuschreiben. Auch in der Steiermark wird bis dato standardisiert kein 

sexualpädagogisches Konzept im Rahmen der Bewilligung von SOZialpäda­

gogischen Einrichtung verlangt. In  den Sozialen Zentren der Steiermark wird 

derzeit ein Projekt "Sicherheitsmanagement in sozialpädagogischen Einrich­

tungenli durchgeführt, dessen Ergebnisse aber landesweit umgesetzt werden 

sollen. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Die bundesweite Implementierung des kinderrechtlichen Instru­
mentes IIKinderan waliliche Vertrauensperson in KijAS" wären ein 
wesentlicher Beitrag zur Effektuierung der Kinderrechte. 

� Gewaltprävenäve und sexualpädagogische Konzepte sollten in al­
len Bundesländern eine BewjJJjgungsvoraussetzung für sozialpäda­
gogische Einrichtungen sein 

� Die Überprüfung der fakäschen Umsetzung dieser Konzepte durch 
die Fachaufsichten der Länder hat zu erfolgen. 

� Verpflichtende Fortbildungen des Personals zum Thema Sexualpäd­
agogik sind in allen Einrichtungen wiederkehrend notwendig. 

2.3 Multiprofessionell ausgerichtete, nachstationäre 

Unterbringungsplätze 

Bei Besuchen auf kinder- und jugendpsychiatrischen Stationen und in Krisen­

einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe bekommen die Kommissionen im­

mer wieder die Information, dass Jugendliche mit intensivem Unterstützungs­

bedarf länger als erforderlich in stationärer Behandlung bleiben müssen, weil 

das Angebot an nachstationären Betreuungsplätzen nicht dem tatsächlichen 

Bedarf entspricht. Das führt zu individueller Perspektivenlosigkeit; zusätzlich 

werden dadurch die ohnehin knappen Betten auf kinder- und jugendpsychia­

trischen Abteilungen länger als unbedingt nötig blockiert. 

In ganz Österreich fehlen flächendeckende sozialtherapeutische und sozial­

psychiatrische Angebote, was zwangsläufig Fehlplatzierungen nach sich zieht. 

Minderjährige aus hochproblematischen Verhältnissen, deren Entwicklungs­

möglichkeiten nur in Kleingruppen mit multiprofessioneller Betreuung (Psy­

chologie, Psychotherapie und Konsiliarpsychiatrie) gewahrt würden, haben 

und machen gravierende Probleme. 

Fremdunterbring ung 

Verlängerte Psychiatrie 
aufenthalte 

Fehlplatzierungen aus 
Mangel an  spezialisier­
ten Betreuungsplätzen 
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Fremdunterbringung 
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Kärnten hat derzeit 95 sozialtherapeutische Betreuungsplätze für insgesamt 

828 Kinder und Jugendliche in voller Erziehung im stationären Bereich .  I n  

Salzburg sind e s  6 für 589 Minderjährige, i n  der Steiermark ebenfalls 6 auf 

2 100 Kinder und Jugendliche, in Niederösterreich 304 für 127 1 Kinder und 

Jugendliche, in Oberösterreich 74 Plätze für 1 121  Kinder und Jugendliche, in 

Tirol 1 9  für 609 Kinder, in Vorarlberg gibt es 20 Plätze für 323 und in Wien 100 

spezielle Betreuungsplätze auf 22 1 7  sozialpädagogisch betreute Kinder und 

Jugendliche. Im Burgenland sind es 54 für 284 fremduntergebrachte Kinder 

und Jugendliche. 

Ein Vergleich zwischen den Bundesländern ist aufgrund unterschiedlicher An­

forderungsprofile an die spezielle Betreuung, anderer Bezeichnungen und Zu­

ständigkeiten schwer möglich. Dennoch zeigt sich deutlich, dass in einigen 

Bundesländern das Angebot spezieller Plätze im Verhältnis zu den in sozialpä­

dagogischen Einrichtungen untergebrachten Kindern und Jugendlichen sehr 

niedrig ist, wobei die Steiermark ein besonderes Missverhältnis aufweist. In 

anderen Ländern wie Niederösterreich und dem Burgenland ist der Anteil sehr 

hoch. Eine Erklärung dafür könnte sein, dass noch nicht alle Länder die nach 

dem B-KJHG 2013 verpflichtenden Kinder- und Jugendhilfeplanung erstellt 

haben.  Niederösterreich hat als erstes Bundesland diese Planung in Auftrag 

gegeben und in den letzten 4 Jahren insgesamt 9 1  neue Spezialplätze geschaf-
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fen .  Die VA fordert nochmals alle Länder auf, die noch keine Bedarfserhebung 

durchgeführt haben, dies nachzuholen und bestehende Angebote ehestens 

entsprechend auszubauen. 

Fremdunterbringung 

Außerdem mangelt es in Österreich an Krisenabklärungsplätzen. Die beste- Krisenplätze ü berbelegt 

henden Krisenzentren sind in den letzten Jahren fast durchgehend voll be-

setzt und phasenweise sogar stark überbelegt. Dafür ist die überdurchschnitt-

lich lange Wartezeit auf einen geeigneten Betreuungsplatz verantwortlich. In 

Wien liegt die aktuelle Jahresdurchschnittsauslastung bei 98,57 %, in Nieder-

österreich schwanken die Auslastungsquoten zwischen 80 und 100 %. Bei der-

art hohen Belegungszahlen kann nur eine pädagogische Notversorgung und 

keine professionelle Krisenabklärung stattfinden. In m anchen Bundesländern 

werden Minderjährige sogar direkt von der Familie in ein Krankenhaus oder 

eine Wohngemeinschaft gebracht, wenn die Abklärungsplätze voll sind oder 

es - wie im Burgenland - gar kein Krisenzentrum gibt. Der Ausbau der Krisen-

abklärungsplätze nach Bedarf ist der VA schon seit vielen Jahren ein wichtiges 

Anliegen. 

Zusätzlich sollte es auch in der Krisenabklärung spezielle Plätze für Kinder 

und Jugendlichen mit psychiatrischen Diagnosen bzw. posttraumatischen 

Belastungsstörungen geben. Die VA fordert daher die Errichtung spezieller 

Krisenzentren, ähnlich den sozialtherapeutischen oder sozialpsychiatrischen 

Wohngruppen mit speziell ausgebildetem Personal und Berufserfahrung im 

Umgang mit diesen Kindern und Jugendlichen und einem höheren Personal­

schlüssel. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Die bundesweite Implementierung des ldnderrechtlichen Instru­
mentes "Kinderan waltliche Vertrauensperson in KiJASfI wären ein 
wesentJjcher Beitrag zur Effektuierung der Kinderrechte. 

� Das Angebot an sozialtherapeutischen Betreuungsplätzen muss 
deutlich erhöht werden. 

� Krisenabklärungsplätze müssen dem Bedarf entsprechend ausge­
baut werden. 

� Krisenzentren für Kinder und Jugendliche mit psychiatrischen Dia­
gnosen bzw. posttraumatischen Belastungsstörungen sind zu schaf­
fen. 

2.4 Die Aufrechterhaltung der Beziehung zur Familie 

Das in Art. 9 Abs. 3 KRK verankerte Recht auf Kontakt zu beiden Elternteilen 

ist als eines der wichtigsten Kinderrechte auch in Art. 2 Abs. 1 BVG Kinder­

rechte verankert und daher mit einer bestehenden verfassungsrechtlichen Ga­

rantie identisch. Der oben dargelegte Mangel an speziellen Betreuungsplätzen 

ist dennoch vielfach verantwortlich dafür, dass viele Bundesländer Minder-

Zu viele Unterbrin­
gungen in  anderen 
Bundesländern 
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Fremdunterbringung 

jährige auch weit entfernt von ihrer Familie und dem gewohnten Umfeld in 

einem anderen Bundesland unterbringen. Die Folge sind Beziehungsabbrüche 

zu den Herkunftsfamilien, die eine Rückführung der Minderj ährigen in die 

Familie erschweren oder gar unmöglich machen . 

Die VA hat erstmals 20 1 4  eine österreichweite Umfrage getätigt und alle Bun­

desländer anlassbezogen mehrfach darauf hingewiesen, dass die durch diese 

Unterbringungspraxis entstehende Entfremdung der Minderjährigen von ih­

ren nahen Bezugspersonen menschenrechtlich höchst bedenklich ist. Die ak­

tuelle Umfrage bezogen auf das Jahr 201 6  ergab erfreulicherweise, dass die 

Anzahl der in anderen Bundesländern untergebrachten Kinder und Jugend­

lichen leicht rückläufig ist; nur in Kärnten sind Unterbringungen von Min­

derjährigen in anderen Bundesländern zuletzt gestiegen. Handlungsbedarf 

besteht j edoch weiterhin in allen Bundesländern: 

Große Unterschiede in 
österreich 

Das Burgenland hat mit 29,22 % den höchsten prozentuellen Anteil der au­

ßerhalb des Bundeslandes untergebrachten Minderjährigen. Das verwundert 

umso mehr, als es in diesem Bundesland überdurchschnittlich viele sozialpä­

dagogische und sozialtherapeutische Wohngruppen gibt, aber nur ein Drittel 

der vorhandenen Plätze mit burgenländischen Kindern besetzt ist. Der Grund 

für dieses Phänomen scheint ein Zuschlag zu sein, den die privaten Träger im 

Burgenland für Minderjährige aus anderen Bundesländern verlangen können 

und die deren Versorgung damit attraktiver machen. Deshalb wird im Burgen­

land überlegt, das in Oberösterreich seit einigen Jahren praktizierte Modell zu 

übernehmen, wonach maximal 15 % der Gesamtzahl der Minderjährigen in 

einer Einrichtung aus anderen Bundesländern stammen dürfen. Seit Einfüh­

rung dieser Regelung ist in Oberösterreich die Zahl Minderjähriger aus ande­

ren Bundesländern von 1 26 auf 84 Minderjährige zurückgegangen. 

Teilweise Verbesserun- Wien hat die Unterbringungen außerhalb des eigenen Bundeslandes durch 

26  

gen bemerkbar den Ausbau von Betreuungsplätzen seit dem 201 2  von 354 auf 1 98 reduziert. 

Auch in Salzburg und der Steiermark wurde der Anteil der in anderen Bundes­

ländern untergebrachten Minderjährigen seit 2014  weniger. Die Steiermark 

hat aber mit 23,86 % immer noch viel zu viele Minderjährige außerhalb der 

eignen Landesgrenzen untergebracht. 

Positive Beispiele In Niederösterreich müssen Unterbringungen in einem anderen Bundesland 

schon seit längerem von der Abteilung Kinder- und Jugendhilfe der Landes­

regierung, bewilligt werden und sind nur zulässig, wenn es keinen adäqua­

ten, freien Platz in Niederästerreich gibt. Die Zahl der niederästerreichischen 

Minderjährigen in anderen Bundesländern ist mit 3,46 % auch entsprechend 

niedrig und seit 2014  konstant rückläufig. 

Alle Unterbringungen liegen zudem in geringer räumlicher Entfernung vom 

Wohnort der Familien in Wien oder Oberästerreich und sind damit für die Auf­

rechterhaltung regelmäßiger Kontakte unproblematisch. Am ehesten entspre­

chen die vorarlbergischen Strukturen kinderrechtlichen Vorgaben. Nur 2 ,16  % 
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der fremduntergebrachten Minderjährigen aus Vorarlberg leben in Einrich­

tungen eines anderen Bundeslandes. 

Unterbringung ausserhalb des eigenen Bundeslandes 

29,22% _ _ __ _ ___ __ _ 

23,88% -- -- ---- -- --
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Diese für 201 6  erhobenen Zahlen decken sich auch mit den Wahrnehmungen 

der Kommissionen, die bei ihrer Besuchstätigkeit mitunter noch Einrichtungen 

vorfinden, die fast ausschließlich mit Minderjährigen aus anderen Bundes­

ländern belegt sind. Liegen diese nicht nur sehr weit entfernt von den Wohn­

orten der Herkunftsfamilien sondern auch in Gegenden, die mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln nur schlecht erreichbar sind, wie in der Obersteiermark und 

dem Südburgenland, können regelmäßige persönliche Kontakte zu Eltern und 

Geschwistern nicht dem Kindeswohl entsprechend unterstützt und gefestigt 

werden. Für Besuchskontakte stellt dies ein riesiges Problem dar, da die Fahrt­

kosten für sozialökonomisch benachteiligte Familien sehr hoch und die An­

fahrtszeiten extrem lange sind. 

In der Steiermark und im Burgenland stießen die Kommissionen auf Wohn­

gruppen, in denen nicht ein einziges Kind aus dem eigenen Bundesland lebte, 

obwohl der Anteil der außerhalb betreuten Minderjährigen in diesen beiden 

Ländern besonders hoch ist. Auf Initiative der VA müssen Einrichtungen in 

der Steiermark zukünftig vor Aufnahme eines Kindes aus einem anderen Bun­

desland bei der Fachaufsicht nachfragen, ob landesweit ein Bedarf für diesen 

Platz besteht. Bisher wurde nur innerhalb des Bezirks nachgefragt. Die VA er­

hofft sich dadurch eine Verbesserung der Situation. 

Wie auch die KiJAS in ihrem gemeinsamen Bericht im Anhang hervorheben, 

werden Kinderrechte nur gewahrt, wenn für jedes Kind ein passender Platz 

Fremdunterbringung 
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Fremdunterbringung 

28 

Gruppengrößen sind 
in  einigen Ländern zu 

hoch 

und eine bedarfsgerechte Unterbringung räumlich und strukturell gesichert 

ist, Kinder und Jugendliche bei der Auswahl der Betreuungsform konsequent 

beteiligt und Kontakte zu Eltern nicht erschwert werden.  Das Recht auf regel­

mäßige persönliche Beziehungen und direkte Kontakte zu beiden Elternteilen 

ist auch durch das Recht auf Achtung des Familienlebens nach Art 8 EMRK 

geschützt. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Fremdunterbringung in großer Entfernung zum Wohnort der Her­
kunftsfamilie ist zur Wahrung der Kontakt- und Besuchsmöglich­
keiten im Interesse des Kindeswohls zu vermeiden. 

� Die Länder als Kinder- und lugendhilfeträger haben für einen be­
darfsgerechten Ausbau eigener Betreuungsstrukturen vorzusorgen. 
Der Anteil an fremduntergebrachten Minderjährigen aus anderen 
Bundesländern sollte möglichst gering sein. 

2.5 Einfluss der Gruppengröße auf Betreuung 

Der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes hat die letzte Staatenprüfung Ös­

terreichs 2012 vorgenommen und dabei fehlende einheitliche Qualitätsstan­

dards sowie unterschiedliche Angebote in den einzelnen Bundesländern be­

mängelt. Ausdrücklich angeregt wurde damals wegen des im BVG Kinderrech­

te enthaltenen Primats des Kindeswohls auch die Verankerung des Rechts auf 

bestmögliche Qualität in der Fremdunterbringung in der Bundesverfassung. 

Dies wurde bis zum heutigen Tage von Österreich nicht umgesetzt. 

Tatsächlich gibt auch § 1 2  B-KJHG die fachliche Ausrichtung der Kinder- und 

Jugendhilfe vor, indem grundsätzlich fachlich anerkannte Standards sowie 

der aktuelle Stand der Wissenschaften als Maßstab normiert werden. Die Aus­

führungsgesetze haben diese Anordnung übernommen, ohne dass es aber in 

weiterer Folge zur Herausbildung einheitlicher Betreuungsstandards in den 

Bundesländern kam.  So gibt es hinsichtlich der erlaubten Maximalzahl an be­

treuten Kindern pro Gruppe österreichweit große Unterschiede. Die Anzahl der 

Kinder in der betreuten Gruppe hat aber eine entscheidende Auswirkung auf 

die Qualität der Betreuung. Die Gruppengrößen variieren sehr stark von acht 

Minderjährigen ( in Wien und Salzburg) bis zu zwölf Minderjährigen in Kärn­

ten, 13 in der Steiermark und sogar bis zu 16 Minderjährigen im Burgenland. 

Die VA kam schon 201 3  zur Auffassung, dass Gruppengrößen über zehn 

Kindern jedenfalls den Erkenntnissen der Sozialpädagogik und zeitgemäßen 

Standards der Fremdunterbringung widersprechen. Die menschenrechtliehe 

Gewährleistungspflicht in Bezug auf Minderjährige in der Fremdbetreuung 

erfordert eine Reduzierung der Gruppengrößen zumindest auf ein Maß, das 

Bedingungen für eine fordernde und fördernde Pädagogik schafft. Auch die 

Möglichkeit der kurzfristigen Überschreitung von Gruppengrößen bei Bedarf, 
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wie es in einigen Ländern mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde möglich ist, 

sollte dringend überdacht werden. 

Empfehlungen der Volksanwaltschaft: 

� Für die dauerhafte Betreuung von Kindern und Jugendlichen soll­
ten bundesweit einheitliche sozialpädagogische Betreuungsstan­
dards angestrebt werden. 

� Eine Reduzierung der Gruppengrößen entsprechend den sozialpäd­
agogischen Erkenntnissen wird empfohlen. 

2.6 Kleinere Betreuungseinrichtungen 

Großheime mit mehreren Gruppen werden dem heutigen Stand der Sozialpä­

dagogik nicht gerecht. Vor allem, wenn Kinder und Jugendliche mit Störungen 

des Sozialverhaltens in Großheimen mit anderen Minderjährigen unterge­

bracht sind, wird automatisch ein starker Gruppendruck erzeugt, sich an Re­

gelverstößen, Selbstinszenierungen und Machtdemonstrationen zu beteiligen. 

Minderjährige, die sich Übergriffen und mehr oder minder ausgelebter Will­

kür oder Distanzlosigkeit ausgesetzt sehen, reagieren ihrerseits mit Aggression 

oder werden zu Opfern von Ausgrenzung. Die Wirk ung negativer Gruppen­

dynamiken ist damit in großen Einrichtungen wesentlich stärker spürbar und 

beeinträchtigt Entwick lungschancen. Je mehr Mitarbeiterinnen und Mitar­

beiter mit dem Gruppengeschehen überfordert sind, desto mehr übernehmen 

Kapos unter den Jugendlichen ganze Gruppen bzw. regieren und steuern die 

Einrichtung mit. Eskalationen sind an der Tagesordnung. Daher ist die Unter­

bringung Minderjähriger in kleinen, familienähnlichen Wohngemeinschaf­

ten der Heimunterbringung vorzuziehen. 

Fremdunterbringung 

Heimstrukturen 
erschweren pädagogi­
sche Arbeit 

Der Wunsch, große Einrichtungen in kleinere, sozialpädagogische bzw. sozial- Personal wünscht sich 

therapeutische Wohngemeinschaften aufzuteilen, kommt - wie in Interviews Veränderung 

deutlich wird - vor allem vom Personal, da man in k leineren Einrichtungen 

individueller auf die Bedürfnisse Einzelner eingehen kann. Einige Bundeslän-

der haben daher begonnen, einzelne Gruppen aus Großeinrichtungen auszu-

gliedern . 

Wien, Vorarlberg, die Steiermark und Salzburg haben inzwischen keine Groß­

einrichtungen mehr. Nachdem 2009 die erste Großeinrichtung in Oberöster­

reich geschlossen wurde, wurde 2016 eine Landeseinrichtung mit mehreren 

Gruppen aufgelöst und für die betreuten Minderjährigen weiterführende Plät­

ze gefunden. Ein Betreiber mit drei Wohngruppen an einem Standort plant 

eine Neukonzeptionierung mit einer Dislozierung einer Gruppe. Von der 1 1  Bu­

benburg" in T irol wurden sukzessive alle fünf Gruppen ausgegliedert und auf 

Wohnungen in verschiedenen Gemeinden verteilt. In Niederösterreich wurden 

aus den sieben sozialpädagogischen Betreuungszentren des Landes einzelne 

Vier Länder haben kei­
ne Großeinrichtungen 
mehr 

29 

III-55 der Beilagen XXVI. GP - Bericht  - Hauptdokument (gescanntes Original)26 von 132

www.parlament.gv.at



Fremdunterbringung 

Problematischer Um­
gang mit Regelverstö­

ßen 

30 

Fä lle von erniedrigen­
der unmenschlicher 

Behandlung 

Wohngruppen ausgegliedert. Die Umstrukturierung soll 2020 abgeschlossen 

sein. Bei den vier private n  Betreuungszentren ist nur zum Teil eine Ausglie­

derung und Umstrukturierung geplant. Für die allesamt privaten größeren 

Heime in Kärnten gibt es noch keine Umstrukturierungspläne. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Kleine familienähnliche Wohngruppen müssen Großeinrichtungen 
in allen Bundesländern ablösen. 

� Die Länder als Träger der Kinder- und Jugendhilfe haben dafür 
Sorge zu tragen dass Umstrukturierungsprozesse nicht aufhalber 
Strecke zum Erliegen kommen. 

2.7 Kein zeitgemäßer Umgang mit Regelverstößen 

Bei ihre n  Besuchen stoße n  die Kommissionen immer wieder auf eine Vielzahl 

problematischer Umgangsweisen im Bereich der Sanktionen.  Die Hauptauf­

gabe sozialpädagogische r  und sozialtherapeutischer Einrichtungen ist es, heil­

same Bedingungen für junge Menschen zu schaffen, die in ihrer E ntwicklung 

benachteiligt sind, um sie professionell begleiten und fördern zu können. Kin­

der und Jugendliche sollen Annahme und Anerkennung als Person erfahren, 

ebenso wie Stabilität, Sicherheit und ein berechenbares Umfeld. Das Gefühl 

des Verstanden- und Gehaltenwerdens muss ihnen vermittelt werden .  

Häufig ist die Anwe ndung von starren Sanktionssystemen ein Ausdruck der 
Überforderung des Personals. Zur Erarbeitung von Handlungsalternativen 

müssen von den Betreibern der Einrichtungen Fortbildungsmaßnahmen er­

möglicht werden. Die Erfahrung hat gezeigt, dass dadurch positive Verände­

rungen möglich sind. Vor allem das Konzept der neuen Autorität, das Strafe n  

generell ablehnt, zeigt gute Erfolge . 

Die Kommissionen sind im Rahmen ihrer Besuche auch auf Strafmaßnahmen 

gestoße n, die bereits den Charakter  von unmenschlicher und ern iedrigende r  

Behandlung i m  Sinne des Art. 3 HARK hatten. S o  wurde beispie lsweise ein 

Kind, das nachts eingekotet hatte und sich anschließend weigerte, das Bett 

zu überziehen, in der Nacht angehalte n, sich zur Strafe fast nackt in den Re­

gen zu stellen.  In einer anderen Wohngemeinschaft ließ man ein «ind, das 

seinem Bruder Duschgel ins Bett geschüttet hatte, die ganze Nacht in dem 

mit Duschgel getränkten Bett liegen, um ihm zu zeigen, wie sich das anfühlt. 

Auch im Dunkeln und bei Kälte wurden Kinder zur Strafe in eine Einfahrt, 

den Hof oder einen Wintergarten gestellt. In einem Heim mussten Kinder zur 

Strafe auf einem Stuhl sitzen und dort längere Zeit schweigend verbringen. Ein 

Jugendliche r  musste an einem kalte n  Novembertag währe nd e ines Kommis­

sionsbesuchs den ganzen Tag ohne Essen im Hof verbringen, weil er als Strafe 
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für einen Regelverstoß die Wohngemeinschaft nicht betreten durfte. Es wurde 

ihm trotz niedriger Temperaturen nicht erlaubt, sich eine Jacke zu holen. Eine 

Separierung von Jugendlichen in einer sechs m2 großen Holzhütte bis zu 72 

Stunden als Maßnahme der Erziehung wurde in einer Wohngemeinschaft in 

Niederösterreich aufgedeckt. 

Derart schwerwiegende Eingriffe in die persönliche Integrität eines Kindes oder 

Jugendlichen als Reaktion auf herausforderndes Verhalten sind nicht nur aus 

kinderrechtlicher Sicht unter keinen Umständen rechtfertigbar. Sie können au­

ßerdem zur Stigmatisierung Einzelner innerhalb der Gruppe beitragen und 

statt eines pädagogischen Erfolgs zusätzliche negative Konsequenzen mit sich 

bringen. 

Sanktionen sollten in der pädagogischen Arbeit daher nur nach sorgfältigs­

ter Abwägung in Einzelfäl len zur Anwendung kommen, da es sich dabei um 

einen sehr sensiblen Bereich handelt. Sie sollen mit dem falschen Verhalten 

vor allem in zeitlicher Hinsicht in direktem Zusammenhang stehen und nicht 

willkürlich j e  nach Betreuungsperson ausgestaltet sein. Zu positiven päda­

gogischen Effekten und einem Lernprozess kann es nur kommen, wenn die 

Konsequenzen für eine Handlung transparent sind. Regelverstöße erfordern 

einen individuellen Umgang und es soll ihnen nicht routinemäßig begegnet 

werden. Sie sind immer im jeweiligen Kontext zu sehen. 

Empfehlungen der Volksan wallschaft: 

� Entwürdigende Strafen sind ausnahmslos verboten. 

� Sanktionen müssen mit dem Regelverstoß in direktem Zusammen­
hang stehen. 

2.8 Alarmierende Personalsituation 

Die VA berichtet in den letzten Jahren zunehmend von Problemen bei der Per­

sonalsituation in den Einrichtungen. Nicht besetzte Dienststellen oder solche, 

in denen es nach kurzer Zeit wieder zu einem Wechsel kommt, beeinflussen 

das Arbeitsklima für die übrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter enorm, 

wenn diese zusätzliche Dienste übernehmen müssen. Eine Konsequenz der 

schlechten Arbeitsbedingungen sind weitere Kündigungen überforderter Mit­

arbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich wiederum negativ auf die Betreuungs­

situation der Minderjährigen auswirkt. 

Laufende Beziehungsabbrüche werden von den Kindern und Jugendlichen 

meist als sehr belastend erlebt. Bei den Besuchen der Kommissionen wird von 

Minderjährigen auf die Frage, was negativ in der Wohngemeinschaft sei, oft 

an erster Stelle der Verlust von Betreuerinnen und Betreuern, zu denen eine 

Bindung aufgebaut wurde, genannt. Der häufige Wechsel der Betreuungsper-

Fremdunterbringung 

Große Probleme mit  
F luktuation 

3 1  
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Mangelnde 
Einschulung 

Einrichtungen benöti­
gen Unterstützung 

Bisherige Maßnahmen 
der Aufsicht reichen 

nicht 
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sonen in der Fremdunterbringung ist vor allem aufgrund bindungstheoreti­

scher Überlegungen höchst kritisch zu sehen. Es ist davon auszugehen, dass 

Minderjährige, die bereits von der Herkunftsfamilie unsicher gebunden sind, 

bei hoher Personalfluktuation zusätzlichen Risikofaktoren ausgesetzt werden, 

die sich verstärken können.Die sogenannte Resilienzforschung ging in jünge­

rer Zeit der Frage nach, warum manche Kinder massive Belastungen besser 

überstehen als andere, also resilienter, d. h. widerstandsfähiger sind. Dabei 

hat sich übereinstimmend die stabile Beziehung zu einer verlässlich und zu­

gewandten erwachsenen Person als wichtigsten "Schutzfaktor" herausgestellt, 

der die "Risikofaktoren" zum Teil ausgleichen oder aber die schlimmsten Kon­

sequenzen mildern kann.  Damit ist der oftmalige Wechsel des Personals ein 

Belastungsfaktor für bindungstraumatisierte Kinder. Das zeigt sich letztendlich 

unter anderem darin, dass viele dieser Kinder an die Kinder- und Jugendpsych­

iatrie angebunden sind und regelmäßig Psychopharmaka nehmen. H äufige 

Beziehungsabbrüche wirken sich auch spürbar auf das Klima unter den Kin­

dern und beim Personal aus und führen zu anderen Missständen. 

Wenn das Personal knapp ist, ist es vielfach nicht möglich, neue Mitarbeite­

rinnen und Mitarbeiter ausreichend einzuschulen. Nach kurzer Zeit werden sie 

mit der sehr großen Verantwortung allein gelassen und übernehmen Nacht­

dienste ohne Begleitung. Mitunter werden in der Nacht oder am Wochenen­

de Gruppen zusammengelegt. Die jungen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

ohne Berufserfahrung sind mit Gruppenkonstellationen und Minderjähri­

gen, die sie nicht kennen, im Dienst alleine auf sich gestellt. Halten sie dieser 

hohen Belastung nicht stand und scheiden deshalb aus, kommt es zu rasch 

aufeinander folgenden Wechseln in Betreuungsteams. Aus dem Teufelskreis 

scheinen Einrichtungen kaum mehr herauszukommen. Wenn sie sich wegen 

häufiger personeller Engpässe in der Branche bereits einen schlechten Ruf er­

worben haben, melden sich kaum mehr Bewerberinnen und Bewerber für die 

offenen Stellen. Damit muss wieder auf Berufsanfängerinnen und -anfänger 

zurückgegriffen werden. 

Von den Kommissionen wurden derartige Probleme bereits in den Vorjahren 

aufgezeigt. Die VA hat deshalb alle Bundesländer um Auskunft ersucht, was 

von Seiten der Kinder- und Jugendhilfeträger als Aufsichtsbehörden unter­

nommen wird, um Einrichtungen dabei zu unterstützen, Fluktuationsproble­

me zu lösen. Die von den Ländern zur Unterstützung der Betreiber angebo­

tenen Maßnahmen reichen von Personalgesprächen (auch mit ehemaligen 

Angestellten), berufsbegleitender Fort- und Weiterbildung über Supervision, 

Monitoring und Coaching bis zu Führungskräfteschulungen. 

Diese bisherigen Maßnahmen der Aufsichtsbehörden scheinen aber nur be­

grenzt Wirkung zu zeigen. Bei Folgebesuchen in von hoher Fluktuation be­

troffenen Einrichtungen fanden die Kommissionen, mitunter sogar eine Ver­

schlechterung der Situation vor. In Vorarlberg werden daher aktuell in einem 

Dialogprozess der öffentlichen und privaten Kinder- und Jugendhilfe einheit-
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liche Standards festgelegt. In Tiral werden gerade Qualitätsstandards entwi­

ckelt, die Fluktuationsursachen vorbeugen sollen. 

Empfehlungen der Volksanwaltschaft: 

� Hohe PersonalDuktuation muss im Interesse der Kinder unbedingt 
vermieden werden. 

� Fluktuationsursachen muss vorgebeugt werden. 

2.9 Unterschiedliche Ausbildungsstandards 

Fremdunterbringung 

Ein besonderer Schwerpunkt des B-KJHG 201 3  war die weitere Prafessionalisie- Schwerpunkt der 

rung der Fachkräfte. Für die Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe dürfen nach Reform nicht umgesetzt 

der Intention des Gesetzgebers nur noch ausgebildete und persönlich geeigne-

te Fachkräfte, insbesondere aus den Bereichen Sozialarbeit, Sozialpädagogik, 

Psychologie und Psychotherapie, herangezogen werden. Diesen Fachkräften 

muss regelmäßig berufsbegleitende Fort- und Weiterbildung sowie Supervisi-

on angeboten werden. Die Fachkräfte haben ihre Leistungen nach fachlichen 

Standards, die im Detail von den Ländern verbindlich festgelegt werden, zu 

erbringen. 

In sämtlichen Ausführungsgesetzen der Länder ist zwar ebenso festgeleg t, dass 

die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nur von Fachkräften erbracht wer­

den dürfen. Die Definition der Fachkraft ist allerdings sehr unterschiedlich. 

Während einige Bundesländer darunter ausschließlich Absolventinnen und 

Absolventen von Kollegs für Sozialpädagogik und der Fachhochschule Soziale 

Arbeit sowie Personen mit Universitätsabschlüssen in Psychologie, Pädagogik 

oder Psychotherapie verstehen, werden in  anderen Bundesländern auch Per­

sonen mit Abschlüssen in Kindergartenpädagogik, Horterziehung, Lehramt, 

Krankenpflege, Sozialbetreuung, Behindertenbetreuung und Jugendarbeit als 

Fachkräfte anerkannt. 

Einige Länder sehen auch noch berufsbegleitende Qualifizierungsmöglichkei­

ten vor. Im Burgenland und in Wien können Berufsanfängerinnen und Berufs­

anfänger, die noch keine pädagogische Ausbildung absolviert haben, in sozi­

alpädagogischen Wohngruppen arbeiten, wenn sie im ersten Jahr der Anstel­

lung mit der Ausbildung beginnen und diese innerhalb von fünf Jahren ab­

schließen. Die VA sieht diese Regelung äußerst kritisch, da sie keineswegs den 

heutigen Berufsanforderungen an das Personal entspricht. Man müsste die 

berufsbegleitende Ausbildungsmöglichkeit zumindest auf Personen beschrän­

ken, die in anderen Ländern zu den Fachkräften gehören, wie Kindergarten­

pädagogik, Horterziehung und Behindertenbetreuung. Außerdem sollten sie 

wie in der Steiermark mindestens zwei Drittel der Ausbildung abgeschlossen 

haben, bevor sie Dienste verrichten dürfen. 

Unterschiedliche Defini­
tion der Fachkraft 

Unausgebildetes 
Personal 
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Noch weniger nachvollziehbar ist es, dass es keine Ausnahme von der berufs­

begleitenden Qualifizierung für das Personal von sozialtherapeutischen und 

sozialpsychiatrischen Wohngemeinschaften gibt. Diese Wohngemeinschaf­

ten, in denen die herausforderndsten Kinder und Jugendlichen leben, werden 

in Wien von privaten Trägern angeboten, die Personal ohne abgeschlossene 

pädagogische Ausbildung anstellen dürfen. In den eigenen Einrichtungen der 

Stadt Wien dürfen hingegen nur Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 

mit fertigem Abschluss arbeiten. 

Keine einheitliche Der Beruf der Sozialpädagogin bzw. des Sozialpädagogen ist in k einem eige-
Ausbildung nen Berufsgesetz geregelt und hat daher auch keinen Berufsschutz und keine 

einheitlichen Ausbildungsrichtlinien. Jahrelange Versuche auf Bundesebene 

eine einheitliche Regelung durchzusetzen, sind gescheitert. Das Ausbildungs­

niveau ist aus diesem Grund sehr unterschiedlich, da die einzelnen Ausbil­

dungsstätten sowohl hinsichtlich der Lehrinhalte als auch der Anzahl von 

Unterrichts- und Praxisstunden verschiedene Modelle anbieten. In Oberöster­

reich enthält das Sozialberufegesetz das Berufsbild Sozialpädagogische Fach­

betreuung in der Jugendwohlfahrt. Diese Ausbildung ist lokal begrenzt und 

wird in anderen Bundesländern nicht anerkannt. Noch weniger einheitlich 

sind Fort- und Weiterbildungen, sowohl was deren Inhalt als auch was das 

Ausmaß anbelangt. 

Gesetzliche Aus der Sicht der VA ist eine zeitgemäße und einheitliche Regelung längst fäl-
Regelung fehlt lig. Menschen, die in der sozialen Arbeit tätig sind, müssen eine hohe Qualifi­

kation mitbringen. Dazu gehören neben der pädagogischen, psychologischen 

und rechtlichen Ausbildung auch eine wissenschaftliche Basis und ein hoher 

Anteil an Praxis und Selbstreflexion. In einem solchen Gesetz sollten neben 

ethischen Grundsätzen auch fachliche und arbeitsrechtliche Standards ent­

halten sein. 

Einheitliche Bestimmun­
gen fehlen zum Perso­

nalschlussei 

Wie hoch der Personalschlüssel sein muss, ist ebenfalls sehr undurchschaubar 

und nicht konkret definiert. In einigen Ländern ist in Verordnungen geregelt, 

dass es eine Mindestanzahl an Betreuungspersonen entsprechend der Wohn­

form geben muss. In anderen Ländern gibt es diesbezüglich keine Regelung, 

sondern die Anzahl an Fachkräften wird im Bewilligungsbescheid der Einrich­

tung vorgeschrieben .  Die VA fordert einheitliche Bestimmungen zur Qualifika­

tion des Personals und zum Betreuungsschlüssel. 

34 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Die VA fordert, dass nur gut ausgebildetes Personal in Kinder- und 
lugendhilfeeinrichtungen arbeiten darf. 

� Einheitliche Ausbildungsstandards müssen für ganz Österreich ge­
schaffen werden. 
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2.1 0 Partizipation von Kindern und Jugendlichen 

Während ihrer Besuche klären die Kommissionen in Interviews mit Kindern Nachholbedarf 

und Jugendlichen ab, ob durch die Einführung partizipativer Maßnahmen bei der Partizipation 

wie Hausparlamente, Kinderteams, Kindervertretungen und Beschwerdebrief-

kästen mehr Mitsprache- und Mitbestimmungsmöglichkeiten eingeführt wur-

den. Die Antworten waren in den letzten Jahren eher ernüchternd. In  vielen 

Einrichtungen werden die Kinderteams inzwischen gar nicht mehr oder nur 

mehr in sehr großen Intervallen abgehalten. Aber auch dort, wo sie stattfin-

den, würde nach Aussagen der Kinder und Jugendlichen, letztendlich doch 

wieder von einem Erwachsenen entschieden, dass man ihre Wünsche nicht 

berücksichtigen könne. Protokolle über Inhalte von Kinderteamsitzungen gibt 

es vielfach nicht oder sie verschwinden in den Schubladen. 

Partizipation, wie sie die UN-KRK und das BVG Kinderrechte vorsieht, ist mehr Kind als Experte 

als nur das Recht, angehört zu werden. Es ist eine Grundhaltung, die in allen 

Bereichen der Maßnahme der Fremdunterbringung - vom Entscheidungs- und 

Aufnahmeprozess, über die Betreuungszeit bis zum abschließenden Verselb­

ständigungsprozess - Auswirkungen hat. Nach den Quality4Children Stan-

dards, die im Auftrag des Europarats für die außerfamiliäre Betreuung von 

Kindern und jungen Erwachsenen in Europa auf Grundlage der UN-KRK er-

arbeitet wurden, wird das Kind als Experte für sein eigenes Leben anerkannt. 

Dazu muss es informiert, gehört und ernst genommen werden. Seine Resilienz 

soll als großes Potenzial anerkannt werden .  Kinder haben das Recht, aufbau-

end auf ihren Ressourcen, ihren Möglichkeiten und ihrem Verhalten in den 

Erziehungsprozess eingebunden zu werden, um ein positiveres Selbstbild und 

mehr Selbstverantwortung entwickeln zu können. 

In Deutschland gibt es Einrichtungen, die seit Jahrzehnten partizipativ geführt Positive Beispiele 

werden. Dort sind Kinder und Jugendliche sogar in Entscheidungen über die 

Verwendung von Fördergeldern und Personalfragen eingebunden. In diesen 

Einrichtungen hat sich gezeigt, dass diese Entscheidungen besser akzeptiert, 

mitgetragen und letztendlich umgesetzt werden. 

Indem Kinder vermehrt in Entscheidungsprozesse eingebunden werden, ha­

ben auch Einrichtungen in Österreich begonnen, diese Erfahrungen und Er­

kenntnisse umzusetzen.  In manchen Einrichtungen ist in den Konzepten ver­

ankert, dass die Minderjährigen bei der Erstellung von Hausregeln ein Mit­

gestaltungsrecht haben. Die Einbindung von Kindern und Jugendlichen in 

verschiedene Projekte führt dazu, dass sie sich mit diesen auch identifizieren 

und sie daher besser umsetzen.  Gerade in der Fremdunterbringung ist die Be­

teiligung von besonderer Bedeutung, da Kinder und Jugendliche oft erst lernen 

müssen, eigene Wünsche und Interessen mitzuteilen. Partizipation kann nur 

dann funktionieren, wenn sowohl die Leitung einer Einrichtung, als auch das 

Personal dem Thema positiv gegenüberstehen. Sie kann nur dann stattfinden, 

wenn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in die Entscheidungsprozesse der Ein-
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richtung eingebunden sind. Wichtigste Voraussetzung ist, dass die Kinder und 

Jugendlichen positive Ergebnisse und Entwicklungen erkennen, weil ihnen so 

bewusst wird, dass sich ihr Engagement lohnt. 

Von den Aufsichtsbehörden der Länder wurden die Eindrücke der Kommissi­

onen bezüglich mangelnder Partizipation von untergebrachten Kindern und 

Jugendlichen teilweise bestätigt. Salzburg berichtete, dass bei den Fachauf­

sichtsbesuchen Abnützungserscheinungen in den Einrichtungen aufgefallen 

seien. In Niederösterreich fielen vor allem bei neuen Wohngruppen und neuen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Mängel in der Umsetzung auf. Die Kinder 

selbst konnten mit den Begriffen Partizipation und Beteiligung wenig anfan­

gen. Das Personal und die Leitung werden in solchen Fällen auf die Wichtig­

keit und Wirksamkeit der Partizipation für den Erfolg der sozialpädagogischen 

Arbeit hingewiesen. Ihnen werden Fortbildungen angeboten, um sie auf die 

Bedeutung der Thematik zu sensibilisieren. 

Oberösterreich Die Abteilung Kinder- und Jugendhilfe Oberösterreich hat 2015 in Kooperati-
startet Projekt on mit dem Verein Sozialpädagogik ein Projekt "Wie Beteiligung in SOZialpä­

dagogischen Wohngruppen gelebt werden kann 11 gestartet. Es geht um einen 

systemischen Auf- und Ausbau der Beteiligungsmöglichkeiten von Kindern 

und deren Eltern in den Wohngruppen. Drei Wohngruppen wurden dabei un­

terstützt, Partizipation mit den Kindern und Jugendlichen, ihren Familien in 

Kooperation mit den fallführenden Behörden konsequent und nachhaltig zu 

leben. Bis Ende 201 8  sollen fünf weitere Gruppen dazukommen, die die Betei­

ligung von Kindern im Lebensalltag mit professioneller Unterstützung umset­

zen sollen. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Einrichtungen brauchen bei der Umsetzung des Rechts auf Partizi­
pation Unterstützung. 

� Beteiligung der Kinder und Jugendlichen muss in der Praxis gelebt 
werden 

2.1 1 Abrupte Beziehungsabbrüche 

Beziehungsabbrüche Einen besonders schlechten Verlauf nimmt die Fremdunterbringung, wenn 
mit negativen Folgen Minderjährige mehrfach Einrichtungen wechseln müssen. Häufig sind diese 

Wechsel dadurch bedingt, dass nicht von Anfang an die geeignetste Einrich­

tung für den Minderjährigen zur Verfügung steht oder diese aus Kostengrün­

den nicht sofort bewilligt wird. Die Auswirkungen dieser vermehrten Bezie­

hungsabbrüche zeigen sich gerade in der Pubertät. Die schwer traumatisierten 

Minderjährigen werden dann derartig auffällig, dass Psychiatrieaufenthalte 

notwendig werden. Mitunter weigern sich die Einrichtungen, diese schon bis 

dahin äußerst schwierig zu betreuenden Jugendlichen wieder aufzunehmen 

und es kommt zu einem neuerlichen Wechsel der Einrichtung. Durch jeden 
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weiteren Beziehungsabbruch verschlechtert sich aber nach Meinung von Ex­

pertinnen und Experten die Situation des Kindes oder des Jugendlichen wei­

ter. Die nichtbewältigten Probleme tauchen nach geraumer Zeit verstärkt im 

nächsten Hilfesystem wieder auf. 

Aus diesem Grund haben einige Träger Konzepte zum Krisenmanagement er- Krisenmanagement 

arbeitet. Dadurch soll vermieden werden, dass die Situation derart eskaliert, zur Stabil isierung 

dass es danach weder für die betroffenen Jugendlichen noch das sozialpäda-

gogische Persona} kein Zurück gibt. Die Konzepte basieren auf der Bindungs-

theorie und sehen eine Kooperation mit einer NotschlafsteIle, einer Partner­

Wohngemeinschaft oder der Psychiatrie vor. Diese Einrichtungen übernehmen 

für kurze Zeit die Minderjährigen. Durch die Änderung des Settings kann ein 

Verlust des Wohngemeinschaft-Platzes vermieden werden, wenn weiterhin 

Kontakt zum Kind gehalten wird. Zugrunde liegt diesen Modellen die Erkennt-

nis, dass in der Partnereinrichtung zwischen dem Betreuungspersonal und 

dem Kind noch keine Bindung hergestellt wurde und es dadurch zu keinen 

Eskalationen während der Phase der Anpassung kommt. Durch Halten des 

Kontaktes und der Beziehung ist eine Rückführung des Kindes in die Stamm-

einrichtung wieder möglich, sobald die krisenhafte Situation bewältigt ist. 

Andere Einrichtungen arbeiten mit einem in der Schweiz bereits seit Jahren 

praktizierten Modell von professionellen Pflegefamilien. Die Kinder werden 

für eine Krisenzeit in einer Wohngemeinschaft mit maximal vier Jugendli­

chen pro Gruppe und einem sehr hohen Personalschlüssel betreut. Ziel ist es, 

die Kinder und J ugendlichen nach Hause zurückzuführen oder sie bei pro­

fessionellen Pflegefamilien unterzubringen, die weiterhin intensiv mit der 

Wohngemeinschaft zusammenarbeiten. Kommt es in dieser Pflegefamilie zu 

einer Krise, gibt es die Möglichkeit, die Minderjährigen für kurze Zeit wieder 

in der Wohngemeinschaft aufzunehmen. Andere Jugendliche kann man in 

die Selbstständigkeit entlassen, ebenfalls mit der Möglichkeit, dass sie wieder 

zurückkehren dürfen, wenn es für sie notwendig ist. Die VA sieht derartige 

Konzepte als Best Practice. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

.. Häufige Wechsel der Betreuungseinrichtung sind zu verhindern. 

� Modelle für Auszeit- Wohngemeinschaften sind zu schaffen. 

� Einrichtungen für Krisenzeiten mit mehr Personal bei geringer Kin­
deranzahl müssen ausgebaut werden. 

Wohngemeinschaft 
als sicherer Ort 
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2.1 2 Weiterführung der Hilfen nach der Volljährigkeit 

Anspruch auf Hilfen  Im B-KJHG 201 3  ist festgelegt, dass Erziehungshilfen nach Volljährigkeit ver-
endet mit Volljährigkeit längert werden können, wenn das dringend notwendig ist, um die im Hilfe-

38 

plan vordefinierten Ziele zu erreichen. Einen Rechtsanspruch, wie noch im Ge­

setzesentwurf vorgesehen, gibt es nicht. Wie sich aus der Kinder- und Jugend­

hilfestatistik 201 6  ergibt, bestehen auch bei den Hilfen für junge Erwachsene 

enorme Unterschiede in Österreich. 

In einigen Bundesländern werden die Verlängerungen immer nur für sechs 

Monate oder ein Jahr ausgesprochen, was zu einer völligen Verunsicherung 

der Jugendlichen führt. Die Unsicherheit wirkt sich insbesondere auf ihre Mo­

tivation, eine Ausbildung zu beginnen, und letztendlich deren Erfolg aus. Ob 

eine Hilfe weiterhin gewährt wird, sollte schon vor Erreichen der Volljährig­

k eit entschieden werden, damit es für die Jugendlichen und die Einrichtungen 

möglich ist, zu planen. 

Außerdem erhalten die jungen Erwachsenen in fast allen Ländern nur dann 

eine Weiterbetreuung in Form der vollen Erziehung, wenn sie bereits vorher 

fremduntergebracht waren. Das führt dazu, dass Jugendliche oft schon vor 

Erreichen des 1 8 . Lebensjahres, auch wenn eine Fremdunterbringung indiziert 

wäre, nicht mehr in volle Erziehung übernommen werden. 

In Tirol, Salzburg und der Steiermark kann eine vor der Volljährigkeit erhalte­

ne Unterstützung der Erziehung in eine volle Erziehung umgewandelt werden. 

In Salzburg können werdende Mütter bis 21 auch erstmalig eine Erziehungs­

hilfe bekommen, wenn sie vorher nicht unterstützt wurden. 

Individueller Wenn man die Zahlen der stationären Hilfen für runge Erwachsene für 2016 
Unterstützungsbedarf in Relation zu den Gesamtzahlen der vollen Erziehung setzt, fällt auf, dass 

manche Länder die Hilfen häufiger weitergewähren als andere. Dass es so 

große Unterschiede im Bedarf in den einzelnen Ländern gibt, ist für die VA 

nicht vorstellbar. 

In Salzburg, Tirol und der Steiermark ist der Anteil der jungen Erwachsenen 

bei den gewährten Hilfen prozentuell doppelt so hoch wie in anderen Bundes­

ländern. Da nicht anzunehmen ist, dass diese jungen Erwachsenen selbstän­

diger sind, scheint der individuelle Unterstützungsbedarf in der Praxis nicht 

derart ausschlaggebend zu sein. Auch bei der Unterstützung der Erziehung 

sind die Unterschiede sehr groß. 

Die Maßnahme für junge Erwachsene mit 21 Jahren ist jedenfalls begrenzt, 

was von der VA k ritisiert wird. Viele fremduntergebrachte Minderjährige be­

ginnen keine höhere Schulausbildung, da sie befürchten, diese nicht inner­

halb der Maßnahme beenden zu können. 
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Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� VA fordert Anspruch auf Hilfen nach der Volljährigkeit 

� Maßnahmen für Junge Erwachsene sollen für die gesamte Dauer 
der Ausbildung bewilligt werden. 

� Tatsächliches Abstellen auf den individuellen Unterstützungsbedarf 
wird gefordert 

2.1 3 Rückführung in die Familie 

Der zu Beginn der Hilfen zur Erziehung erstellte Hilfeplan muss nach dem Ge­

setz Erziehungsziele und Zielvereinbarungen, wie diese Ziele erreicht werden 

sollen, enthalten. Dieser Hilfeplan ist zumindest einmal jährlich zu überprü­

fen und anzupassen, sollte die Hilfe nicht mehr geeignet ist. Wenn die H ilfe 

nicht mehr notwendig ist, ist sie ganz zu beenden. Wird bei der regelmäßigen 
Überprüfung entschieden, dass ein Kind in die Familie entlassen werden soll, 

gibt es vom Kinder- und Jugendhilfeträger Unterstützung für die Familie, um 

die Wiedereingliederung des Kindes in die Familie zu begleiten. Es müssen 

dann Betreuungskonzepte erarbeitet werden, die eine erfolgreiche Rückfüh­

rung und positive Weiterentwicklung des Kindes in seiner Familie unterstützen 

sollen. Dafür können private Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen und ge­

eignete Fachkräfte beauftragt und zugekauft werden .  Diese Konzepte können 

schon vor der geplanten Rückführung starten. 

Damit es aber überhaupt zur Entscheidung kommt, dass eine Rückführung 

vorzubereiten ist, muss sich die Familiensituation entscheidend verändert 

haben. Von einigen Ländern wurde berichtet, dass Elternarbeit Aufgabe der 

Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter wäre. Das kann funktionieren, wenn 

es Geschwisterkinder in der Familie gibt, für die die Sozialarbeiterin oder der 

Sozialarbeiter zuständig ist. Ansonsten geschieht wenig, um die Familien für 

eine spätere Rückführung der Kinder zu befähigen. Wenn sich die Minderjäh­

rigen in Einrichtungen befinden, in denen Elternarbeit Teil des pädagogischen 

Konzepts ist, wird sie von diesen übernommen. 

In Vorarlberg übernimmt schon zu Beginn der Fremdunterbringung - je nach 

Vereinbarung in der Hilfeplanung - die Arbeit mit den Familien entweder die 

betreuende Einrichtung der vollen Erziehung, der Pflegekinderdienst, eine am­

bulante Familienbetreuung oder eine freie Fachkraft der Kinder-und Jugend­

hilfe. In diesem Bundesland beträgt die Dauer bei stationärer Unterbringung 

nur 1 ,47  Jahre.  

In Oberösterreich ist in einer Qualitätsrichtlinie festgelegt, dass begleitende 

Elternarbeit in allen sozialpädagogischen Einrichtungen verpflichtend ist. Ei­

nige oberösterreichische Betreiber haben darüber hinaus einen Schwerpunkt 

Fremdunterbringung 

Familien müssen weiter 
unterstützt werden 

E lternarbeit ab dem 
Beginn der Unterbrin­
gung 
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auf aktivierende bzw. verändernde Elternarbeit gelegt. Diese Konzepte bein­

halten auch eine intensivere und aufsuchende Elternarbeit, wofür zusätzliche 

Personalressourcen eingesetzt werden.  Daneben gibt es noch die sogenannten 

" Rückführungsgruppen",  die begleitend zur stationären Betreuung auch fami­

lienbefähigende Elternarbeit leisten. Ziel dieser Konzepte ist es, an der Rück­

führung der Kinder in das Herkunftssystem - nach Abklärung der Ressourcen 

und Defizite durch Beratung und Training mit den Eltern bzw. anderen Fami­

lienmitgliedern - zu arbeiten. Diese Wohngruppen haben zusätzlich zu den 

sozialpädagogischen Fachk räften Familienberaterinnen und Familienberater 

sowie Fachbeauftragte für Familienarbeit angestellt. Solche Konzepte sollten 

in ganz Österreich Standard für die Fremdunterbringung werden. 

Empfehlungen der Volksanwaltschaft: 

� Am ersten Tag der Unterbringung sollte die Arbeit mit der Familie 
beginnen. 

� Dauer der stationären Unterbringung muss durch intensive; aufsu­
chende Elternarbeit verkürzt werden. 

2.1 4 Unbegleitete minderjährige Fremde in der 

Grundversorgung der Länder 

Unbegleitete minderjährige Fremde (UMF) sollen - ganz unabhängig von der 

Frage der ausländerrechtlichen Situation - ebenso behandelt werden wie el­

ternlose österreichische Kinder und haben einen Anspruch auf b esonderen 

staatlichen Schutz und Beistand (Art. 20 UN-KRK) . Diese Kinder und Jugend­

lichen haben teilweise eine jahrelange Odyssee über verschiedene Kontinen­

te hinter sich, wenn sie in Europa bzw. Österreich ankommen. Die Berichte, 

die über Kinder und Jugendliche auf der Flucht zu lesen sind, erschüttern. Im 

j üngsten Bericht von UNICEF wurde erhoben, dass mehr als Dreiviertel der 

Kinder und Jugendlichen, die über die Mittelmeerroute nach Europa k ommen 

möchten, schweren Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt waren, schwer 

misshandelt, ausgebeutet oder Opfer von Menschenhandel wurden . 

Als Form der Betreuung von elternlosen Kindern k ommt daher die Aufnahme 

in eine Pflegefamilie, die Adoption oder die Unterbringung in einer geeigneten 

Kinderbetreuungseinrichtung in Betracht (Art. 20 Abs. 3) . Ihnen ist, wie öster­

reichischen Kindern auch, das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit zu ge­

währleisten (Art. 24). Mit Artikel 28 UN-KRK erkannte die Republik Österreich 

auch das " Recht jedes Kindes auf Bildung" an. Weitere Artikel der KRK sind 

für Flüchtlingsk inder von Bedeutung: das Diskriminierungsverbot (Art. 2); die 

Verpflichtung zur Familienzusammenführung (Art. 9 und 10);  das Recht auf 

Leistungen der sozialen Sicherheit (Art. 26) sowie angemessene Lebensbedin­

gungen und Unterhalt (Art. 27) .  
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Der VA ist es als Menschenrechtsinstitution ein besonderes Anliegen, diesem 

Thema möglichst viel Aufmerksamkeit zu schenken und konkrete Probleme 

bewusst zu machen. 

Der Notwendigkeit, UMF besonders zu schützen, wurde in der EU-Aufnahme- Beurtei lungsmaßstäbe 

Richtlinie (201 3/33/EU) explizit Rechnung getragen und spezielle Regelungen 

nur für diese Gruppe normiert. Neben der UN-KRK, der EMRK, der EU-Grund-

rechte charta und dem BVG-Kinderrechte dient die Richtlinie als Beurteilungs-

maßstab für die Erfüllung der staatlichen Pflichten. 

Demnach müssen EU-Mitgliedsstaaten dafür sorgen, dass Leistungen für Asyl­

werbende einem angemessenen Lebensstandard entsprechen, der den Lebens­

unterhalt sowie den Schutz der physischen und psychischen Gesundheit von 

Antragstellern gewährleistet. Im Fall von Minderjährigen muss dabei immer 

- wie in Art. 3 UN-KRK hervorgehoben wird - das Kindeswohl an erster Stel­

le stehen. Bestehende Angebote müssen deshalb für die körperliche, geisti­

ge, seelische, sittliche und soziale Entwicklung der Kinder angemessen sein.  

Voraussetzung dafür ist die adäquate Ausbildung des Betreuungspersonals. 

Im Bedarfsfall müssen Minderjährige beispielsweise geeignete psychologische 

Betreuung in Anspruch nehmen können. 

Die für die Kinder- und Jugendhilfe relevanten Gesetze (B-KJHG und dazu 

erlassenen Landesausführungsgesetze sowie das ABGB) unterscheiden nicht 

zwischen Minderjährigen aus dem Inland und unbegleiteten minderjährigen 

Flüchtlingen. Obwohl auch schon bei der Schaffung des B-KJHG 201 3 die Pro­

blematik begleiteter und unbegleiteter Flüchtlingskinder evident war, wurde 

auf spezifische Festschreibungen von Kinder- und Jugendhilfemaßnahmen 

für diesen Personenkreis verzichtet. UMF profitieren kraft Gesetzes ungeachtet 

dessen von den Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe aufgrund des diskri­

minierungsfreien Zuganges zu diesen Leistungsangeboten. Die Praxis sieht 

allerdings anders aus: Während österreichische Kinder nach den Regeln der 

Kinder- und Jugendhilfe betreut werden, gelten für UMF die Bestimmungen 

der Grundversorgungsgesetze mit entsprechend niedrigeren Standards als in 

sozialpädagogischen Einrichtungen. Die Grundversorgungsgesetze stellen 

aber keine leges speciales zu den Kinder- und Jugendhilfegesetzen dar und ver­

drängen diese daher auch nicht. Letztere ergänzen die Grundversorgung um 

Maßnahmen und Hilfeleistungen, die über die existenzielle Grundsicherung 

hinausgehen, sofern diese nicht schon Teil der Grundversorgung sind. 

Keine Rechtfertigung  
für unterschiedliche 
Standards 

Zentrales Ziel muss nach der geltenden Rechtslage deshalb auch die faktische VA stellte zahlreiche 

Gleichstellung von UMF mit anderen Kindern und Jugendlichen, die außer- Missstände fest 

halb ihrer Familien aufwachsen, sein. Handlungsbedarf gibt es - wie auch die 

KiJAS aufzeigen - von der Zuständigkeit, den organisatorischen und rechtli-

chen Rahmenbedingungen bis hin zu den Tagsätzen und damit verbunden 

dem Leistungsspektrum von Betreuungsstandards, Bi ldungschancen und Frei-

zeitaktivitäten bis zu Therapieangeboten. Immer wieder hat die VA sowohl im 

Rahmen des präventiven Mandates, das sie gemeinsam mit den von ihr ein-
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Finanzierung von UMF­
Einrichtungen nicht 

ausreichend 

gesetzten Kommissionen ausübt, als auch im Bereich des Mandates der nach­

prüfenden Verwaltungskontrolle feststellen müssen, dass den Bedürfnissen 

der UMF in der Grundversorgung nicht in ausreichendem Maße entsprochen 

wird. Die Liste der festgestellten Mängel ist lang und teilweise erschreckend. 

Gleichzeitig muss aber betont werden, dass in vielen Fällen Betreuerin nen und 

Betreuer der Kinder und Jugendlichen mit großem Engagement ihre Arbeit 

verrichten. 

Eine Ursache für viele Missstände liegt in der Finanzierung der Betreuung . Die 

finanziellen Mittel, die für die Betreuung von UMF in der Grundversorgung 

zur Verfügung stehen, sind zumeist deutlich niedriger als die Tagsätze für die 

Betreuung von österreichischen Kindern in Einrichtungen der Kinder- und Ju­

gendhilfe. Dies wirkt sich nicht nur negativ auf die Qualität der Betreuung 

aus; die Unterscheidung zwischen österreichischen Kindern und Fremden in 

diesem Bereich ist aus der Sicht der VA gesetz- und verfassungswidrig .  Auch 

der OGH hat entschieden, dass Minderjährige ohne österreichische Staatsbür­

gerschaft im Hinblick auf Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe österreichi­

schen Minderjährigen gleichgestellt sind (OGH 40b 7/06t) . 

Bund und Länder Verantwortlich für die Betreuung von UMF in der Grundversorgung sind so-
verantwortlich 

Bundesverwaltung -
teilweise unzumutbare 

Situation 

42 

wohl der Bund (während des Zulassungsverfahrens zum Asylverfahren) als 

auch die Länder. In beiden Zuständigkeitsbereichen musste die VA gravieren­

de Missstände feststellen, die dokumentieren, dass die Verpflichtungen der 

EU-Aufnahme-Richtlinie nicht erfüllt werden. Allerdings hat die VA auch fest­

gestellt, dass es gravierende Unterschiede im Umgang mit UMF in einzelnen 

Bundesländern gibt. Eine ästerreichweite Harmonisierung und Standardisie­

rung ist deshalb dringend geboten. 

In der Erstaufnahmestelle Ost bzw. Betreuungsstelle Ost des Bundes in Traiskir­

ehen (EAST bzw. BS Ost) beanstandete die VA im Jahr 201 5  die katastrophale 

Unterbringungs- und Betreuungssituation. Hunderte UMF mussten im Freien, 

in Zelten oder in Häusern auf dem Boden mitten unter fremden Erwachsenen 

schlafen. Auch die Nahrungsmittelversorgung war teilweise unzumutbar. Et­

liche Kinder und J ugendliche hatten mehr als 24 Stunden lang keine Verpfle­

gung erhalten. 

Vollkommen inakzeptabel war auch der Umstand, dass UMF, die Transporte in 

andere Einrichtungen verpasst hatten, als Strafsanktion der Zugang zum War­

tezeIt in Traiskirchen verwehrt wurde. Diese Kinder und Jugendlichen muss­

ten zur Winterszeit ohne Versorgung und quasi obdachlos vor der Einrichtung 

ausharren. 

Generell war auch die medizinische und psychosoziale Versorgung unzurei­

chend. Die Sanitäranlagen waren gesundheitsgefährdend und entwürdigend. 

Es gab einen großen Mangel an Dolmetscherinnen und Dolmetschern. Dies 

führte unter anderem zu einer ungenügenden medizinischen Versorgung.  

Trotz der Vertraulichkeit von Arzt-Patienten-Gesprächen wurden Mitarbeite-
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rinnen und Mitarbeiter bzw. andere Jugendliche, die über die notwendigen 

Sprachkenntnisse verfügten, hinzugezogen. Dies war aus mehreren Gründen 

höchst bedenklich. Sprachkundige Mitbewohnerinnen und Mitbewohner oder 

Betreuerinnen und Betreuer verfügen nur in seltenen Fällen über ein medi­

zinisches Grundverständnis. Deshalb bestand die Gefahr, dass medizinische 

Informationen nicht adäquat vermittelt werden konnten. Zusätzlich ist dieser 

Bereich hochsensibel. Ganz besonders schützenswert sind Informationen zu 

den Folgen von Gewalt, sexuellen Übergriffen und emotionaler psychischer 

Traumatisierung. Dies gilt auch für Entlastungsgespräche mit Psychologinnen 

und Psychologen. Erfreulicherweise stellte das BMI als Reaktion auf die Kritik 

der VA die Einführung eines Videodolmetschsystems in Aussicht. 

Obwohl die Situation in der BS Ost für UMF im Jahr 2016 im Vergleich zu 20 15 

verbessert wurde, musste die VA weiterhin zahlreiche Mängel feststel len: Dazu 

zählten die unzureichende Hygiene in Sanitärbereichen, die beengte Wohn­

situation, fehlende Privatsphäre oder fehlende Informationen zu einzelnen 

Themen. 

In Leoben wurden ca. 300 UMF und 100 Familien in einer ehemaligen Bau- Massenschlägerei 

markthalle gemeinsam untergebracht. Viele der UMF, waren aufgrund der 

Fluchteriebnisse traumatisiert und dementsprechend instabil. Leider fehlte die 

unbedingt notwendige fachliche Betreuung der Jugendlichen. Als Konsequenz 

führten ethnische und sonstige Konflikte zu Schlägereien. Regelmäßige Po-

lizeieinsätze wurden notwendig . Unbeteiligte UMF sowie Familien waren in 

dieser Situation weitgehend schutzlos und verängstigt. Einige UMF traten in 

Hungerstreik, um auf die inakzeptable Situation aufmerksam zu machen. Erst 

nach einer Massenschlägerei wurde auf die untragbare Situation reagiert und 

die Bewohnerinnen sowie Bewohner in andere Quartiere umgesiedelt. 

Ein weiteres Beispiel für eine unangemessene Unterbringung zeigte sich in der 

Betreuungsstelle Steyregg. Die Leitung der Einrichtung ignorierte Beschwerden 

von Jugendlichen über den Befall mit Bettwanzen in mehreren Zimmern. Erst 

als sich UMF an Außenstehende wandten, wurden Maßnahmen zur Schäd­

lingsbekämpfung ergriffen. 

In der Sonderbetreuungsstelle Reichenau an der Rax stellte die VA fest, dass 

in der für 70 Jugendliche ausgelegten Einrichtung in den Nachtstunden kein 

Betreuungspersonal anwesend war. Stattdessen wurde eine Sicherheitsfirma 

mit der Nachtbetreuung beauftragt. Als problematisch erachtete die VA auch 

die fehlende Begleitung von UMF bei Arztbesuchen sowie Ausstattungsmängel 

in der Einrichtung. Auch wurden den UMF die Aufgaben und Zuständigkeiten 

des Betreuungsteams nicht klar kommuniziert. Diese wussten nicht, bei wel­

chen Fragen sie sich an welche Personen wenden könnten. Erfreulicherweise 

stellte das BMI ein Nachtbetreuungsteam in Aussicht und verbesserte die Aus­

stattung der Einrichtung. 
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Betreuung in der 
Landesverwaltung 

Im Bereich der Landesverwaltung werden UMF in vielen Fällen in Einrich­

tungen privater Vereine oder ausgelagerter Gesellschaften aufgenommen. Die 

Betreuung erfolgt in Wohngruppen, Wohnheimen oder auch in Form von be­

treutem Wohnen für selbstständigere Jugendliche. Die Betreuungsverhältnisse 

betragen 1 : 1 0, 1 : 1 5  oder 1 :20. 

Zu wenige Leider ist die Zahl der Pflegefamilien, die UMF aufnehmen, österreichweit ge-
pflegefamil ien ring. Diese Form der Unterbringung ist aber gerade für junge Asylwerbende 

ohne Familien besonders vielversprechend und wird auch in der EU-Aufnah­

me-Richtlinie empfohlen. Die VA empfiehlt deshalb den Grundversorgungs­

bzw. Kinder- und Jugendhilfeträgern, weiterhin zusätzlich Anstrengungen zu 

unternehmen, um die Zahl der Pflegefamilien für UMF zu erhöhen. Gleichzei­

tig m uss natürlich der Schutz von Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien 

vor Missbrauch und Ausbeutung durch entsprechende Maßnahmen und Ver­

fahren gewährleistet werden. 

Keine Tagesstruktur; zu 
wenige Ausbildungs­

möglichkeiten 

Viele Jugendliche beklagen gegenüber den Kommissionen der VA, keine ge­

regelte Tagesstruktur und kaum Möglichkeiten, sich sinnvoll zu beschäfti­

gen, zu haben. Zwar besuchen schulpflichtige Kinder den Unterricht, aber für 

alle anderen gibt es nicht immer adäquate Aus- oder Fortbildungsangebote. 

Deutschkurse finden oft nur ein bis zweimal wöchentlich statt. Eine raschere 

Integration und einfachere Kommunikation mit dem Betreuungspersonal und 

dem Umfeld außerhalb von Einrichtungen wird dadurch erschwert. Zusätzlich 

verfügt das Personal in vielen Einrichtungen über keine ausreichenden Fremd­

sprachenkompetenzen. Die VA empfiehlt deshalb, genauso wie das UNHCR, 

tägliche Deutschkurseinheiten für UMF zu ermöglichen. 

44 

Keine psychologische 
Betreuung; zu wenig 

Hilfe bei Traumatisie­
rungen 

Die Leitung trägt in UMF Einrichtungen die Verantwortung, ein nicht-diskri­

minierendes und inklusives Arbeitsumfeld, in dem Vielfalt begrüßt wird, zu 

gestalten. Sie hat aber auch proaktiv einer möglichen Überlastung oder eines 

drohenden Erschöpfungszustands der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ent­

gegenzuwirken (Supervisions- und Peer-Mentoring-Angebote, vor allem nach 

belastenden Situationen) . Die Erfahrung zeigt, dass die Einbindung der Bevöl­

kerung in den Prozess der Unterbringung und späteren Integration eine wich­

tige Voraussetzung dafür ist, Ängste und Unsicherheiten auf beiden Seiten of­

fen aufzugreifen und so Teilhabemöglichkeiten für UMF zu schaffen. Faktisch 

wurde aber die mangelnde fachspezifische Ausbildung des Personals von den 

Kommissionen der VA immer wieder bemängelt. 

In Grundversorgungseinrichtungen der Länder werden Kinder und Jugendliche 

zwar mit dem Notwendigsten versorgt, allerdings wird die Betreuung in vielen 

Fällen nicht den Anforderungen traumatisierter und auf sich allein gestellter 

Kinder gerecht. Die häufigsten Reaktionen auf traumatische Erfahrungen auf 

der Flucht sind Symptome der Posttraumatic Stress Disorder (PTSO) . Pädagogi­

sche Fachkräfte sind angehalten, darauf zu achten, ob Kinder und Jugendliche 

unter wiederholten Schlafstörungen mit Alpträumen leiden, unkonzentriert 

wirken, nicht aufpassen können und aggressives oder stark passives Verhalten 
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mit Rückzugstendenzen zeigen. Wiederholte Klagen über Bauch- oder Kopf­

schmerzen und generell ängstliches oder antisoziales Verhalten müssen bei 

UMF auch vor einem möglichen traumatischen Hintergrund verstanden wer­

den .  Eine stark pessimistische Sicht der Zukunft kann ebenfalls auf erfahrene 

Traumatisierung hindeuten. Wenig hilfreich in diesem Zusammenhang ist vor 

allem der unsichere Aufenthaltsstatus der meisten UMF, wodurch diese Kinder 

und Jugendlichen in ständiger Unsicherheit und Angst vor der Abschiebung 

leben. Traumatische Erfahrungen können nur unter der Voraussetzung eines 

Gefühls von Sicherheit und Distanz zum Erlebten verarbeitet werden. Zuwei­

len sind aber die räumlichen Verhältnisse in Grundversorgungseinrichtungen 

so beengt, dass es weder Rückzugsmöglichkeiten noch lernförderliche Umge­

bungen (z. B. Mehrbettzimmer ohne Platz für einen Schreibtisch) gibt, was 

Risikofaktoren und Gewalt unter Minderjährigen aber auch gegenüber dem 

Betreuungspersonal befördert. 

Im Ergebnis führt dies dazu, dass beispielsweise unangemessene Sanktionen 

vollzogen werden, Kinder zwar versorgt aber nicht den sozialpädagogischen 

Standards entsprechend betreut werden und keine Rahmenbedingungen für 

die bestmögliche Entwicklung der Kinder vorliegen . Die Kommissionen der VA 

berichteten wiederholt, dass angetroffene UMF auch tagsüber in Betten herum­

lagen, kaum Kontakt zur Außenwelt und kaum Möglichkeiten für sinnvolle 

Beschäftigungen hatten. Besonders prekär kann die Situation der Betroffenen 

in der Folge ab Vollendung des 1 8 . Lebensjahres werden. Die jungen Erwach­

senen müssen UMF-Einrichtungen verlassen und sind auf ein selbstständiges 

Leben mit grundlegenden Perspektiven nicht vorbereitet. 

Ein weiterer Kritikpunkt betraf den Zugang zu Medikamenten. Die Kommis­

sionen der VA kritisierten, dass die Ausgabe nicht von Fachpersonal durchge­

führt werde, Dokumentationen ungenau geführt würden und Medikamente 

oft unversperrt gelagert würden. In Hinblick auf die medizinische Versorgung 

wurden ähnliche Probleme festgestellt wie in der Bundesverwaltung. UMF 

werden bei Kommunikationsschwierigkeiten oft nicht ausreichend unterstützt 

und sind auf sich allein gestellt. 

Wiederholt wurden die hygienischen Verhältnisse in Einrichtungen kritisiert. 

Mehrbett-Zimmer, fehlender Sichtschutz bei Duschen, nicht versperrbare Käs­

ten und fehlende Rückzugsräume nehmen den Kindern oft jede Möglichkeit 

auf Privatsphäre. Zusätzlich sind UMF immer wieder in großen Gruppen in 

Einrichtungen zusammengefasst, was sich wiederum auf die Privatsphäre und 

die individuelle Betreuung negativ auswirkte . Kaputtes Mobiliar und das Feh­

len zumindest einfachster "Studierplätze" wurde ebenso kritisiert. 

Fremdunterbringung 

Unzureichender Zu­
gang zu medizinischer 
Versorgung 

Keine Privatsphäre; 
schlechte Hygiene 

Im Hinblick auf kulturelle Unterschiede empfahlen die Kommissionen mehr- Zu wenig Partizipation 

fach, UMF bei der Auswahl und Zubereitung des Essens einzubeziehen. So 

könnten mit einfachen Mitteln auch heimische Nahrungsmittel bekannt ge-

macht, auf Wünsche eingegangen und die Jugendlichen gleichzeitig auch in 

Kochvorgänge eingebunden werden. Dies alles ist keine Frage des Geldes son-
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dem der Bereitschaft bzw. der Organisation. In Fällen, in denen die Essensver­

sorgung gänzlich den Jugendlichen überlassen wurde, stellten die Kommissio­

nen der VA Überforderungen fest. Im Ergebnis ernährten sich die Jugendlichen 

unzureichend und sehr ungesund. In einigen extremeren Fällen waren Min­

derjährige sogar in einem verwahrlosten Zustand angetroffen worden. 

Unzufriedenheit und Konflikte konnten auch auf in transparente Regelungen 

in den Einrichtungen zurückgeführt werden. Oft äußerten befragte UMF sich 

dahingehend kritisch, dass Regeln und verbundene Sanktionen nicht nach­

vollziehbar seien.  

Alte Probleme wurden Für die VA steht außer Frage, dass die Fluchtbewegungen vor allem im Jahr 
20 1 5  sichtbar 201 5  alle Beteiligten vor große Herausforderungen stellten. Trotzdem muss 

festgehalten werden, dass viele systematische Probleme durch die erhöhte An­

zahl an UMF nicht geschaffen, sondern nur besonders sichtbar geworden sind. 

Die VA hat bereits vor 201 5  den Mangel an Deutschkursen, schlechte hygie­

nische Verhältnisse, fehlende Tagesstrukturen, die Ausbildung des Personals, 

fehlende Privatsphäre, fehlende einheitliche Standards für die Betreuung und 

vor allem die im Vergleich zu anderen sozialpädagogischen Einrichtungen 

unzureichende finanzielle Ausstattung kritisiert. Auch das UNHCR kritisierte 

beispielsweise schon im Jahr 2000 die medizinische Versorgung. 

Fokus muss auf Kin- Nach den nationalen und internationalen Regelungen muss bei der Betreuung 
deswohl gerichtet sein von UMF das Kindeswohl im Zentrum aller Überlegungen und Maßnahmen 
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stehen. Um dies zu erreichen, verlangt die Aufnahme-Richtlinie eine individu­

elle  Beurteilung der Bedürfnisse jedes einzelnen Kindes, um die speziellen und 

individuellen Bedürfnisse zu identifizieren. 

D ie festgestellten Mängel offenbarten, dass sowohl die Verpflichtungen der 

Aufnahme-Richtlinie als auch der nationalen Grundversorgungsvereinbarung 

bzw. Grundversorgungsgesetze der Länder nicht ausreichend erfüllt werden. 

Dies ist gerade bei der besonders schützenswerten Gruppe der unbegleiteten 

Kinder und Jugendlichen nicht nur sehr bedauerlich, sondern i nakzeptabel 

und vor allem auch nicht konform mit kinderrechtlichen Garantien. 
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Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Auch bei der Betreuung von UMF muss das Kindes wohl im Zentrum 
stehen. Die Finanzierung von UMF-Betreuungseinrichtungen und 
die Standards der Grundversorgung sind an jene so-ialpädagogi­
scher Einrichtungen anzugleichen. 

� Aus Art 5 B VG Kinderrechte ergibt sich die Verpflich tung zur Ge­
währung von verschiedenen Rehabilitationsleistungen gerade für 
UME; weshalb der Behandlungsbedürftigkeit von Traumatisiemn­
gen und psychosozialen Folgewirkungen besondere Beachtung 
zukommt Fachkräften müssen Kenntnisse vermittelt werden, Auf­
fälligkeiten und Symptome zu erkennen und Hilfen rasch einzulei­
ten. 

� Die (Aus-)bildungsmöglichkeiten für minderjährige Asylwerberin­
nen und -werbeI; die nicht mehr schulpflichtig sind, sollten grund­
sätzlich verbessert werden. 

� UMF ist ein respektvolles und schützendes Umfeld in und außer­
halb von Einrichtungen zu bieten. Dies kann Vorurteilen Diskrimi­
nierung und Stigmatisierung entgegen wirken und Kon-liktpotenzi­
ale minimieren. 

2.1 5 Obsorge für UMF 

Im Kindschaftsrecht ist man durch den starken Zuzug von minderjährigen 

Flüchtlingen, die 2015 und 201 6  ohne ihre Eltern nach Österreich gelangten, 

mit großen Herausforderungen konfrontiert. Probleme treten insbesondere im 

Bereich des Sorgerechts für UMF auf. Die KJHT sind personell auf den damit 

verbundenen Mehraufwand nicht vorbereitet; gerichtliche Verfahren zur Ob­

sorgeübertragung werden zu spät eingeleitet und verfahrensrechtliche Hin­

dernisse führen zu langwierigen Verfahren. All dies zum Nachteil der UMF, die 

in einem Land, dessen Regeln und Gebräuche sie erst kennenlernen müssen, 

leben und dabei immer wieder auf den besonderen Schutz zur Wahrung ihrer 

Interessen und Bedürfnisse angewiesen sind. 

Fremdunterbringung 

Nach der derzeit geltenden gesetzlichen Grundlage im ABGB gibt es kein au- Keine LJbertragung der 

tomatisiertes System für die Übernahme der Obsorge für UMF. So ist der KJHT Obsorge kraft Gesetzes 

zwar kraft Gesetzes Obsorgeträger für im Inland aufgefundene Findelkinder 

(§ 207 ABGB), aber diese Regelung kommt bei UMF nach ständiger Rechtspre-

chung nicht zur Anwendung . Es bedarf deshalb immer erst einer pflegschafts-

gerichtlichen Übertragung der Obsorge (§§ 204 und 209 ABGB) . Im Sinne des 

Kindeswohls und unter Berücksichtigung der im Einzelfall vorliegenden Ge-

fährdung sollte diese Übertragung ohne unnötigen Aufschub (Art. 24 Auf-

nahmeRL: "so bald wie möglich") erfolgen. Eine Zustimmung des KJHT zu 

seiner Bestellung ist dabei nicht erforderlich. Allerdings muss die Kinder- und 

Jugendhilfe die zur Wahrung des Wohles eines Minderjährigen erforderlichen 

gerichtlichen Verfügungen im Bereich der Obsorge erst beantragen, damit ein 

Obsorgeverfahren eingeleitet werden kann. 
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Internationale Abkommen (Brüssel Ha - Verordnung und Haager Überein­

kommen über den Schutz von Kindern) regeln die Zuständigkeit der Gerichte 

und der Behörden für Maßnahmen zum Schutz von minderjährigen Kindern. 

Wesentliche Voraussetzung für eine inländische Zuständigkeit ist der gewöhn­

liche Aufenthalt Minderjähriger in Österreich. Maßgeblich ist hierbei insbe­

sondere, ob der Aufenthalt auf Dauer angelegt ist. Ein wesentliches Indiz dafür 

ist die Stellung eines Asylantrages. In der Praxis stützten sich die KJHT aber 

nach Wahrnehmung der VA oftmals ausschließlich auf die bisherige Dauer 

des Aufenthaltes und lehnten die Übernahme der Verantwortung mit Hinweis 

auf einen kürzeren Aufenthalt als sechs Monate vorweg ab. 

Der KJHT kommt als Obsorge träger nach § 209 ABGB bloß subsidiär in Be­

tracht, wenn sich dafür keine Verwandten oder andere nahestehende oder be­

sonders geeignete Personen finden. Auch bei UMF wird daher darauf geachtet, 

ob nicht unter Umständen in Österreich lebende erwachsene Angehörige mit 

der Obsorge betraut werden können. Dies insbesondere bei Obsorgeübernah­

men durch ältere Geschwister, der von jungen Erwachsenen zugestimmt wird, 

um weitere Trennungen der Familie zu vermeiden. Es kommt zuweilen zu ei­

ner Aufsplitterung der einzelnen Bereiche der Obsorge. Während z. B. die Ver­

mögensverwaltung und die gesetzliche Vertretung beim KJHT bleiben, können 

ein Bruder oder Großelternteil oder eine UMF-Einrichtung für die Pflege und 

Erziehung verantwortlich sein. 

KJHT a ls Obsorgeträger Zwingend hat der KJHT jedenfalls bei einer Gefährdung des Kindeswohls selbst 
gefordert einzuschreiten und die erforderlichen Verfügungen im Bereich der Obsorge zu 

beantragen (§ 2 1 1  ABGB) . Wenn Gefahr im Verzug ist, hat der KHJT die er­

forderlichen Maßnahmen im Bereich der Pflege und Erziehung vorläufig mit 

Wirksamkeit bis zur gerichtlichen Entscheidung selbst treffen (Interimskom­

petenz) . Diese wesentliche Funktion hat der KJHT auch bei der rechtzeitigen 
Übernahme der Obsorge für minderjährige Flüchtlinge wahrzunehmen. 

Zuwarten schadet dem 
Kindeswohl 

In der Praxis zeigten sich hier insbesondere bei der Wahrnehmung der Ver­

antwortung für mündige Minderj ährige erhebliche Defizite. Der Bund betreut 

UMF in seinen Erstaufnahmestellen. Erst nach Zulassung zum Asylverfahren 

erfolgt die Überstellung von UMF in Grundversorgungseinrichtungen der Län­

der bzw. der unmündigen UM auch in reguläre Einrichtungen der Kinder- und 

Jugendhilfe .  Diese Zuweisungen erfolgen oftmals erst mehrere Monate nach 

der Ankunft von UMF in Österreich. Anschließend kann es noch Monate dau­

ern, bis die dann zuständigen KJHT einen Antrag auf Übertragung der Obsor­

ge stellen. Dieses lange Zuwarten dient nicht dem Kindeswohl und steht auch 

mit der gesetzlichen Verpflichtung der Wahrnehmung aller dem Kindeswohl 

dienlichen Maßnahmen im Widerspruch. 
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Nach ständiger Rechtsprechung kann eine Gefährdung des Kindeswohls näm­

lich auch vorliegen, wenn die Grundbedürfnisse (Wohnen, Essen, Kleidung 

usw.) und die Vertretung im Asylverfahren abgedeckt sind. Die Versagung 

pflegschaftsbehördlichen Schutzes in Fällen, in denen (bloß) die Grundversor-
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gung und die Vertretung in Asylverfahren gesichert sind, führt in der Praxis zu 

einer Ungleichbehandlung in- und ausländischer Minderjähriger. 

Das teilweise monatelange Zuwarten des KJHT mit der Stellung des Antra- Kindeswoh l  steht im 

ges auf Obsorge, dient, wie bereits erwähnt, nicht dem Kindeswohl .  UMF, die Mittelpunkt 

monatelang auf der Flucht waren, leiden nicht selten unter psychischen und/ 

oder physischen Problemen, die einer schnellen Abklärung und Behandlung 

bedürfen. Diesbezüglich ist auch darauf hinzuweisen, dass medizinische Be-

handlungen eines mündig minderjährigen Kindes, die gewöhnlich mit einer 

schweren oder nachhaltigen Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrt-

heit oder der Persönlichkeit verbunden sind, nur mit Zustimmung Obsorgebe-

rechtigter vorgenommen werden dürfen. 

Die VA übersieht nicht, dass der enorme Andrang der Flüchtlinge 201 5  und Überforderte BH 

abgeschwächt auch 2016 sowie die anfängliche Konzentration von UMF auf 

einzelne Bundesbetreuungsstellen zu erheblichen Belastungen der dort zu-

ständigen Bezirksverwaltungsbehörden und Kinder- und Jugendhilfeabtei-

lungen führten . Selbst die Zuweisung von UMF zu einer Landesgrundversor­

gungseinrichtung eines anderen Bundeslandes zieht bei einer vorangegan-

genen Obsorgeübertragung weiteren Mehraufwand nach sich. Wechselt ein 

minderjähriges Kind seinen Aufenthalt in ein anderes Bundesland, kann der 

KJHT seine Aufgaben dem anderen mit dessen Zustimmung übertragen (§ 

212  ABGB). Allerdings ist nach ständiger Rechtsprechung im Fall einer ge-

richtlichen Zuerkennung der Obsorge bei einem Wechsel des Aufenthaltes in 

ein anderes Bundesland die Übertragung der Zustimmung an einen anderen 

KJHT erneut g erichtlich zu beantragen. Auch wenn praktische Erwägungen 

nicht als Rechtfertigung einer rechtswidrigen Vorgangsweise dienen können, 

ist nachvollziehbar, dass diese Rechtsprechung in der Praxis zu Schwierigkei-

ten führen kann.  

Die Obsorgeverfahren über UMF stellten aber nicht nur  die KJHT, sondern auch 

die Gerichte vor Schwierigkeiten. Neben inhaltlichen Fragestellungen liegt dies 

auch am Verfahrensrecht. Der OGH betont in diesem Zusammenhang, dass 

die Obsorgeübertragung an Verwandte oder den KJHT im Ergebnis einer Ent­

ziehung der elterlichen Obsorge gleichkommt, in deren Rechtssphäre eingreift 

und deshalb zwingend deren ParteisteIlung nach sich zieht. Die zwingende 

Kontaktnahme mit den in Krisengebieten verbliebenen Eltern oder Großeltern 

- zur Einräumung des rechtlichen Gehörs vor Sorgerechtsentscheidungen bzw. 

die nach öffentlicher Bekanntmachung zur Beteiligung an der Verhandlung in 
Österreich erforderliche Bestellung eines Abwesenheitskurators bei Nachweis 

deren Unerreichbarkeit - zeigt, dass die Rechtsordnung keine Sonderregelun­

gen für UMF kennt. 

Herausforderung auch 
für Gerichte 

Das bestehende gesetzlich verankerte Obsorgesystem ist damit nur bedingt für Arbeitsgruppe im BMJF 

die rasche Begründung und Wahrnehmung der Obsorge für UMF geeignet. 

Es unterstützt dadurch nicht die Durchsetzung von Ansprüchen, die über die 

Grundvesorgung hinausgehen. Neben Verbesserungen im Vollzug bedarf es 
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wohl auch gesetzlicher Anpassungen, um eine rechtzeitige Übernahme der 

Verantwortung für die minderjährigen Kinder zu gewährleisten. Die VA be­

grüßt, dass das BMFJ eine eigene Arbeitsgruppe für UMF in Zusammenarbeit 

mit dem BMI und BMJ eingerichtet hat. 

Empfehlungen der Volksanwaltschaft: 

� Besondere Situation der UMF ist bei Übernahme der Obsorge durch 
KIHT zu beachten. 

� Bestehende Regelung der örtlichen Zuständigkeit führte zur Über­
forderung der Behörde. 

� Gesetzliche Grundlagen m üssen den Anforderungen der UMF an­
gepasst werden. 

Einzelfall: 'vA-NÖ-SOZ/01 70-A/l /2015 u. a. 
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3 Kindergesundheit 

3.1 Kindergesundheit in gefährdeten Lebenslagen 

3.1 .1 Wenig systematische Daten bei offensichtlich bestehenden 
Versorgungslücken 

Trotz mehrfacher Ankündigungen verschiedener öffentlicher Stellen gibt es 

bis dato nach wie vor keine umfassende systematische Datenerhebung zur 

Kinder- und Jugendgesundheit in Österreich. Daran ändert auch der im Fe­

bruar 201 6  vom BMGF veröffentlichte erste "Bericht zur Kinder- und Jugend­

gesundheit" nichts, da dieser die verfügbaren Daten nur zusammenfasst. Das 

stellt aber zumindest einen Fortschritt dar. Ohne aktuelle epidemiologischen 

Daten zur Prävalenz von somatischen wie psychischen Erkrankungen Minder­

jähriger kann der Bedarf an Diagnose- und Versorgungsangeboten - sowohl 

auf der regionalen als auf der bundesweiten Ebene - nur unzureichend einge­

schätzt werden.  

Dieser Berichtsabschnitt behandelt ohne Anspruch auf Vollständigkeit eini- Marginalisierte und  

ge  Themenstellungen, mit denen die VA des Öfteren und/oder schon länger 

befasst ist. Das Recht des Kindes auf das erreichbare Höchstmaß an Gesund­

heit ist in Art. 24 Abs. 1 der UN-KRK sowie in Art. 1 2  Abs. 1 des IPwskR fest-

geschrieben. Das bedingt, dass auch Österreich die Verantwortung hat, "von 

diskriminierenden Praktiken abzusehen" und "Maßnahmen zu ergreifen, um 

gefährdete und marginalisierte Bevölkerungsgruppen zu schützen.
" 

Zudem 

muss Österreich sicherstellen "dass Angehörige des Gesundheitswesens darin 

ausgebildet werden die spezifischen Bedarfe gefährdeter und marginalisierter 

Bevölkerungsgruppen zu erkennen und auf sie zu reagieren [ . . .  und] Men­

schen darin zu unterstützen informierte Entscheidungen in Bezug auf ihre Ge­

sundheit zu treffen" (UN-Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Rechte - CESCR - in seinen Allgemeinen Bemerkung Nr. 1 4) .  

Die Ausgaben für Gesundheitsförderung und Prävention für Minderjährige 

werden in Österreich mit etwa 2,3 % angegeben.  International liegen sie bei 

etwa 5-6 %. Auf dieses Niveau sollten die Ausgaben jedenfalls auch in Öster­

reich angehoben werden. Aus zahlreichen Studien ist bekannt, dass der sozio­

ökonomische Status der Eltern einen wesentlichen Faktor für die gesundheit­

liche Versorgung von Kindern und Jugendlichen darstellt, gerade weil es auch 

Versorgungslücken und finanzielle Zugangsbarrieren trotz des gut ausgebau­

ten Krankenversicherungsschutzes in Österreich gibt. Nicht zu unterschätzen 

sind auch Hürden, die sich aus Selbstbehalten (z. B. für Heilbehelfe und Hilfs­

mittel) ergeben. Gerade die Kindheit und Jugend ist aber auch eine wichtige 

Lebensphase für präventive und gesundheitsfördernde Angebote. Lebensräu­

me von Kindern sollten zu einer Zeit gesundheitsfördernd gestaltet werden, in 

gefährdete Gruppen 
sind zu schützen 

5 1  
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Koordinierte Nutzung 
der bestehenden Res­

sourcen notwendig 

Kindergerechte Rehabi­
litationszentren vor Start 

5 2  

der Verhalten noch gelenkt und gelernt werden kann, anstatt später oft te  ure 

therapeutische Programme für chronisch kranke Erwachsene anbieten und 

finanzieren zu müssen. Das macht auch volkswirtschaftlich Sinn und gilt be­

sonders in Bezug auf viele moderne IIVolkskrankheiten" (wie Bewegungsman­

gel und Fehlernährung, die in großem Ausmaß zu Übergewicht, Krankheiten 

des Stütz- und Bewegungsapparates, Diabetes und Herz-Kreislauf- Erkrankun­

gen führen) , aber auch für die unangemessene psychosoziale Stressbelastung 

von Kindern und Jugendlichen durch Armut, Gewalt und andere Formen el­

terlicher Überforderung, die unbehandelt in Unruhe und Störungen des Sozial­

verhaltens, Depressionen oder anderen psychischen Erkrankungen münden. 

Die Zahl der Kassenärztinnen und Kassenärzte für Kinder- und Jugendheil­

kunde ist in Österreich im Wesentlichen seit 2001 konstant geblieben.  Rund 

die Hälfte der insgesamt niedergelassenen Fachärztinnen und Fachärzte ist 

allerdings im Wahlarztbereich tätig . Weiters zeigen sich große regionale Un­

terschiede insbesondere in ländlichen Regionen, wo es keine Fachärztinnen 

und Fachärzte gibt. Dies lässt den Schluss zu, dass zu wenige Anreize bestehen, 

einen Kassenvertrag anzunehmen. Viele Eltern sind offensichtlich bereit, die 

Kosten der Behandlung selbst zu bezahlen, auch wenn sie hierfür nur einen 

verhältnismäßig geringen Kostenerstattungsbetrag zu erwarten haben. Durch 

gezielte Maßnahmen sollten die bestehenden Ressourcen im Wege einer Re­

gionalisierung daher besser genutzt werden und die Nachbesetzung der Kas­

senplanstellen langfristig gesichert werden. Hierfür ist das ambulante Versor­

gungsangebot in den Krankenanstalten und den Spitälern abzustimmen und 

zu vernetzen .  Ein Ansatz hierfür ist die Einbeziehung von Pädiatriefachärztin­

nen und -ärzten in Primary Health Care Centers, die erweiterte Ordinations­

zeiten an Wochenenden und Feiertagen anbieten sollten. 

Die VA hat in ihren Tätigkeitsberichten seit dem Jahr 2009 sowie mehrmals 

in der ORF-Sendung IIBürgeranwa!t" das unzureichende Angebot für eine fa­

milienorientierte Kinder- und Jugendrehabilitatio n  thematisiert. In den vie­

len Gesprächen mit Eltern sowie Ärztinnen und Ärzten hat sich gezeigt, dass 

nach der Intensivbehandlung in Krankenanstalten die wichtige Nachbetreu­

ung und Rehabilitation Minderjähriger als Leistungsanspruch nicht umsetz­

bar war, weil es spezialisierte Einrichtungen zwar in den Nachbarstaaten aber 

nicht in Österreich gibt. Kinder und Jugendliche konnten nach schweren Ope­

rationen oder bei Mehrfachbehinderung nur in Rehabilitationseinrichtungen 

für Erwachsene oder im Ausland betreut werden; vielfach auch nur unter In­

anspruchnahme privater Spenden. 

Nach langwierigen Verhandlungen konnte im Jahr 2014  eine Einigung hin­

sichtlich der Finanzierung und des Ausmaßes der in Österreich erforderlichen 

Versorgungslücken im Bereich der Kinder- und Jugendrehabilitation erzielt 

werden. Die österreichweiten Standorte und Projekte wurden 2016/201 7  fixiert. 

Im aktuellen Rehabilitationsplan ist der Bedarf in vier Versorgungszonen mit 

elf Indikationsgruppen und insgesamt 343 Betten für Kinder und Jugendliche 
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(zuzüglich 50, Betten für Angehörige) vorgegeben.  Angesichts von rund 5 .000 

rehabilitationsbedürftigen Minderjährigen sollten diese Zentren nun rasch re­

alisiert werden. 

Kindergesundheit 

Jedes schwerstkranke Kind hat einen Anspruch auf ein Leben und Sterben Pol l iotiv- und Hospizbe­

in Würde. In Österreich geht man davon aus, dass jährlich rund 1 .000 Min- treuung unzureichend 

derjährige samt ihren Familien Unterstützung von spezialisierten Kinderhos-

piz- und Palliativangeboten benötigen würden. Derzeit werden lediglich in 

zwei Bundesländern mobile Angebote für Kinder, Jugendliche und junge Er-

wachsene öffentlich finanziert. In den anderen Bundesländern sind entwe-

der noch gar keine Angebote vorhanden oder sie werden ausschließlich über 

Spenden finanziert. Zusätzlich müsste eine österreichweite Aufstockung auf 

rund 40 Palliativbetten sowie zwei stationäre Hospize mit gesamt 1 6  Betten 

realisiert werden. Die Auseinandersetzung mit Krankheit, Tod und Trauer trifft 

Eltern schwerstkranker Kinder in einer Zeit, die üblicherweise von Träumen 

und Wünschen für deren Zukunft geprägt ist. Betroffene sind aber derzeit mit 

aufwändiger Pflege, finanziellen Sorgen, zu wenig Zeit für gesunde Geschwis-

ter und fehlender Entlastung zur Aufrechterhaltung sozialer Kontakte kon-

frontiert. Die Regelfinanzierung von spezialisierten Kinderhospiz- und PalI i-

ativangeboten ist nicht sichergestellt, obwohl Know-how und Konzepte dafür 

vorhanden wären. Unter Berücksichtigung internationaler Standards sollten 

flächendeckend Palliativ- und Hospizeinrichtungen für Kinder und Jugendli-

che rund um die Uhr kostenlos zur Verfügung stehen. 

Menschenrechtlich ist es zwingend geboten, dass auch minderjährigen Pa­

tientinnen und Patienten angesichts ihrer begrenzten Lebenserwartung ein 

Rechtsanspruch auf Zugang zur Palliativversorgung als integralem Bestand­

teil staatlicher Gesundheitspolitik eingeräumt wird. Dafür sind die finanziel­

len Mittel zum Aufbau fehlender aber notwendiger Strukturen bereitzustellen. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Präventiv� gesundheitsfördernde Angebote für Minderjährige sind 
auszubauen und müssen insbesondere für armutsgefährdete Kinder 
und Jugendliche niederschwellig zugänglich sein. 

� Durch gezielte Maßnahmen ist sicherzustellen, dass auch Kinder 
einkommenssch wacher Familien eine adäquate und hoch wertige 
medizinjsche Versorgung erhalten. 

� Die nach langjährigen Verhandlungen endlich fixierten Rehabili­
tationszentren für Kinder und Jugendliche sollten rasch realisiert 
werden. 

� Der Aufbau und die Finanzierung von stationären und ambulan­
ten Strukturen zur Betreuung von sch werstkranken und sterbenden 
Kindern ist menschenrechtIich geboten. 
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3.1 .2 Unzureichendes Versorgungsangebot in der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie 

In Österreich gelten rund 1 65 .000 Kinder und Jugendliche als behandlungsbe­

dürftig .  Eine aktuelle Studie der Medizinischen Universität Wien und des Lud­

wig Boltzmann Instituts zeigt, dass sogar fast ein Viertel aller 10-18  Jährigen 

von einer psychischen Erkrankung betroffen sind. Sowohl im ambulanten als 

auch im stationären Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie (KJP) bestehen 

jedoch strukturelle Defizite im Versorgungsangebot, wie vom BMGF im Jahr 

201 6 veröffentlichte Kinder- und Jugendgesundheitsbericht feststellt. 

Nach dem Österreichischen Strukturplan Gesundheit (ÖSG) 201 7  ist in der 

vollstationären Kinder- und Jugendpsychiatrie weiterhin ein Richtwert von 

0,08 bis 0, 13  Betten pro 1 .000 Einwohner der Gesamtbevölkerung vorgegeben. 

Die Anzahl der Betten für KJP hat sich österreichweit zwar von 389 Betten 

im Jahr 2015 auf 392 Betten im Jahr 20 1 6  leicht erhöht. Damit lag aber die 

Bettenmessziffer für KJP 20 16 aufgrund des Bevölkerungswachstums im Bun­

desdurchschnitt nach wie vor nur bei 0,04 Betten pro 1 .000 Einwohner. Zu­

sätzlich zu den Betten in Abteilungen für Kinder- und Jugendpsychiatrie gab 

es im Jahr 2016 weitere 1 22 Betten für die psychosomatische Versorgung von 

Kindern und Jugendlichen. 

Demnach besteht aktuell eine gravierende Lücke zwischen dem tatsächlichen 

Bettenangebot und den Zielvorgaben der Gesundheitsplanung. 

Dies zeigt sich auch daran, dass die Anzahl der stationären Krankenhausauf­

enthalte von Kindern und Jugendlichen in der Altersgruppe bis 1 9  J ahre, bei 

denen als Hauptdiagnose psychische und Verhaltensstörungen, bestehen, von 

15 .363 im Jahr 2014 auf 1 6 .552 im Jahr 201 6  gestiegen ist. 

Davon erfolgten im Jahr 201 6  6 .626 Aufenthalte (40 %) in Abteilungen für 

Kinder- und Jugendpsychiatrie, 2.095 Aufenthalte ( 12, 7  %) in Einheiten für 

Kinder- und Jugendpsychosomatik und 7.831  Aufenthalte (47,3 %) in Abtei­

lungen verschiedener Fachrichtungen für Erwachsene, darunter 2.868 Aufent­

halte ( 1 7,3  %) in Abteilungen für Erwachsenen-Psychiatrie. Demnach hat sich 

auch der Anteil von Kindern und Jugendlichen, die in einer KJP-Abteilung 

aufgenommen wurden, leicht erhöht, wobei der Anteil von Kindern und Ju­

gendlichen in der Erwachsenenpsychiatrie nur leicht zurückgegangen ist. 

So fanden in der Altersgruppe bis vierzehn Jahren im Jahr 2016 46, 3 % der 

Aufenthalte in Abteilungen für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 2 1 , 3  % in 

Einheiten für Kinder- und Jugendpsychosomatik und 32, 3  % in Abteilungen 

verschiedener Fachrichtungen für Erwachsene statt, darunter 0, 7 % in Abtei­

lungen für Erwachsenenpsychiatrie. Demnach sind die Anzahl und der Anteil 

dieser Altersgruppe in der Erwachsenenpsychiatrie von 66 (1 %) im Jahr 2014  

auf 52 (0, 7 %)  i m  Jahr 20 16 leicht gesunken. Der Vergleichswert in der Al-
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tersgruppe von 15  bis 1 9  Jahren ist aber immer noch verhältnismäßig hoch, 

nämlich 29,6 % (2 .816 Aufenthalte) im Jahr 201 6  - wobei in dieser Altersgrup­

pe zwar der Anteil im Vergleich zu 2014 (3 1 , 1  %) leicht gesunken ist, aber die 

Zahl der Aufenthalte sogar gestiegen ist (im Jahr 20 14 :  2 . 750) . 

Gerade die Betreuung von Kindern und Jugendlichen im Bereich der Erwach­

senenpsychiatrie ist äußerst problematisch, weil die Abteilungen für KJP mit 

der Betreuung in Akutfällen auch mangels ausreichender Unterbringungska­

pazitäten überfordert sind. Die Konfrontation mit psychisch erkrankten Er­

wachsenen ist für Minderjährige massiv belastend, da in diesem Umfeld nicht 

adäquat auf ihre Bedürfnisse eingegangen werden kann. Auf der Erwachse­

nenpsychiatrie fehlen eine altersadäquate Betreuung, ein pädagogisches An­

gebot und ein Zusammensein in einer Gruppe Gleichaltriger. 

In der Rechtsprechung wird deshalb das Trennungsgebot für Jugendliche in 

psychiatrischen Krankenanstalten betont. Auch das CPT hat in seinem letzten 

Bericht an die Bundesregierung über seinen Besuch in Österreich im Herbst 

2014 nachdrücklich festgestellt, dass die Unterbringung von jugendlichen psy­

chiatrischen Patientinnen und Patienten gemeinsam mit Erwachsenen in psy­

chiatrischen Anstalten zu vermeiden ist. Dies ist auch aufgrund präventiver 

menschenrechtlicher und fachlicher Standards geboten. 

Diese zwingende Betreuung auf einer Spezialstation für Kinder- und Jugend­

psychiatrie lässt sich auch aus der UN-KRK, dem B-VG Kinderrechte sowie der 

Patientencharta ableiten. Die Erwachsenenpsychiatrie verfügt weder über die 

notwendigen Ressourcen noch über speziell geschultes Personal für die Betreu­

ung psychisch kranker Minderjähriger. 

Kindergesundheit 

Um die Transitionsphase - von der Kindheit ins Erwachsenenalter - zu erleich- Transitionspsychiatrie 

tern, wäre es daher aus Sicht der VA erforderlich, eine durchgängige Versor-

gung Jugendlicher vom 16 .  bis zum 24.  Lebensjahr zu schaffen, die fächerüber-

greifend ambulante, teilstationäre, stationäre und komplementäre Angebote 

einbezieht. Hierfür wäre die Schaffung entsprechender Behandlungsangebote, 

insbesondere einer Transitionspsychiatrie in eigenen Abteilungen, erforder-

lich. Es sollten spezielle Adoleszenzbereiche an psychiatrischen Institutionen 

geschaffen werden, in denen Kinderpsychiater und Psychotherapeuten eng 

mit Experten für Erwachsene zusammenarbeiten, um eine kontinuierliche Be-

handlung für Patientinnen und Patienten in dieser Altersgruppe zu gewähr-

leisten. 

Ausgehend von diesen generellen Versorgungsdefiziten und Problemen haben 

die Kommissionen der VA im Rahmen des OPCAT-Mandats exemplarisch die 

Situation in den Bundesländern Steiermark und Wien beleuchtet. 

So standen in der Steiermark im Jahr 201 6  lediglich 33 vollstationäre KJP­

Betten und 1 4  KJP-Tagesklinikplätze zur Verfügung. Zusätzlich gab es jeweils 

zwölf Betten am LKH und Universitätsklinikum Graz und am LKH Hochsteier-

Versorgungsdefizite in 
der Steiermark 
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mark/Standort Leoben zur Behandlung psychosomatischer Erkrankungen. Da 

in diesen psychosomatischen Stationen eine weitere Behandlung bei Auftre­

ten einer akuten schwerwiegenden psychiatrischen Erkrankung und dadurch 

erforderlichen zwangsweisen Unterbringungen und freiheitsbeschränkenden 

Maßnahmen nicht möglich sind, müssen die betroffenen minderjährigen Pa­

tientinnen und Patienten bei akuten Krisen auch von Leoben in das LKH Graz 

Süd-West/Standort Süd überstellt werden. Die Steiermark war mit der aktuel­

len Bettenmessziffer 0,04 Schlusslicht in Österreich. 

Diese unzureichende Versorgungssituation führt zu einer extremen Belastung 

der KJP-Abteilungen im LKH Graz Süd-West/Standort Süd. Die Bettenanfra­

gen und Überweisungen aus allen Landesteilen ziehen einerseits einen Bet­

tenmangel und andererseits Wartezeiten bzw. verkürzte Aufenthalte bei einer 

häufigen Überbelegung nach sich, wodurch es zu einer hohen Stressbelastung 

des Personals kommt. Regelmäßig sind Unterbringungen von Jugendlichen 

auf der Erwachsenenstation erforderlich. Diese an sich schon eklatante Un­

terversorgung wird dadurch verschärft, dass es in der Steiermark keine KJP­

Vertragsfachärztinnen und Vertragsfachärzte gibt. Ein ambulantes Leistungs­

angebot für Minderjährige ohne Selbstbehalt besteht lediglich in den Tages­

kliniken, im LKH Graz S üd-West/Standort Süd und im LKH Hochsteiermark/ 

Standort Leoben. 

Gerade die Vorbeugung, Früherkennung und Behandlung von Kindern und 

Jugendlichen ist aber von besonderer Bedeutung, um eine weitere Verschlech­

terung und den Übergang einer akuten seelischen Erkrankung in e inen chro­

nischen Zustand möglichst zu vermeiden. 

Auf die hierzu insbesondere in den Berichten der VA an den Steiermärkischen 

Landtag sowie an den Nationalrat und Bundesrat formulierte Kritik der VA 

wurde mittlerweile im Zuge des Regionalen Strukturplans Gesundheit (RSG) 

Steiermark 2025 reagiert. In diesem RSG 2025 ist vorgesehen, dass in Summe 

84 Betten für KJP eingerichtet werden sollen, wovon 72 auf die Versorgungs­

region Graz (fünfzehn Betten am LKH Universitätsklinikum Graz und 57 am 

Standort LKH Graz Süd-West/Standort Süd) und zwölf als dislozierte Tageskli­

nik auf das LKH Hochsteiermark/Standort Leoben entfallen. Dies entspricht 

einer Kapazitätsausweitung von 38 Betten im Vergleich zum derzeitigen Stand 

von 46 Betten. Die im ÖSG 201 7 vorgesehene Bettenanzahl von mindestens 

96 Betten wird zwar unterschritten, doch soll parallel zur Aufstockung im sta­

tionären Bereich ein deutlicher Ausbau des ambulanten Versorgungsangebots 

außerhalb des Spitalwesens erfolgen. Ergänzend hierzu wird auf Betreiben der 

VA erstmals am Universitätsklinikum Graz ein Lehrstuhl für KJP eingerichtet. 

Im Interesse eines dezentralisierten, ambulanten kinder- und jugendfachärzt­

lichen Versorgungsangebots sollen in der Steiermark insgesamt zehn Ambu­

latorien für Kinder- und J ugendpsychiatrie geschaffen werden, die aktuell be­

reits aufgebaut werden .  Die Ambulatorien werden eng verzahnt mit zum Teil 

bereits bestehenden psychosozialen Beratungsstellen für Kinder und Jugendli-
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ehe. Dadurch wird dem gesundheitspolitischen Ziel entsprochen, Kinder und 

Jugendliche - unabhängig von der Art der Erkrankung - in jedem Fall solange 

wie möglich ambulant zu betreuen. 

Kindergesundheit 

Auch in Wien werden die Vorgaben im ÖSG ( 128 bis 208 Betten) deutlich un- Mangelnde Bettenka­

terschritten. So verfügten die KJP am Neurologischen Zentrum Rosenhügel pazitäten in Wien 

und das AKH Wien im Jahr 201 6  lediglich über insgesamt 56 Betten. 

Die geringe Versorgungsdichte führte dazu, dass im Jahr 2015 rund 190 Kinder 

und Jugendliche in Wien auf der stationären Erwachsenen-Psychiatrie aufge­

nommen werden mussten. Dort mussten daher täglich im Durchschnitt zwei 

Minderjährige im Alter zwischen zwölf und 1 7  Jahren behandelt werden. 

Im Zuge der aktuellen Planung für die städtische Gesundheitsversorgung sol­

len nun am Standort Neurologisches Zentrum Rosenhügel 15 weitere Betten 

geschaffen werden, deren Belegung in der ersten Hälfte 2018  möglich sein soll. 

Weiters wird im Krankenhaus Nord eine zusätzliche Abteilung mit 24 stati­

onären und sechs tagesklinischen Betreuungsplätzen geschaffen. Sowohl im 

Neurologischen Zentrum Rosenhügel als auch im AKH Wien wurden bereits 

zusätzliche Dienstposten im pflegerischen, psychologischen und administrati­

ven Bereich zur Verfügung gestellt. Die Zahl der Aufnahmen auf der Erwach­

senenpsychiatrie ist im Jahr 201 6  auf 163 gesunken. 

Eine Zusammenschau der aktuel len Entwicklung im Bereich der Kinder- und 

Jugendpsychiatrie zeigt, dass mittlerweile doch Maßnahmen gesetzt werden, 

um jahrelange Versäumnisse endlich zu beheben. Es wird aber darauf zu ach­

ten sein, dass die Planungsziele tatsächlich eingehalten werden, wobei der 

Planungshorizont in der Steiermark für den Ausbau im stationären Bereich 

mit 2025 doch im Sinne einer rascheren Ausweitung der bestehenden stati­

onären Kapazitäten jedenfalls überdacht werden sollte. Diese strukturellen 

Verbesserungen sind dringend erforderlich, um die nach wie vor bestehende 

Praxis der Betreuung von Kinder und Jugendlichen auf der Erwachsenenpsy­

chiatrie möglichst zu vermeiden. 

Ergänzend hierzu sind die Bemühungen im Bereich der Ausbildung von Fach­

ärztinnen und Fachärzten für Kinder- und Jugendpsychiatrie deutlich zu in­

tensivieren, um den steigenden Bedarf im Zuge der notwendigen Erweiterung 

des Behandlungsangebots im ambulanten und stationären Bereich gerecht 

werden zu können. Zwar wurden zuletzt im § 37 Ärzteausbildungsordnung 

2015 die Ausbildungsregeln in Bezug auf die Kinder- und Jugendpsychiatrie 

als Mangelfach weiter gelockert. Das Ziel der Mangelfachverordnung kann 

aber nur erreicht werden, wenn alle Ausbildungsberechtigungen und Plätze 

tatsächlich besetzt und finanziert werden. 

Rasche Umsetzung 
beabsichtigter Projekte 
dringend erforderlich 

Erhöhung der Ausbil­
dungsplätze zur Abde­
ckung des Bedarfs 
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Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Die weitgehend noch beabsichtigte A ufstockung der Bettenkapa­
zitäten im Bereich der Kinder- undlugendpsychiatrie sollte rasch 
umgesetzt werden. 

� Eine Stärkung und Regionalisierung der ambulanten und tageskli­
nischen kinder- und jugendpschychiatrischen Strukturen sind drin­
gend erforderlich. 

� Die A usbildungskapazitäten sind zur Abdeckung des steigenden 
Bedarfs und angesichts der Ausweitung des Leistungsangebotes im 
Bereich der KIP weiter zu erhöhen. 

3.1 .3 Gesch lechtszuweisende Operationen 

Jedes Jahr werden laut Schätzungen in Österreich ca. 30 Kinder geboren, deren 

Geschlechtsmerkmale - Genitalien, Gonaden, Hormone, Chromosomen oder 

Fortpflanzungsorgane - nicht den geltenden Normen für "männlich" und 

"weiblich" entsprechen. Diese Variationen der Geschlechtsmerkmale können 

ganz unterschiedliche Formen annehmen. Für manche gibt es eine offizielle 

medizinische Diagnose, für andere nicht. Manche sind von Geburt an offen­

sichtlich, andere zeigen sich erst in der Pubertät oder noch später. Wieder an­

dere werden nie erkannt oder diagnostiziert. Weder die Medizin (einschließlich 

Krankenpflege) noch die Rechtsordnung tragen jedoch dem Umstand ausrei­

chend Rechnung, dass es ein "drittes Geschlecht" gibt. Nach der Geburt wird 

das vom Arzt bestimmte Geschlecht in die Geburtsurkunde eingetragen. Die 

Kinder wachsen zunächst entsprechend dieser "Zuordnung" auf. Im Zuge der 

Pubertät findet die Entwicklung jedoch oft in die andere Richtung statt. 

Expertinnen und Experten berichten, dass die Medizin bisher noch immer dar­

auf ausgerichtet sei, die " störenden" Geschlechtsmerkmale frühzeitig operativ 

zu entfernen. Das AKH verfügt über eine Ambulanz für Varianten der Ge­

schlechtsentwicklung unter der Leitung von Dr. Stefan Riedl, der angibt, meh­

rere betroffene junge Menschen regelmäßig zu betreuen. Diese geben an, die 

vorzeitigen und ohne ihre Mitwirkung erfolgten operativen Eingriffe als irre­

versible Verstümmelungen zu empfinden. Das deckt sich mit internationalen 

Studien, die Selbstvertreterinnen und Selbstvertreter dazu befragt haben. Der 

UN-Sonderberichterstatter über das Recht auf Gesundheit erklärte ausdrück­

lich: "Gesundheitsdienstleister sollten Eingriffe, die invasiv, irreversibel und 

nicht dringend notwendig sind, möglichst immer so lange aussetzen ,  b is das 

Kind reif genug ist, seine informierte Einwilligung dazu zu geben."  Weiter wird 

ausgeführt: "Dies ist insbesondere im Fall von Genitaloperationen an inter­

geschlechtlichen Personen problematisch, da es sich hierbei um ein schmerz­

haftes und äußerst riskantes Verfahren ohne nachweisbaren medizinischen 

Nutzen handelt. " 
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Die medizinischen Standards und Entscheidungsprozesse, die diesen medizi­

nischen Eingriffen an Kleinkindern zugrunde liegen, sind daher aus Sicht der 

VA dringend zu überdenken. Zudem muss ein anderes Bewusstsein entstehen, 

wie medizinisch und pflegerisch mit den Betroffenen umzugehen ist. Die jahr­

zehntelang geübte Praxis, Kindern frühzeitig eines der beiden Geschlechts­

merkmale "wegzuoperieren" entspricht nicht den kinderrechtlichen Anforde­

rungen. Betroffene sollten vielmehr selbst im Lauf ihres Lebens als Erwachsene 

entscheiden können, ob und welche Operationen sie selber wünschen. 

In seiner Stellungnahme zum Prüfverfahren der VA verwies das BMGF zu­

nächst auf die Rechtslage, nach der ästhetische Operationen ohne medizi­

nische Indikation an Personen, die noch nicht das 16 .  Lebensjahr vollendet 

haben, verboten sind (§ 7 ÄsthOpG) . Eingeräumt wurde, dass es keine Da­

ten über frühzeitige operative Eingriffe an intergeschlechtlichen Kindern gibt. 

Abschließend kündigte das Ministerium die Erstellung von Leitlinien für ge­

schlechtsanpassende Operationen an. 

Nach Einleitung des Prüfungsverfahrens durch die VA wurde eine Arbeitsgrup­

pe dazu eingesetzt. Im September 201 7 fand ein erstes Treffen statt, weitere 

Termine sind geplant. 

Frühzeitige geschlechtszuordnende Operationen bedeuten einen massiven 

Eingriff in die Menschenrechte. Sofern keine medizinische Notwendigkeit vor­

liegt, verstoßen solche Operationen bei Unter- 1 6-Jährigen nicht nur gegen § 

7 ÄsthOpG, sondern auch gegen Art. 8 EMRK, der das Recht auf Privat- und 

Familienleben schützt. Zudem verpflichtet Art. 24 Abs. 3 KRK die Mitglieds­

staaten zu geeigneten Maßnahmen, um gesundheitsschädigende Bräuche ab­

zuschaffen .  

Im Lichte der menschenrechtlichen Bestimmungen und i m  Einklang mit 

Selbstvertreterinnen und Selbstvertretern sowie einem Gutachten des deut­

schen Ethikrates fordert die VA, dass eine Einwilligung der Eltern in eine ge­

schlechtszuweisende Operation stellvertretend für das intergeschlechtliche 

Kind nur dann möglich sein soll, wenn der Eingriff zweifelsfrei bzw. dringend 

"vital" indiziert ist. Dies wäre bei Lebensgefahr oder Abwehr einer schwerwie­

genden Gesundheitsgefährdung der Fall. 

Eine weitere Forderung der VA bezieht sich auf das Personenstandsregister. 

Menschen, die sich weder als weiblich noch als männlich empfinden, haben 

etwa in Kanada und Belgien die Möglichkeit, Ausweise mit neutraler Ge­

schlechtsangabe zu erhalten. Eine solche Möglichkeit sollte auch im Österrei­

chischen Personenstandsgesetz geschaffen werden. 

Kindergesundheit 

Gesundheitsministeri­
um will nun Leitlin ien 
erarbeiten 

Einführung eines "drit­
ten Geschlechts" 
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Kindergesundheit 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Richtlinien für die Gesundheitsversorgung von Kindern mit Variati­
onen der Geschlechtsmerkmale sind menschenrechtskonform so zu 
entwickeln dass deren körperliche Unversehrtheit Autonomie und 
Selbstbestimmung gewährleistet bleibt. 

� Sicherzustellen ist dass kein Kind in vasiven und irre versiblen ge­
schlechtsangleichenden Operationen und medizinischen Behand­
lungen ausgesetzt ist bei denen es sich nicht um Notfallmaßnah­
men handelt 

� Unabhängige, qualifizierte Betreuungsstellen sowie Peer-Beratung 
durch Selbst-Betroffene für Eltern, Minderjährigf3, sowie das Ge­
sundheitspersonaJ sind zu schaffen. 

3.1 .4 ü bergewicht bei Kindern: Gesamtkonzept fehlt 

Alarmierende Zahlen Jeder dritte Bub und jedes vierte Mädchen in Österreichs Volksschulen sind 

übergewichtig, zehn Prozent der Kinder sind sogar adipös. Diese Zahlen wur­

den kürzlich vom Bundesministerium für Gesundheit und Frauen präsentiert 

und basieren auf der WHO-Studie "Childhood Obesity Surveillance Initative" 

(COSI) und dem österreichischen Ernährungsbericht 201 7. Es zeigen sich auch 

gewisse regionale Unterschiede. So liegt der Anteil an übergewichtigen Kin­

dern im Osten höher als im Westen.  

Übergewicht hat fatale Wie der österreichische Ernährungsbericht zeigt, setzt sich das Problem im Er­
gesundheitliche Folgen wachsenenalter fort: 41 % der Erwachsenen sind übergewichtig bzw. adipös. 
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Keine ausreichenden 
Maßnahmen 

Die gesundheitlichen Folgen wiegen schwer, schließlich sind mehr als 40 % 

der jährlichen Todesfälle auf Herz-Kreislauf-Erkrankungen zurückzuführen. 

Das ist die mit Abstand häufigste Todesursache in Österreich. Darüber hinaus 

haben übergewichtige Kinder auch ein erhöhtes Risiko für Diabetes, Leberer­

krankungen und psychische Probleme. Ärzte und Organisationen, wie der ös­

terreichische Herzfonds, warnen vor einer " Pandemie" des Übergewichts im 

jugendlichen Alter. So würden jugendliche Übergewichtige auch im Erwachse­

nenalter übergewichtig bleiben. Experten sind sich einig, dass frühe Erziehung 

zur gesunden Ernährung und Bewegung ausschlaggebend sind. Angesichts 

der alarmierenden Zahlen ist rasches Handeln gefordert. 

Die VA leitete daher ein Prüfverfahren ein und setzte sich sowohl mit dem Ge­

sundheitsministerium als auch mit dem Bildungsministerium in Verbindung. 

Das BMGF verweist in seiner Antwort darauf, dass bereits 201 1 die " Leitli­

nie Schulbuffet" für ein gesundheitsförderliches Jausenangebot veröffentlicht 

wurde. Von 201 1 bis 201 4  sei die BMGF Initiative " Unser Schulbuffet" durchge­

führt worden. Es sei gelungen, diese Initiative in vier Bundesländern (Kärnten, 

Steiermark, Burgenland und Niederösterreich) durch enge Kooperationen mit 

verschiedenen lokalen Organisationen weiterzuführen. 
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Weiters nehme Österreich, vertreten durch das BMGF und die AG ES an der 

europaweiten Joint action on nutrition and physical activity (JANPA) teil .  Ziel 

dieses EU-geförderten Projekts ist es, den Anstieg von Übergewicht und Adipo­

sitas bei Kindern und Jugendlichen bis 2020 zu stoppen. 

Seit Anfang 2015 führt die AGES im Auftrag des BMGF ein weiteres Projekt, 

"Die gute Wahl", durch. Dabei wird untersucht, inwieweit Symbolkennzeich­

nungen bei der Auswahl der Lebensmittel am Schulbuffet wesentlich sind. Da­

rüber hinaus gab es im Rahmen des Förderprogrammes des Fonds Gesundes 
Österreich im Zeitraum 201 3-2016 mehrere geförderte Projekte an Volksschu­

len. 

Im Regierungsprogramm 2013-2018 wurde die " tägliche Turnstunde" als ein Tägliche Turnstunde 

Ziel verankert. Die Schülerinnen und Schüler sollten sich durch die Einfüh-

rung der "täglichen Turnstunde" unter Einbeziehung des organisierten Sports 

mehr bewegen. Das Parlament beschloss gesetzliche Vorgaben zur Umsetzung 

für die ganztätige Schule. Die tatsächliche Umsetzung scheint aber ein lücken-

haftes Stückwerk zu sein. So nehmen die Schulen - wenn auch teilweise mit 

großem Erfolg (z. B.  im Burgenland 80 % der Schulen) - freiwillig teil. Das vom 

BMLVS finanzierte Projekt läuft 20 1 9  aus. 

Die bislang gesetzten Maßnahmen zur Reduktion von Übergewicht bei Kin- Gesamtkonzept fehlt 

dern sind aus Sicht der VA nicht ausreichend. Das zeigt die aktuelle Studie der 

WHO deutlich auf. Die zuständigen Ministerien (BMGF, BMB, BMLVS) müssen 

in enger Kooperation einen Ausbau des Bewegungsprogramms (z. B. tägliche 

Turnstunde) und eine Verbesserung des Ernährungsangebots erreichen. Einzel-

ne Maßnahmen sind hierbei nicht zielführend. Es bedarf unbedingt eines Ge-

samtkonzepts ("Masterplan"),  um Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen 

nachhaltig zu bekämpfen. 

Empfehlungen der Volksanwaltschaft: 

� Erstellung eines Gesamtkonzepts ('Masterplan ")/ um Übergewicht 
bei Kindern und lugend-lichen nachhaltig zu bekämpfen. 

� Die 11 täglichen Turnstunde" für Schülerinnen und Schüler soll flä­
chendeckend umgesetzt werden. 

� Verstärktes Angebot von gesunden Lebensmitteln statt stark fett­
und zuckerhaitiger Speisen an Schulbuffets. 
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4 Kinder und Jugendliche mit Behinderungen in 

öffentlichen Einrichtungen 

4.1 Inklusion und gleichberechtigte Teilhabe nicht 

verwirklicht 

Kinder mit Behinderungen sind im besonderen Maße verletzlich. Deshalb 

kommt staatlichen SChutzpflichten eine gewichtige Stellung zu. Gerade in sei­

ner indirekten Form ist das Diskriminierungsverbot von großer Bedeutung. 

Menschenrechtsverletzungen gegenüber Menschen mit Behinderungen zeigen 

sich vielfach in ungerechtfertigten Ungleichbehandlungen. Zur Sicherstellung 

der Nichtdiskriminierung von Kindern mit Behinderungen braucht es deshalb 

gezielte staatliche Leistungen . Dies rückt bis zu einem gewissen Grade auch 

die Gewährleistungspflichten ins Zentrum. 

Der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes hat sich 2012 in seinen abschlie­

ßenden Bemerkungen zu Österreich besorgt gezeigt, dass Kinder und Jugend­

liche mit Behinderungen nach wie vor von der Teilnahme an verschiedenen 

Aspekten des öffentlichen Lebens infolge begrenzter Barrierefreiheit und des 

Mangels an geeigneten Unterstützungsleistungen und Informationen ausge­

schlossen sind. Bemängelt hat der UN-Ausschuss auch die hohe Anzahl von 

Kindern mit Behinderungen in institutioneller Betreuung. 

Die von der VA und vielen NGO - aber auch von den UN-Organen - kritisierte 

Zersplitterung der Behindertenpolitik erweist sich immer wieder als Hindernis 

bei der bundesweiten Erfüllung menschenrechtlicher Garantien. Die Umset­

zung der UN-BRK hat zu Konflikten zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 

geführt, deren Opfer Familien mit Kindern mit Behinderungen bleiben, solan­

ge die Haltung "Wer Inklusion bestellt, muss Inklusion bezahlen ! "  zu keiner 

aufeinander abgestimmten Strategie führt. 

An die VA wenden sich nach wie vor viele Familien mit Kindern und Jugend­

lichen mit Behinderungen. Sie machen vom Kleinkindalter an die Erfahrung, 

dass ihre Söhne und Töchter nicht selbstverständlich erwartet und aufgenom­

men werden: nicht im wohnortnahen Kindergarten, im Hort oder in der Schu­

le, nicht im Sportverein, der Musikschule, der Jugendgruppe, auf einer Jugend­

freizeit oder im Jugendzentrum. Kinder mit Behinderungen werden häufig 

ausgeschlossen oder an Ersatzangebote verwiesen, die sie sich nicht aussuchen 

können und die sie von gesunden Gleichaltrigen absondern. Das verstößt fun­

damental gegen ihre Rechte als Menschen mit Behinderungen, vor allem aber 

gegen ihre Rechte als Kinder. Fehlende Strukturen und Rechtsansprüche auf 

bedarfsgerechte Unterstützung bedingen, dass mit Kämpfen und viel Ausdau­

er eingefordert werden muss, was selbstverständlich sein sollte. Die Anliegen 

Betroffener bei der VA beziehen sich immer wieder auf unzureichende und 

Bedürfnisse häufig ig­
noriert 
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Hilfen und altersge­
mäße Assistenz im 

Bildungssystem not­
wendig 

überbürokratisierte Förderungen behinderungsbedingt notwendiger Anschaf­

fungen, auf Probleme bei der Zuerkennung von erhöhter Familienbeihilfe 

oder höherer Pflegegeldeinstufungen bis zur Suche nach einem Kindergarten-, 

Ausbildungs- oder Arbeitsplatz u. v. m. Benachteiligungen gegenüber nicht­

behinderten Menschen, wie etwa die mangelnde Barrierefreiheit oder nicht 

leistbare Therapie- und Förderangebote werden ebenso häufig beklagt. 

Die systematische Minderausstattung inklusiver Maßnahmen in vielen Le­

bensbereichen und im Gesundheitswesen ist als ein Versagen "angemessener 

Vorkehrungen" zu werten und erfüllt den Tatbestand einer "unmittelbaren 

Diskriminierung (Art 2 UN-BRK). 

Es gibt Beispiele für eine erfolgreiche schulische Inklusion in Österreich. An­

derslautende Rhetorik oder finanzielle und praktische Schwierigkeiten in ein­

zelnen Bundesländern dürfen nicht dazu führen, dass praktische Fortschritte 

negiert werden oder die Inklusion als solche für gescheitert erklärt wird. Unter 

Anerkennung der Herausforderungen und Kritik an der andernorts fehlerhaf­

ten Umsetzung muss zu einer Sachdiskussion zurückgefunden werden, in deren 

Mittelpunkt die Umsetzung des Rechts auf Bildung für alle in einem inklusiven 

Schulsystems steht. Denn das Recht auf inklusive Bildung ist ein Menschen­

recht. Kritisiert hat die VA z. B. die Burgenländische Eingliederungshilfe, ei­

ner Leistung um Kinder mit Behinderungen den Schulbesuch zu ermöglichen: 

Kinder mit Lernbeeinträchtigungen, Entwicklungs- und Verha1tensstörungen 

sowie emotionale Störungen sind von der Förderung ausgeschlossen. Dies wi­

derspricht Art. 7 der UN-BRK. Demnach die Staaten alle erforderlichen Maß­

nahmen zu treffen haben, damit Kinder mit Behinderungen gleichberechtigt 

mit anderen Kindern alle Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen kön­

nen. Die Staaten haben zu gewährleisten, dass alle Kinder mit Behinderungen 

eine behinderungsgerechte und a1tersgemäße Assistenz erhalten, damit sie 

ihre Rechte verwirklichen können. 

Fehlende Inklusion bei Die VA weist immer wieder darauf hin, dass auch mehr Berufsqualifizierungs-
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Beschäftigung angebote für junge Menschen mit Behinderungen notwendig sind. Die Un­

terstützungssysteme sind so zu gestalten, dass Menschen auch mit schweren 

Beeinträchtigungen am Arbeitsleben teilhaben können .  Dafür bedarf es des 

Ausbaus unterstützter Beschäftigung, persönlicher Assistenz oder von Projek­

ten der gemeinnützigen Arbeitskräfteüberlassung bei voller sozialversiche­

rungspflichtiger Absicherung. Die Einstufung muss dringend vereinheitlicht 

und personenzentrierter werden. Die Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50 

% zieht derzeit einen Ausschluss von Unterstützungsangeboten des AMS zur 

Erlangung regulärer Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse nach sich. Die­

se Grenze ist starr und willkürlich, weil sie ausschließlich diagnosebezogen 

und defizitorientiert festgesetzt wird. Sie muss nach ihrer Evaluierung unter 

Berücksichtigung des Umstandes abgeschafft werden, dass die UN-BRK eine 

deutliche Abkehr vom medizinischen Modell des Verständnisses von Behinde­

rung verlangt. 
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Die Prioritäten müssen verschoben werden: weg von der Förderung von Son­

derstrukturen hin zum Ausbau inklusiver Bildungs- und Beschäftigungsmo­

delle. Solange Menschen mit Behinderungen in gesonderten Werkstätten oder 

auf Dauerrehabilitationsplätzen zwar unter anderem auch für externe Firmen 

arbeiten, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aber keine Chancen haben, kann 

von einer vollen Verwirklichung des Rechts auf Arbeit und Beschäftigung im 

Sinne der UN-BRK nicht die Rede sein. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Kinder und Jugendliche mit Behinderungen brauchen jede Unter­
stützung, damit sie im Familien verband aufwachsen können und 
nicht aufgrund von Ressourcenmangel in Einrichtungen leben 
müssen. 

� Eine Abkehr von der Förderung von Sonderstrukturen und der Aus­
bau inklusiver Bildungs- und Beschäftigungsmodelle ist notwen­
dig. 

4.2 Fremdbestimmung als Risikofaktor für Gewalt 

Die Rechte auf Autonomie und Selbstbestimmung sind auch dann zu wahren 

und größtmögliche Integration und Normalisierung zu gewährleisten, wenn 

Kinder und Jugendliche mit Behinderungen in Einrichtungen betreut werden. 

Die Kommissionen der VA besuchen seit 201 2  Einrichtungen, die ausschließ­

lich Menschen mit Behinderungen gewidmet sind. Darunter sich auch vie­

le Einrichtungen, in denen Kinder und Jugendliche mit Behinderungen be­

treut werden. Geprüft werden öffentliche und private Träger, darunter Heime, 

Wohngruppen, Tagesbetreuungszentren, Werkstätten sowie Rehabilitations­

einrichtungen. Diese Einrichtungstypen sind sowohl vom OPCAT-Mandat als 

auch vom Mandat nach der UN-BRK erfasst. Die Bandbreite, in der Einrich­

tungen in diesem Spannungsfeld konkret agieren, ist sehr weit. Das Bewusst­

sein, in und mit der eigenen Organisation vor großen Herausforderungen zu 

stehen, gibt es. 

Die Umsetzung des Rechts auf Selbstbestimmung, auf unabhängige Lebens­

führung, Gleichberechtigung, Bildung und volle Teilhabe am politischen und 

öffentlichen Leben sind ohne die Möglichkeit des persönlichen Ausdrucks bzw. 

ohne Kommunikation undenkbar. Es gibt in Österreich Einrichtungen für 

Menschen mit Behinderungen, die hervorragende Arbeit auf diesem Gebiet 

leisten und unterstützte Kommunikation in allen Lebensbereichen vielfältig 

einsetzen. Umso befremdlicher sind Wahrnehmungen der Kommissionen, 

dass unterstützte Kommunikation in zahlreichen Einrichtungen für Menschen 

mit Behinderungen gar nicht bzw. ungenügend angewandt wird und selbst die 

bestehenden Kommunikationsmöglichkeiten von Menschen mit Mehrfachbe­

hinderungen - wie Gesten, Blickbewegungen, Mimik oder Laute - übergangen 

Inklusive Modelle statt 
Sonderstrukturen 

Bandbreite an ver­
schiedensten Organisa­
tionskultu ren 

UN-BRK verlangt unter­
stützte Kommunikation 
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Autoritäre Führung, 
starre Regeln und 

Sanktionen 

Fachlich unzureichende 
Rehabilitation 
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oder fehlinterpretiert werden.  Nicht direkt eine Folge, sondern eher eine Vor­

aussetzung für eine beeinträchtigte Kommunikationsentwicklung ist die Tat­

sache, dass Kinder, bei denen eine Intelligenzminderung diagnostiziert wurde, 

in vielen Fällen von klein auf auch weniger sprachliche Zuwendung erfahren. 

Man traut ihnen in der Regel weniger zu und unterschätzt ihre Fähigkeiten. 

Dadurch werden nicht nur wesentliche Grundsätze der UN-BRK missachtet, 

sondern vor allem die Fremdbestimmung verfestigt. 

Der UN Special Rapporteur für Folter hat zu Recht betont, dass Selbstbestim­

mung und die Möglichkeiten, eigene Entscheidungen treffen zu können, für 

eine wirksame Folterprävention essentiell sind. Fremdbestimmung macht 

Menschen mit Behinderungen für erniedrigende Behandlung oder noch 

Schlimmeres besonders verletzlich: Diese Wahrnehmungen hat die VA auch in 

Einrichtungen für junge Menschen mit Behinderungen wiederholt gemacht. 

So besuchte eine Kommission der VA in Niederösterreich eine architektonisch 

imposante Einrichtung mit einer großen Außenanlage und modernen Werk­

stätten. In dem Haus wurden zwölf junge Menschen mit Behinderungen be­

treut. Die Bewohnerinnen und Bewohner äußerten gegenüber der Kommission 

unabhängig voneinander, nicht gerne hier zu leben (" nicht mein Ding", "ge­

boten wird nur Kinderkram") und beklagten sinnentleerte Abläufe sowie das 

hohe Maß an Regeln als auch Sanktionen, die bei vermeintlichem Fehlverhal­

ten angewendet wurden. Eine junge Frau schilderte, dass sie von Albträumen 

geplagt werde und sich in der Einrichtung fürchte. Die Werkstätten machten 

auf die Kommissionen den Eindruck, über längere Zeit völlig unbenutzt zu 

sein, was der Betreiber mit hohen Materialkosten rechtfertigte. Diese Wohn­

einrichtung und Tagesstätte wurde von der Aufsichtsbehörde geschlossen und 

alle Klientinnen und Klienten in alternativen Einrichtungen untergebracht. 

In einer Einrichtung in der Steiermark wurden Mädchen und Frauen im Alter 

von 16 bis 23 Jahren betreut. Bei allen Bewohnerinnen waren schwere psy­

chiatrische Erkrankungsbilder (Substanzabhängigkeit, Schizophrenie, Persön­

lichkeits-störungen, posttraumatische Belastungsstörungen) ursächlich für 

Schulabbrüche und standen einer Integration in den Arbeitsmarkt entgegen. 

Der Kommission erschien das Rehabilitationskonzept, das Grundlage der pä­

dagogischen Interventionen war, gänzlich ungenügend und nicht menschen­

rechtskonform. Oie Klientinnen durften keine Kontakte nach außen pflegen 

und auch keine Handys benutzen. Jeglicher telefonischer und briefl icher Kon­

takt wurde über Monate hinweg kontrolliert. Starre Regeln griffen in Persön­

lichkeitsrechte der Klientinnen ein: Das Betreuungspersonal bestimmte die 

Angemessenheit der Bekleidung. Wer unerlaubt außerhalb festgelegter Essens­

zeiten Nahrung zu sich nahm, wurde dafür bestraft. Als menschenrechtlieh 

unzulässig wurden auch Kollektivstrafen erachtet. Unvertretbar war auch der 

Ansatz, dass Klientinnen mit Borderline-Störungen, die sich selbst zugefügten, 

blutenden Wunden eigenständig zu versorgen und dafür benötigte Pflaster 

und Verbandsmaterial von ihrem Taschengeld zu bezahlen hatten.  Eine Kli-
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entin wurde auf Ersuchen der Kommission noch am Besuchstag in ein Kran­

kenhaus gebracht, da sie über sehr starke Schmerzen klagte. Psychotherapeu­

tische Angebote und engmaschige psychiatrische Kontrollen fehlten gänzlich. 

Die VA konnte hier Verbesserungen erreichen. Über Veranlassung der Auf­

sichtsbehörde wurden inzwischen das Betreuungskonzept und die Hausord­

nung überarbeitet sowie für eine multiprofessionelle Zusammensetzung des 

Betreuungsteams gesorgt. 

Vordringliche Aufgabe der VA ist es, Strukturen und Faktoren zu identifizieren, 

die zu unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe führen 

können. Jedoch zeigt sich in der Arbeit der Kommissionen, dass diese auch mit 

Handlungen oder Unterlassungen konfrontiert sind, die bereits unmenschli­

che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe darstellen. 

Beispielsweise machte die Kommission im Zuge eines Besuchs in Salzburg Vernachlässigung 

verschiedene besorgniserregende Feststellungen. In einer Einrichtung für Ju-

gendliche und junge Erwachsene mit psychischen Erkrankungen wurde trotz 

suizidaler Handlungen auf Psychoedukation oder Medikamententraining von 

Seiten der Einrichtung verzichtet. Den Bewohnerinnen und Bewohnern blieb 

damit eine Voraussetzung für einen selbstverantwortlichen Umgang mit der 

psychischen Erkrankung und ihrer Bewältigung verwehrt. Eine professionelle 

Suizidabklärung fand nicht statt. 

Ebenfalls in Salzburg beklagten Klientinnen und Klienten einer Einrichtung, Abfäl l ige Sprache und 

dass sie mit abfälligen Bemerkungen konfrontiert seien. Tatsächlich sind Aus- fehlende Partizipation 

sagen, dass ein Klient "nichts könne und auch nichts schaffe", so auch doku-

mentiert worden. Eine junge Klientin, die Heimweh verspürte und mit ihren El-

tern telefonieren wollte, wurde vom Betreuungspersonal als "Mamaplärrerin
" 

verunglimpft und eine junge Frau als "Nymphomanin, die wenn es ginge, mit 

jedem Mann im Ort Geschlechtsverkehr haben würde
" 

beschrieben. Beschwer-

den über strenge Disziplinarmaßnahmen wie Besuchsverbote und Ähnliches 

wurden der Kommission in vertraulich geführten Gesprächen zur Kenntnis 

gebracht. Nach mehreren aufsichtsbehördlichen Kontrollen und Gesprächen 

mit der Trägereinrichtung wurden von der FachaufSicht Auflagen zur Verbes-

serung erteilt und eine Personalaufs tockung vorgesehen. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Selbstbesämmung und die Möglichkeit; eigene Entscheidungen 
treffen zu können, ist für eine wirksame Folterprävenäon unab­
dingbar. 

� Mangelnder Einsatz unterstützter Kommunikaäon, autoritäre Füh­
rung, starre Regeln und überschießende Sankäonen widersprechen 
den Grundprinzipien der UN-BRK 
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4.2.1 Gesetzl icher Schutz vor Freiheitsbeschränkungen 

Kinder mit Behinder­
ungen sind besonders 

schutzbedürftig 

Pflegebedürftige Kinder- und Jugendliche mit Behinderungen sind besonders 

verletzlich und einem erhöhten Risiko ausgesetzt, Opfer von Gewalt zu wer­

den .  Der UN-Ausschuss gegen Folter äußerte i m  Rahmen der Staatenprüfung 
Österreichs seine Sorge betreffend den Schutz von Kindern vor häuslicher Ge­

walt. Insbesondere der Schutz von Kindern mit Behinderungen vor Gewalt und 

Missbrauch in Institutionen hat für den UN-Ausschuss eine hohe Bedeutung. 
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Betreuung darf keine Komplexere Krankheitsbilder und Mehrfachbehinderungen erfordern oftmals 
Ressourcenfrage sein eine speziell optimierte multiprofessionelle Versorgung. Das darf keine Res­

sourcenfrage sein. Die Persönlichkeitsentwicklung psychisch oder körperlich 

schwer beeinträchtigter Kinder und Jugendlicher hängt maßgeblich davon ab, 

ob und wie sie dabei unterstützt werden, ihre Umgebung wahrzunehmen, sie 

im wahrsten Sinne des Wortes zu begreifen und selbst zu erkunden. Wenn bau­

liche Unzulänglichkeiten und fehlende umfassende Barrierefreiheit, unzurei­

chende Besetzungen im Tag- oder Nachtdienst, schlecht angepasste Hilfsmittel 

oder unterb leibende Förderung geistiger oder lebenspraktischer Fähigkeiten 

Minderjährige mit Behinderung einschränken, werden diese immer auch in 

ihrer sozialen Entwicklung unzulässig behindert. 

Die Anwendung freiheitsbeschränkender Maßnahmen an Erwachsenen, die 

geistig behindert oder psychisch krank sind, ist an besondere Voraussetzun­

gen geknüpft, die im HeimAufG geregelt sind. Unter anderem bedarf es einer 

unverzüglichen Meldung an die Bewohnerinnen- bzw. Heimbewohner-Vertre­

tung, die eine gerichtliche Überprüfung der Maßnahme anordnen kann.  Die­

ser für schutzbedürftige Erwachsene gewährleistete Rechtsschutz zur Überprü­

fung freiheitsbeschränkender Maßnahmen wurde für Kinder und Jugendliche 

im HeimAufG aber nur unzureichend verwirklicht. Das HeimAufG gilt aktuell 

nicht für " Heime und andere Einrichtungen zur Pflege und Erziehun g  Minder­

jähriger".  In Einrichtungen unter Aufsicht des Kinder- und Jugendhilfeträgers 

sind daher auch Rechtsschutzverfahren des HeimAufG nicht anwendbar. Kin­

der in solchen Einrichtungen genießen, damit einen schlechteren Schutz als 

Gleichaltrige in anderen Einrichtungen, die von den Ländern als Einrichtun­

gen der Behindertenhilfe anerkannt oder bewilligt wurden. 

Besondere Achtsamkeit ist geboten, wenn Freiheitsbeschränkungen keine der 

Situation und dem Alter Minderjähriger angemessenen pädagogischen Ziele 

verfolgen, sondern personaleinsatzschonend nur vermeintlich dem Schutz vor 

Selbst- oder Fremdgefährdung dienen. Beeinträchtigungen des Rechts auf per­

sönliche Freiheit stellen gravierende Menschenrechtsverstöße dar. Von außen 

versperrbare, mannshohe Pflegegitterbetten, in denen auch tagsüber Ruhezeit 

verbracht werden muss, mit Gattern zusätzlich verschlossene Zimmertüren, 

das Verwenden von Sitzkissen in Sesseln, die nicht selbständig verlassen wer­

den können, Gurtfixierungen an nicht dem Alter und Körpergewicht entspre­

chenden Rollstühlen sind bloß einige Beispiele für massive Freiheitsbeschrän-
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kungen, die von den Kommissionen in der Betreuung geistig und körperlich 

beeinträchtigter Kinder und Jugendlicher als menschenrechtsverletzend ge­

rügt wurden. 

Die VA hat bereits im Jahr 201 3  legistische Verbesserungen eingemahnt und 

die bestehende Regelung aus menschenrechtlicher Sicht kritisiert. Eine von der 

VA 2015 veröffentlichte Stellungnahme hält ebenso fest, dass der Ausnahme­

tatbestand des HeimAufG sowohl nationalem Verfassungsrecht als auch inter­

nationalen Verpflichtungen widerspricht. 

Im Zuge der letzten Novellierung des HeimAufG wurde der Änderungsbedarf 

anerkannt. Ab 1 .  Juli 2018 sind auch freiheitsbeschränkende Maßnahmen, 

die in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe gesetzt werden, der Bewoh­

nerinnen- bzw. Heimbewohner-Vertretung zu melden. Außerdem sind der 

Grund, die Art, der Beginn, die Dauer sowie die Prüfung zuvor angewandter 

alternativer Maßnahmen schriftlich zu dokumentieren. Erforderlichenfalls ist 

es Aufgabe der Bewohnervertretung, dagegen auch gerichtlich vorzugehen. 

Damit wird eine Angleichung des Rechtsschutzes für alle Minderjährigen in 

außerfamiliären Einrichtungen ermöglicht - unabhängig davon, in welcher 

Art Einrichtung sie sich aufhalten, sofern diese im Sinn des § 2 Abs. 1 erster 

Satz HeimAufG die Möglichkeit bietet, wenigstens drei Menschen mit geisti­

ger Behinderung oder psychischer Erkrankung ständig zu betreuen oder zu 

pflegen. Österreich hat damit einen wichtigen Schritte zur Umsetzung verfas­

sungsrechtlicher Vorgaben (Art. 7 B-VG, PersFrG, EMRK, Art. 2 und 6 BVG über 

die Rechte von Kindern) sowie europa- und völkerrechtlichen Vorgaben (insb. 

EU GRC, UN-BRK, UN-KRK etc.) gesetzt. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Kinder und Jugendliche mit Behinderungen dürfen in Einrich­
tungen keiner Gewalt und keinen ungerechtfertigten freiheitsbe­
schränkenden Maßnahmen ausgesetzt werden. 

� Einrichtungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
müssen ausreichend Bewegungsfreiheit und Privatsphäre bieten 
umfassend barrierefrei sein und über ausreichendes qualifiziertes 
Personal verfügen. 

� Freiheitsbeschränkende Vorkehrungen/ die fehlende Barrierefrei­
heit und Raum- oder Personalengpässe ausgleichen sollen/ sind bei 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen unzulässig. 
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Nicht nur Pflege, son­
dern auch individuelle 

Forderung nötig 
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Menschenunwürdige 
Zustände 

Keine  Förder- und 
Betreuungspläne 

zu wen ig Personal 

4.2.2 Individuelle Förderung und Entwicklung 

In  vielen Einrichtungen wurde der Fokus der Betreuung von Menschen m it 

Behinderungen bislang primär auf die pflegerische Versorgung gelegt. Spätes­

tens seit der Ratifizierung der UN-BRK sind aber an die Betreuungsverhältnisse 

andere Erwartungen und Standards anzulegen. Menschen mit Behinderun­

gen müssen als selbstbestimmte Akteure ihres Alltags wahrgenommen werden 

und haben Anspruch auf sozial-rehabilitative Unterstützungsangebote, die sie 

in ihrer Persönlichkeitsentwicklung unterstützen sowie Inklusion und Teilhabe 

begünstigen. Insbesondere bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen mit so 

genannten Mehrfachbehinderungen muss davon ausgegangen werden, dass 

sie vielfältige Behinderungserfahrungen im Rahmen ihrer biografischen Ent­

wicklung gemacht haben. Diese Erfahrungen sind Teil ihrer individuellen Le­

bensgeschichte; sie hinterlassen Spuren und determinieren letztendlich auch 

das, was als Schwermehrfachbehinderung erscheint. Für ihre Entwicklung be­

nötigen sie eine individuelle, integrierte, langandauernde oder/und ständige 

spezifische Förderung in allen Entwicklungsbereichen. 

Den jeweils aktuellen Entwicklungsstand jeder Bewohnerin und jedes Bewoh­

ners festzustellen und darauf aufbauend individuelle Förder- und Entwick­

lungspläne zu erstellen und umzusetzen, muss selbstverständlicher Teil jeder 

pädagogischen Förderarbeit sein . Die Erfahrungen der VA zeigen, dass einige 

Einrichtungen diesen Paradigmenwechsel noch vor sich haben. 

Gravierende strukturelle Defizite stellte die Kommission in einer Einrichtung 

des Landes Salzburg fest, in der 35 hochgradig pflegebedürftige Menschen mit 

Behinderungen im Alter zwischen vierzehn und 52 Jahren in fünf Wohngrup­

pen betreut werden. 

Das nicht barrierefreie Gebäude ist für die Betreuung und Pflege so vieler Men­

schen nicht ausgerichtet. Neun Personen lebten aufgrund von Raumknapp­

heit nicht in Zimmern, sondern belegten bloß Betten, die in Gemeinschafts­

räumen, Gängen bzw. Durchgangsbereichen stehen. Auch die Intim- und Pri­

vatsphäre von Kindern, Frauen und Männern wurde in menschenunwürdiger 

und erniedrigender Weise verletzt. Es gab für die Bewohnerinnen und Bewoh­

ner kein einziges abgetrenntes Wc. Alle Toiletten befanden sich offen neben 

Duschen oder Pflegebädern. In den Badezimmern gab es nirgends einen Sicht­

schutz. wes wurden benützt, während andere Bewohnerinnen und Bewohner 

auf engstem Raum daneben gewaschen wurden. Geschlechtertrennung gab 

es weder beim Toilettengang noch bei der Körperhygiene. Geschlechterspezifi­

sche Pflege als Teil einer Gewaltprävention war noch nicht einmal angedacht 

worden. 

Ernsthafte Zweifel hegte die Kommission insbesondere bezüglich der Effizienz 

aufsichtsbehördlicher Kontrollen sowie der Maßstäbe und Qualitätsanforde­

rungen, die bisher an diesen Betrieb gestellt wurden .  Obwohl die Bewohne­

rinnen und Bewohner teilweise schon seit vielen Jahren in der Einrichtung 
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betreut wurden, gab es weder EntwicklungsstandfeststeIlungen noch aktuelle 

Förder- oder individuelle Betreuungspläne. Das Erstellen und Umsetzen ei­

nes auf dem Stand der Heilpädagogik befindlichen Konzepts fand nicht statt. 

Ausreichendes und pflegerisch bzw. heilpädagogisch qualifiziertes Personal 

stand nicht zur Verfügung. Basale Kommunikation und basale Stimulation 

kamen generell zu kurz. Viele Bewohnerinnen und Bewohner reagierten auf 

fehlende Kommunikationsmöglichkeiten und Beschäftigungsangebote mit 

massiver Aggression und Verhaltensauffälligkeiten. Diese werden nicht mit 

mehr spezifischer Zuwendung und Aktivitätsanreizen, sondern mit freiheits­

beschränkenden Maßnahmen quittiert. In mehreren gerichtlichen Gutachten 

geäußerte Kritik unter Verweis auf nicht erfüllte heilpädagogische Standards, 

die im Zuge von Verfahren nach dem Heimaufenthaltsgesetz zur Vermeidung 

von Freiheitsbeschränkungen geäußert worden war und die einen vermehrten 

Personaleinsatz bedingt hätte, wurde nicht aufgegriffen. 

Diese massiven Mängel waren auch beim Folgebesuch der Kommission ei­

nige Monate später im Wesentlichen noch geben. Die VA betonte gegenüber 

der Aufsichtsbehörde, dass mit bloß punktuellen Veränderungen in dieser Ein­

richtung sicher nicht das Auslangen gefunden werden kann und neben einer 
Änderung der völlig unzureichenden baulichen Situation umgehend auch 

eine inhaltliche Neukonzeption aller Betreuungsprozesse unumgänglich ist, 

um der UN-BRK und dem Folter- und Gewaltverbot zu genügen. Mittlerwei­

le wurden dringend notwendige inhaltliche Maßnahmen eingeleitet und der 

Neubau der Einrichtung beschlossen. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Es gibt keine endgültige Entwicklungsbeschränkung; Entwicklung 
und Lernen sind immer möglich und müssen gefördert werden. 

� Stärkenorientierte, emanzipatorische Unterstützung mit dem Ziel 
der individuell höchstmöglichen Entwicklung und Förderung ist zu 
gewährleisten und muss erworbenen Entwicklungsbehinderungen 
entgegen wirken. 

� Heilpädagogische Prozesse sind so auszurichten dass die pädago­
gische Unterstützung am aktuellen Entwicklungs- und Handlungs­
niveau anknüpft und der Alltag in einem multimodalen Therapie­
konzept individuell passend geplant wird 

Nach massiver Kritik 
der VA strukturelle Än­
derungen und Neubau 

7 1  
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5 Kinder und Jugendliche im Schulsystem 

5.1 Chronisch kranke Kinder im Schulsystem 

Immer wieder beschweren sich Eltern chronisch kranker Kinder bei der VA 

über eine unangemessene, den Bedürfnissen ihrer Kinder nicht oder nur unzu­

reichend entsprechende Behandlung in der Schule. 

So liegen der VA Berichte vor, dass eine Schule von betroffenen Eltern verlangt 

habe, sich jederzeit während des Unterrichts vor der Schule im Auto bereitzu­

halten, falls das Kind Unterstützung benötige. Diabetikerkindern sol l verboten 

worden sein, während des Unterrichts medizinisch notwendige kleine Mahl­

zeiten zu sich zu nehmen . Anderen Kinder sei angeordnet worden, für einfa­

che medizinische Verrichtungen den Klassenraum zu verlassen, damit sie den 

Unterricht nicht "stören" . 

Pädagoginnen und Pädagogen wiederum beklagten mangelnde Informatio­

nen über die Bedürfnisse chronisch kranker Kinder und damit verbundene Un­

sicherheiten und Überforderungen. Weiters wurde auf eine Rechtsunsicherheit 

hingewiesen: Es sei zweifelhaft, ob medizinische Hilfeleistungen für chronisch 

kranke Kinder von den Dienstpflichten als Lehrkraft erfasst werden; die Ver­

neinung dieser Frage hätte negative haftungsrechtliche Konsequenzen für die 

betroffene Lehrkraft bei Fehlern. 

Im Folgenden ein drastischer Fall aus der Südoststeiermark zur Illustration: 

Ein Bub mit einer chronischen Krankheit kann jederzeit Krampfanfälle be­

kommen, die eine Medikamenteneinnahme erforderlich machen. Dennoch 

konnte die Mutter ihrem Sohn einen Volksschulbesuch an einigen Wochenta­

gen ermöglichen; an den anderen unterrichtete sie ihn zuhause. Den Schulbe­

such begleitete eine Stützkraft. 

Diese Lösung hatte jedoch von Anfang an eine wesentliche Schwäche. Bei Ab­

wesenheit der Stützkraft (z. B. Urlaub, Krankheit) musste die Mutter selbst die 

schulische Begleitung ihres Sohnes übernehmen. Schließlich wurde die Stütz­

kraft abgezogen mit der Begründung, sie dürfe dem Schüler die erforderlichen 

Medikamente nicht verabreichen. 

Damit lag die Unterstützungsaufgabe wieder bei der Mutter, was zunehmend 

Probleme bereitete. Sie musste zwar in der Schule anwesend sein, durfte sich 

jedoch nicht in der Klasse aufhalten, sondern in den allgemeinen Räumlich­

keiten. Als ihr Sohn das bemerkte, wollte er ständig bei seiner Mutter sein. 

Somit war ein gedeihlicher Unterrichtsbetrieb nicht mehr aufrechtzuerhalten, 

und die Mutter unterrichtete ihren Sohn Zuhause. 

Dass ihr in dieser Situation auch noch eine Verletzung der Schulpflicht ihres 

Sohnes vorgeworfen wurde, veranlasste sie zur Beschwerde bei der VA. Das 

Einschreiten der VA dürfte zumindest eine Rolle dabei gespielt haben, dass ge-

Zu wenig Wissen und 
Verständnis der 
Schulen 

Eltern müssen große 
Hürden überwinden 
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gen die Mutter letztlich keine rechtlichen Schritte wegen Verletzung der Schul­

pflicht ergriffen wurden. 

Die Prüfung brachte auch einen Informationsmangel zutage. Als die in be­

stimmten Situationen auftretende Notwendigkeit der raschen Verabreichung 

eines Medikaments bekannt wurde, wäre es wichtig gewesen, § 7 Stmk Be­

hindertenG zu beachten. Auf Basis dieser Bestimmung wäre es wie die Steier­

märkische Landesregierung selbst einräumte möglich gewesen, für den Buben 

die Hilfe einer Fachkraft zu bekommen, die auch zur Medikamentenabgabe 

qualifiziert gewesen wäre. Leider hat es die Schulverwaltung unterlassen, die 

Mutter auf diese Möglichkeit hinzuweisen bzw. selbst zumindest unterstützen­

de Schritte zu setzen, damit eine solche Fachkraft engagiert wird. 

Parlamentarische En- Bei der Problematik chronisch kranker Kinder im Schulsystem handelt es sich 
quete am 28. Mai 2015 nicht um ein Randphänomen .  Nach Angaben der fachkundigen Initiatorin­

nen und Initiatoren der Bürgerinitiative "Gleiche Rechte für chronisch kran­

ke Kinder" leben in Österreich mehr als 1 90.000 Kinder und Jugendliche mit 

chronischen Erkrankungen wie Asthma, Allergien, Diabetes, Rheuma und an­

deren. Vor diesem Hintergrund fand am 28. Mai 201 5  die Veranstaltung "Das 

chronisch kranke Kind im Schulsystem" im österreichischen Parlament statt. 

Die VA hat die Vorträge im November 201 6  im Rahmen ihrer Schriftenreihe 

veröffentlicht, die Publikation ist auf der Website der VA kostenlos einsehbar. 

74 

Bildungsreformgesetz Wenngleich bei der Umsetzung dieser Forderungen noch Spielraum nach oben 
20 17 brachte Erfolg erkennbar ist, trägt die Initiative bereits erste Früchte: So werden gemäß dem 

durch das Bildungsreformgesetz 2017  in das SchUG neu eingefügten § 66b 

gewisse medizinische Tätigkeiten durch Lehrpersonen nun eindeutig als Aus­

übung von Dienstpflichten anerkannt. Passieren dabei Fehler, haftet nicht 

primär die Lehrperson selbst, sondern der Staat als Dienstgeber im Wege der 

Amtshaftung . Dies bringt für alle Beteiligten Vorteile: Geschädigte sind nicht 

mehr dem Risiko der Zahlungsunfähigkeit der Schädigerinnen und Schädiger 

ausgesetzt, und Letztgenannte können nur mehr bei qualifiziertem Verschul­

den im Regresswege von Dienstgebern belangt werden. 

Verbesserung  medi­
zinischer Versorgung 

wichtig 

In jeder Schule sollte es je nach Bedarf eine oder mehrere Lehrkräfte mit einer 

Art Ersthelferausbildung geben, die einfache medizinische Tätigkeiten durch­

führen können, wenn die betroffenen Kinder selbst nicht mehr weiter wissen. 

Dies sollte ebenso selbstverständlich werden wie die bereits gängige Etablie­

rung eines Sicherheitsbeauftragten, der z. B. für Fragen des Brandschutzes 

zuständig ist. Realistischer Weise muss man aber davon ausgehen, dass bei 

komplexeren medizinischen Sachverhalten Lehrkräfte - selbst bei bestem Wil­

len - rasch an ihre Grenzen kommen werden. 

Schulärztinnen und Schulärzte können selbstverständlich eine wertvolle Hilfe 

leisten; diese sind aber nicht immer vor Ort. Daher benötigt man zusätzliche 

medizinisch gebildete Ansprechpersonen innerhalb der Schule. 
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Nach dem Vorbild Großbritanniens liegt angesichts dessen die Einführung 

eines "School-Nurse-Systems" nahe, nämlich die Etablierung von Kranken­

pflegepersonen mit pädiatrischem Wissen in den Schulen. Dem sollte hohe 

Priorität eingeräumt werden. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Chronisch kranken Kindern ist die volle Teilhabe am schulischen 
Alltag zu ermöglichen. Deshalb muss Rücksicht auf die Bedürfnisse 
der Kinder als Dienstpflicht der Lehrerschaft verankert sein. 

� Pädagoginnen und Pädagogen müssen im Rahmen ihrer A usbil­
dung und Fortbildung über die medizinischen Fakten und juristi­
schen Problemlagen ausreichend informiert werden. 

� Medizinisches Grundwissen muss als fixes A usbildungsmodul in die 
Lehrerausbildung implementiert werden. 

� Speziell geschulte Ansprechpersonen innerhalb der Lehrerschaft 
müssen zur Verfügung stehen, um einen raschen Informationsfluss 
zu gewährleisten. 

� Ein "School-Nurse-System " (Gesundheits- und Krankenpflegeper­
sonen mit pädiatrischem Wissen) soll in den Schulen etabliert wer­
den. 

5.2 Unterstützung für Schulkinder mit Behinderungen 

Ähnlich wie chronisch kranke sehen sich auch Kinder mit Behinderungen bei 

der Bewältigung ihrer Schullaufbahn vor besondere Herausforderungen ge­

stellt. Vor allem bei Kindern mit schweren Behinderungen liegt die erste große 

Schwierigkeit schon beim Finden der Schule, die für die jeweiligen besonderen 

Bedürfnisse passende Angebote und Kompetenzen aufweist. 

Bei Ptlichtschulen kann dabei das Schulsprengelsystem ein strukturel les Hin- Problem der starren 

dernis sein. Grundsätzlich besteht nur ein Rechtsanspruch auf Aufnahme in Schulsprengel 

die für den jeweiligen Wohnsitz vorgesehene Ptlichtschule. Ein Rechtsanspruch 

auf Aufnahme in eine sprengelfremde Schule ist nur in besonderen Fällen 

vorgesehen. In den Fällen, in denen der Besuch einer sprengelfremden Schule 

lediglich - ohne Aufnahmeanspruch - zulässig ist, hängt der sprengelfrem-

de Schulbesuch davon ab, ob die Heimatgemeinde bereit ist, den Schulerhal-

tungsbeitrag an den Träger der sprengelfremden Schule zu bezahlen. 

Ein Rechtsanspruch auf sprengelfremden Schulbesuch besteht etwa bei son­

derpädagogischem Förderbedarf, der in der sprengeleigenen Schule nicht ge­

deckt werden kann. Dabei wird jedoch mitunter nur ein formaler Maßstab 

angelegt, wie folgendes Beispiel aus einem Prüfungsverfahren zeigt: 

Die Eltern wollten ihren schwerbehinderten Sohn in das - offenbar besonders 

vorbildlich ausgestattete und gut geführte - Sonderpädagogische Zentrum 
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Schwechat geben. Sie legten ärztliche Atteste vor, die diese Schule als beson­

ders geeignet auswiesen. Speziell die Bewegungstherapien, die in Schwechat 

angeboten würden, seien hervorragend geeignet. 

In einer nur sehr allgemein gehaltenen Stellungnahme lehnte der Wiener 

Magistrat die Leistung des Schulerhaltungsbeitrages für den sprengelfremden 

Schulbesuch ab. Er verwies auf das ,,flächendeckende Angebot von Schulen 

mit qualitativ hochwertigen Inhalten" in Wien, ebenso auf die hohen Kosten 

für den sprengelfremden Schulbesuch von 1 4 .000 Euro pro Jahr. 

Die VA wies darauf hin, dass Gegenstand des Prüfungsverfahrens nicht die 

allgemeine Qualität der Wiener Schulen war. Relevant war vielmehr die Frage, 

ob der Bub die in den medizinischen Attesten angesprochenen Behandlungen, 

insbesondere Bewegungstherapie, in einer Wiener Schule in zumutbarer Ent­

fernung vom Wohnort erhalten kann. Schließlich war der Wiener Magistrat 

doch bereit, die hohen Kosten für den sprengelfremden Schulbesuch zu über­

nehmen. 

Richtige Schulwahl für Gemäß Art. 24 Abs. 1 UN-BRK "gewährleisten die Vertragsstaaten ein integ­
Kinder mit ratives Bildungssystem auf allen Ebenen" .  Dazu müssen die Vertragsstaaten 

Behinderungen 
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Verlängerung der 
höchstzu lässigen 

Pflichtschu lzeit 

sicherstellen, dass "Menschen mit Behinderungen nicht aufgrund von Behin­

derung vom allgemeinen Bildungssystem ausgeschlossen werden."  Damit dies 

gewährleistet ist, muss "Menschen mit Behinderungen innerhalb des allge­

meinen Bildungssystems die notwendige Unterstützung geleistet [werden] , um 

ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern" .  

Die VA ist i n  jedem a n  sie herangetragenen Einzelfall bemüht, fachpädagogi­

schen Empfehlungen, die unter Berücksichtigung der Position der betroffenen 

Kinder und der Eltern erstellt werden, zum Durchbruch zu verhelfen. Ange­

sichts der Vorgaben der UN-BRK ist ein inklusiver Schulbesuch grundsätzlich 

vorzusehen, d.  h. die Betreuung in der passenden Regelschule mit entspre­

chender behinderungsbedingter Unterstützung. 

Die VA hat sich etwa im oben angeführten BeispielsfaU erfolgreich für die 

Betreuung des Kindes in einem sonderpädagogischen Zentrum eingesetzt. In  

einem anderen Prüfungsverfahren sprechen die medizinische Gutachten für 

die Betreuung in der Regelschule, was dem Elternwillen entspräche. Die Schul­

verwaltung dürfte dagegen ein sonderpädagogisches Zentrum bevorzugen. Es 

wird im weiteren Verfahrensverlauf zu klären sein, ob dies mit dem Grundsatz 

zu vereinbaren ist, dass im Zweifel Inklusion der Vorzug zu geben ist. 

Der VA wurden immer wieder Fälle bekannt, in denen aus pädagogischer Sicht 

ein längerer Pflichtschulbesuch nötig gewesen wäre als gesetzlich vorgesehen. 

Bisweilen wurden vor Ort dann "unbürokratische Lösungen" gefunden, die al­

lerdings dem Gesetz widersprachen.  Die VA setzte sich für eine Aufhebung der 

starren Zeitgrenzen ein. Dem wurde im Bildungsreformgesetz 20 1 7  zumindest 

teilweise Rechnung getragen, was positiv anzuerkennen ist. 
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Zur Illustration dürfen die erläuternden Bemerkungen zu den neugefassten 

§ 32 Abs. 2 (Ausweitung des freiwilligen elften und zwölften .  Schuljahres bei 

sonderpädagogischem Förderbedarf auf allgemeine Schulen) und 2a (freiwil­

liger Weiterbesuch durch außerordentliche Schülerinnen und Schüler) SchUG 

zitiert werden, die ausdrücklich auf die Kritik - unter anderem der VA - Bezug 

nehmen: 

IIAufgrund der derzeitigen Rechtslage können Schülerinnen und Schüler mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf nur in einer Sonderschule in einem frei­

willigen ·elften und zwölften Schuljahr ihren Schulbesuch fortsetzen. Der Be­

such einer (Regel-) Schule ist rechtlich nicht verankert. Die in diesem Bereich 

seit fahren unveränderte Rechtslage verursacht in der Praxis zunehmend Pro­

bleme: so müssen Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem För­

derbedarf, die zehn fahre integrativ unterrichtet wurden, für ein freiwilliges 

elftes und zwölftes. Schuljahr an eine Sonderschule wechseln, was sich im­

mer wieder in Beschwerdebriefen und Diskriminierungsvorwürfen (nicht nur 

von Betroffenen, sondern auch von Seiten der Volks- bzw. Behindertenanwalt­

schaft) äußert. 

In Umsetzung des Inklusionsgedankens sollen nun die rechtlichen Vorausset­

zungen geschaffen werden, dass Schülerinnen und Schüler mit sonderpäda­

gogischem Förderbedarf künftig nicht nur eine Sonderschule sondern auch 

eine allgemeine Schule in einem freiwilligen elften bzw. zwölften Schuljahr 

weiterbesuchen können."  

IISchülerinnen und Schüler, die eine Hauptschule, eine Neue Mittelschule oder 

eine Polytechnische Schule im neunten fahr als außerordentliche Schülerin­

nen und Schüler besucht haben, können die Schule oder eine andere Pflicht­

schule derzeit nicht in einem freiwilligen zehnten Schuljahr besuchen. Dem 

wird durch die Ergänzung des § 32 Abs. 2a Abhilfe geschaffen, wobei nicht auf 

die Eigenschaft als ordentlicher Schüler oder ordentliche Schülerin abgestellt 

wird." 

Empfehlung der Volksanwaltschaft: 

� Bei der Schulbildung und Förderung von Kindern mit Behinde­
rungen ist primär gemäß den fachpädagogischen Empfehlungen 
vorzugehen, die unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der betrof­
fenen Kinder und Eltern erstellt werden. Sachfremde - z. B. ressour­
cenbezogene - Kriterien dürfen dem nicht entgegenwirken. 
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Zustrom von minder­
jährigen Fremden 

nach Österreich 

5.3 Minderjährige Fremde in der Schule 

Unter der großen Zahl an Fremden, die besonders in den Jahren 201 5  und 

201 6  nach Österreich kamen, befanden sich auch viele Minderjährige, teil­

weise ohne Eltern oder andere erwachsene Angehörige. Deutschkenntnisse 

fehlten bei ihnen weitestgehend. Aufgrund prekärer Zustände in manchen 

Herkunftsländern wie z. B .  Bürgerkrieg war bei vielen der Ankommenden eine 

ausreichende Schulbildung nicht oder kaum vorhanden. 

Dieser Umstand stellte die österreichische Schulverwaltung schon aufgrund 

der quantitativen Dimension vor bisher nicht gekannte Herausforderungen, 

vor allem im Raum Wien. Dazu kam, dass eine nicht geringe Zahl der Kinder 

und Jugendlichen aufgrund von Traumatisierungen im Herkunftsland und/ 

oder auf dem Weg nach Europa aus psychologischen Gründen besonderer Be­

treuung bedurften und teilweise nach wie vor bedürfen. 

Integration durch Der Großteil dieser Jugendlichen wird voraussichtlich nicht mehr in die Hei-
Bildung matländer zurückkehren. Umso dringlicher stellt sich die Frage nach der Inte­

gration in die österreichische Gesellschaft. Ein wichtiges Element bei allen In­

tegrationsbemühungen ist die Bildung. Damit geht zunächst das Erlernen der 

deutschen Sprache einher, da sie die Basis für das Erlernen weiterer Kenntnisse 

und Fähigkeiten bildet, die die Kinder und Jugendlichen in die Lage versetzt, 

am gesellschaftlichen und beruflichen Leben teilzunehmen. 

Einrichtung spezieller Vor diesem Hintergrund wurde im Schuljahr 2015/16 etwa das Modellprojekt 
Lehrgänge "Berufsschule" als Maßnahme des Zugangs von nicht mehr schulpflichtigen 

minderjährigen Fremden zur Bildung geschaffen. Dieses Projekt war allerdings 

bis Sommer 2016 befristet. Die VA drängte unter anderem anlässlich eines 

Kommissionsbesuches im Frühjahr 201 6  im Asylzentrum Erdberg in Wien dar­

auf, spezielle (Alternativ-) Angebote für minderjährige Fremde sicherzustellen. 

Im Februar 201 7 erhielt die VA von der Stadt Wien dazu folgende Informati­

onen: Im Herbst 201 6  habe der Bund das " Lehrgangsangebot für Jugendliche 

mit geringen Kenntnissen der Unterrichtssprache Deutsch" an den allgemein­

und berufsbildenden höheren Schulen etabliert. Acht dieser Übergangslehr­

gänge finden an sieben Wiener AHS-Schulstandorten (insgesamt 107 Teilneh­

mer) sowie an acht berufsbildenden höheren Schulen (insgesamt 1 32 Teilneh­

mer) statt. 

Die Stadt Wien habe zudem im Jahr 201 7  das Bildungsangebot "Start Wien -

das Jugendcollege" etabliert. Dieses bietet an zwei Standorten 1 .000 Kursplät­

zen an. Ziel des " Jugendcollege" sei es, Jugendliche im Alter zwischen 1 5  und 

21 Jahren in die Lage zu versetzen, eine weiterführende Schule zu besuchen, 

eine berufliche Ausbildung zu absolvieren oder eine nachhaltige Beschäfti­

gung zu finden. 
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Auch unter diesem Aspekt begrüßt die VA die durch den neu eingefügten § 

32 Abs. 2a eröffnete Möglichkeit des verlängerten Pflichtschulbesuchs (siehe 

Punkt 5 .2) .  

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Es sind alle Bemühungen weiterzuführen und nötigenfalls zu ver­
stärken, die minderjährigen Fremden durch entsprechende Schul­
bildung eine nachhaltige Integration in die österreichische Gesell­
schaft ermöglichen. 

� Soweit erforderlich sind die Schullaufbahn begleitende und auf 
diese vorbereitende Maßnahmen zu ergreifen bzw. zu verstärken 
um minderjährigen Fremden einen erfolgreichen Schulbesuch zu 
ermöglichen. 
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6 Jugendliche in Polizeianhaltung 

Kinder und Jugendliche in Polizeianhaltung dürften nach Wahrnehmungen Kinder und Jugend l iche 

der VA eher die Ausnahme sein. Im Zuge der zahlreichen Kommissionsbesuche in Polizeianhaltung  
selten 

in Polizeianhaltezentren (PAZ) in ganz Österreich wurden - von einer Ausnah­

me im PAZ Salzburg im Zuge der Flüchtlingswelle 2015/2016 keine Kinder in 

der Polizeianhaltung wahrgenommen. Im PAZ Salzburg waren im Herbst 2015 

wegen fehlender räumlicher Kapazitäten auch Familien mit  Kindern inner­

halb der ersten 48 Stunden nach dem Asylantrag untergebracht. Dabei kam es 

zu einer kurzfristigen Trennung einer Großfamilie, da die Mehrpersonenzelle 

nicht Platz für alle Familienmitglieder bot. Die jüngeren Kinder wurden bei 

den Müttern belassen, die älteren kamen zu den Vätern. 

Vor Abschiebungen bzw. Rückführungen werden Familien, die ihrer Ausreise- Eigene Einrichtung zur 

verpflichtung nicht freiwillig nachgekommen sind, in der Regel aus ganz Ös- Familienunterbringu ng 

terreich nach Wien überstellt. Die Nacht bzw. Nächte vor der Amtshandlung 

verbringen sie nicht in einem PAZ, sondern in der Familienunterbringung 

Zinnergasse. Diese Einrichtung wurde 201 1 speziell für Familien geschaffen, 

um vor allem Kinder n icht in einem PAZ, das "gefängnisähnlich" ist, unter-

bringen zu müssen. Dort finden in der Regel auch die Kontaktgespräche vor 

der Abschiebung und Rückführung statt. 

Die beiden Stockwerke für die Familien bestehen aus zwölf Wohneinheiten 

zu je 54 m2 (Vorzimmer, Kochnische, Bad, WC und zwei Schlafzimmer) . Zwei 

Aufenthaltsräume mit Fernseher und zwei Spielzimmer sind vorhanden. Die 

Fenster sind nicht vergittert und können gekippt werden. An der Rückseite des 

Gebäudes befindet sich ein Garten, der genutzt werden kann. Die Kommissio­

nen der VA haben die Einrichtung besucht und keine nennenswerten Mängel 

festgestellt. 

Ein Teil des Hauses ist räumlich für Personen vorgesehen, über die keine Schub­

haft verhängt wurde, sondern das "gelindere Mittel" (regelmäßige Melde­

pflicht bei einer Polizeidienststelle) . Die in der Familienunterkunft Zinnergasse 

untergebrachten Personen müssen beim Verlassen des Unterkunftsgebäudes 

die Schlüssel abgeben. Sie erhalten eine Zutrittsberechtigungskarte. Dies führe 

laut Stellungnahme des BMI zu keiner Einschränkungen der persönlichen Frei­

heit, da die Familienunterkunft jederzeit verlassen werden könne. Die Schlüs­

selabgabe solle dadurch Sichergestellt werden. 

Im Zuge eines Besuchs in der Polizeiinspektion Traiskirchen-Erstaufnahmestel­

le im Jahr 2015 beobachtete eine Kommission der VA, dass zehn Jugendliche in 

einem zehn m2 großen Anhalteraum über mehrere Stunden bei 50° C Raum­

temperatur festgehalten wurden. Die VA beanstandete in Übereinstimmung 

mit der Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK die Anhaltung als ernied­

rigend. Das BMI stellte eine rasche Verbesserung der Anhaltebedingungen in 

Aussicht (siehe Parlamentsbericht 2016 ,  Band "Präventive Menschenrechts-

Mehrere Jugendliche 
im Anhalteraum ein er 
Polizeiinspektion 

8 1  
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kontrolle" ,  S .  1 54). Die VA und das BMI gingen davon aus, dass diese Beobach­

tung vor allem auf die schwierige Situation im Herbst 2015 zurückzuführen 

war. Ähnliche Beobachtungen wurden danach nicht mehr gemacht. 

Empfehlung der Volksanwaltschaft: 

� Anhalteräume dürfen nur bei entsprechender Größe belegt werden, 
von einer Überbelegung ist auch bei dringendem Platzbedarf abzu­
sehen. 
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7 Jugendliche in Haft 

7.1 überblick 

Mit Stichtag vom 1 .  September 201 7  saßen 143 Jugendliche in Haft, vier da­

von waren erst vierzehn Jahre alt. Im Jahr 2014 waren zum gleichen Zeitpunkt 

96 Jugendliche angehalten. Die Zahl der inhaftierten Jugendlichen steigt da­

mit wieder deutlich an. 

Der Großteil der Jugendlichen sitzt weniger als sechs Monate ein, meist wegen 

Delikten gegen fremdes Vermögen, vor allem Diebstahl und Raub, doch kom­

men auch lange Freiheitsstrafen vor. Theoretisch ist bei der Verhängung einer 

vorbeugenden Maßnahme eine lebenslange Anhaltung nicht auszuschließen. 

J ugendliche in Haft 

Dramatischer Anstieg 
der Haftzahlen 

Ursache für diesen besorgniserregenden Anstieg der Haftzahlen ist einerseits, Ursachen sind vielfältig 

dass Jugendliche, wie die Kriminalstatistik zeigt, immer früher straffällig wer-

den. Auch die
·
psychischen Auffälligkeiten bei jungen Menschen nehmen deut-

lich zu. Andererseits fehlen sozialpädagogische Einrichtungen als Alternative 

zum Gefängnis. Auch die "Sonderkommission Brunnenmarkt" kam in ihrem 

Bericht zu dem Schluss, dass im gegenständlichen Fall der spätere Straftäter 

keine Hilfs- und Unterstützungsangebote der Kinder- und Jugendhilfeträger 

bekommen hatte, obwohl dies geboten gewesen wäre. 

7.2 Altersklassen und Orte der Anhaltung 

Nach dem Jugendgerichtsgesetz 1 988 (JGG) ist " Jugendlicher", wer das vier- Definition "Jugendl iche" 

zehnte jedoch noch nicht das 18.  Lebensjahr vollendet hat. Mit der Vollen-

dung des vierzehnten Lebensjahres wird ein Kind strafmündig. 

Bereits im Jahr 2001 wurde der Begriff " junge Erwachsene" in das Strafrecht 

eingeführt. Darunter sind Personen zu verstehen, die zwar das 18 .  Lebens­

jahr, nicht aber das 2 1 .  Lebensjahr vollendet haben. Um dem Umstand Rech­

nung zu tragen, dass heranwachsende Menschen vielfach eine persönliche 

Krise (Adoleszenzkrise) durchleben, in der sie anfälliger für Kriminalität sind 

als andere Menschen, wurden Sonderbestimmungen für die strafrechtliche Be­

handlung junger Erwachsener geschaffen.  Im Zuge einer JGG-Novelle (BGBI 

I 2015/154) wurde die Personengruppe der jungen Erwachsenen in den Gel­

tungsbereich des JGG aufgenommen und eine Reihe von Regelungen auf sie 

ausgedehnt. 

Ziel des JGG ist es, der Straffälligkeit Jugendlicher nicht ausschließlich mit Mit­

teln des Strafrechts zu begegnen und unerwünschte Folgen einer Verurteilung 

oder Haft (z. B.  bei der Suche nach einem Arbeitsplatz) zu vermeiden.  Wich­

tigstes Bestreben der letzten Novelle des Gesetzes ist es, junge Menschen nur 

dann und nur so lange wie unbedingt nötig in Haft zu nehmen (852 BlgNR 

25 . GP, Seite 1 ) .  

Definition .,Junge 
Erwachsene 
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Orte der Freiheitsent- In Österreich werden männliche Jugendliche und junge Erwachsene in den 
ziehung in Osterreich gerichtlichen Gefangenenhäusern und in der Justizanstalt für Jugendliche in 

Gerasdorf angehalten. Weibliche Jugendliche sind in der Justizanstalt Schwar­

zau und den gerichtlichen Gefangenenhäusern untergebracht, wobei es sich 

hier meist um wenige Einzelfälle handelt. Für den Westen Österreichs gibt es 

besondere Abteilungen in der Justizanstalt Salzburg. Die auf den Jugendvoll­

zug spezialisierten Einrichtungen stehen in einem regen Austausch. 

Zurechnungsfähige männliche Jugendliche, über die das Gericht eine vorbeu­

gende Maßnahme verhängt hat, werden in der Justizanstalt Gerasdorf unter­

gebracht. Männliche zurechnungsunfähige Maßnahmepatienten und weib­

liche zurechnungsfähige wie zurechnungsunfähige Maßnahmepatientinnen 

(aller Altersklassen) werden, so sie nicht in der forensischen Abteilung eines 

öffentlichen Spitals für Psychiatrie Aufnahme finden, in dem "Forensisch The­

rapeutischen Zentrum 11 in Asten untergebracht. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

.. Junge Menschen sollen möglichst nicht in Haft genommen werden. 
Dies gibt der Gesetzgeber mit den materiell- wie verfahrensrechtli­
chen Sonderregeln für Jugendliche und junge Erwachsene zu ver­
stehen. 

.. Dieser Vollzugsauftrag ist sowohl von den Gerichte wie auch von 
der Vollzugsverwaltung zu beachten. 

7.3 Relevante Rechtsgrundlagen 

Grundlagen der UN- Unmündige Personen und Jugendliche gelten als "vulnerable Personen" .  Ihr 
KRK Schutz findet sich in einer Vielzahl von Rechtsquellen unterschiedlichen Ran­

ges. Hierzu zählen etwa das UN Übereinkommen über die Rechte des Kindes 

(BGBL Nr. 7/1 993) sowie Art. 24 Abs: 2 der Charta der Grundrechte der Eu­

ropäischen Union, bezüglich der der Verfassungsgerichtshof klargestellt hat, 

dass sie nicht nur gegenüber innerstaatlichen Grundrechten Vorrang hat, son­

dern sich aus ihr eigenständige verfassungsgesetzlich gewährleistete und da­

mit einklagbare Rechte ableiten lassen (VfSlg 1 9.632/2012).  

Neue Richtl inie der EU Nicht unmittelbar anwendbar ist die Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäi­

schen Parlaments und des Rates vom 1 1 . Mai 2016  über Verfahrensgarantien 

in Strafverfahren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in 

Strafverfahren sind. Diese Richtlinie ist bis Juni 201 9  umzusetzen .  Bis dahin 

ist nationales Recht aufgrund der Sperrwirkung richtlinienkonform zu inter­

pretieren .  

84 

Ergänzt werden diese Rechtsquellen durch Standards der Vereinten Nationen 

mit Empfehlungscharakter (A/RES/40/33, 29. November 1985, Rahmenbe­

stimmungen der Vereinten Nationen für die Jugendgerichtsbarkeit, "Beijing-
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Regeln";  A/RES/45/ 1 1 3, 14 .  Dezember 1 990, Regeln der Vereinten Nationen 

für den Schutz von Jugendlichen, denen die Freiheit entzogen ist, IIHavana­

Regeln", 1 990; Wiener Aktions-richtlinien betreffend Kinder im Strafjustizsys­

tem, 1997) .  

Um gleichförmige Anhaltebedingungen zu gewährleisten, wurden mit Er­

lass des BMJ vom 4. Dezember 2012 die Mindeststandards für den Jugend­

vollzug und für Jugendabteilungen in österreichischen Justizanstalten (BMJ ­

VD4 1 704/00 1 1 -VD 2/2012) verordnet. Nach den Vorgaben des JGG sind Ju­

gendliche grundsätzlich getrennt von Erwachsenen anzuhalten. Eine öster­

reichweit einheitliche Regelung ist aufgrund der unterschiedliche Anzahl Ju­

gendlicher in den einzelnen Justizanstalten schwierig, sodass ausgehend von 

festgelegten Min-deststandards eine individuell auf die Inhaftierten ausgerich­

tete sowie den Besonderheiten der Anstalt Rechnung tragende Gestaltung des 

Jugendvollzuges erfolgen muss. 

Mindeststandards ver­
ordnet 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Supra- und internationale Bestimmungen garantieren neben nati­
onalen Rechtsvorschriften den Schutz von unmündigen Minderjäh­
rigen und Jugendlichen und sind daher zu befolgen. 

� Mindeststandards für den Strafvollzug finden sich zudem in einem 
Erlass des BMJ und sind daher umzusetzen. 

� Sämtliche Rechtsquellen gebieten e� bei Jugendlichen besonders 
eingriffsminierend vorzugehen. 

7.4 Bedrückender Fall offenbart Schwachstellen 

Anfang April 2014  wurde ein 1 7-Jähriger Häftling wegen Vergewaltigung, 

Körperverletzung und Nötigung eines 1 4-jährigen Mitinsassen in der Justizan­

stalt Wien-Josefstadt verurteilt. "Sie sind sicher kein Sexualtäter", meinte der 

Richter in der Urteilsbegründung. Er bezeichnete die Misshandlung mit dem 

Besenstiel als "klassisches Demütigungsverhalten von Jugendlichen im Zuge 

der Haftbedingungen ". Fast noch abstoßender fand der Richter, dass das Opfer 

gezwungen worden war, zuvor vom Fußboden Abfall und Speisereste aufzu­

essen, in die der Hauptangeklagte hineingespuckt hatte. Der Fall wurde im 

Frühjahr 201 3  bekannt, die Medien berichten, die Öffentlichkeit war entrüstet. 

Das Thema Jugendstrafvollzug war in aller Munde. 

Aufgestaute Aggres­
sionen verursachen 
Gewalt 

Bereits Monate bevor das Verbrechen geschah, hat die VA auf das Gefahren- Ohne Beschäftigung 

potential hingewiesen, das sich jederzeit entladen kann, wenn Jugendliche eingesperrt 

auf engstem Raum ohne jede Beschäftigung eingesperrt sind. Aus Anlass des 

tragischen Falles wurde 20 14 eine Sonderprüfung eingeleitet; die damalige 

Bundesministerin für Justiz setzte eine Taskforce zur Verbesserung der Zustän-

de im Jugendstrafvollzug ein. Ein Maßnahmenpaket brachte erste Verbesse-
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rungen für die Jugendlichen, wie eine Reduktion der Belegung der Hafträume 

auf zwei Personen, vermehrte Beschäftigung und Freizeitbetreuung und ver­

kürzte Einschlusszeiten. Strukturell jedoch ist und bleibt die JA Wien-Josefstadt 

für Jugendliche ungeeignet. Das zeigt schon der Mangel an Therapie- und 

Freizeiträumen wie ein viel zu kleiner Innenhof, der dem Bewegungsdrang der 

Jugendlichen in keiner Weise Rechnung trägt. 

Erlass n icht beachtet Festzustellen war auch, dass die Mindeststandards für den Jugendvollzug in 

der Justizanstalt Wien-Josefstadt nicht angewendet wurden. In dem Erlass aus 

dem Jahr 2012  wird u. a. geregelt, dass Jugendabteilungen an einem Tag zum 

Wochenende zu besetzen und die Hafträume zumindest drei Stunden zu öffnen 

sind. Wie die VA auch in der Justizanstalt Gerasdorf bzw. den Jugendabteilun­

gen der gerichtlichen Gefangenenhäuser erheben musste, wird die Umsetzung 

bzw. Einhaltung der Mindeststandards im Vollzugsalltag sehr unterschiedlich 

gehandhabt: 

Einheitlichkeit nicht In j enen Anstalten, in denen viele Jugendliche angehalten werden, wie der 
gewährleistet Justizanstalt Wien-Josefstadt und der Justizanstalt Gerasdorf, wird verhältnis­

mäßig viel für die Resozialisierung der Inhaftierten getan. Schwieriger ist es 

in kleineren Jugendabteilungen der landgerichtlichen Gefangenenhäuser, die 

nur fallweise belegt sind. Besonders benachteiligt sind dabei tendenziell weib­

liche Jugendliche. Sie werden, wie etwa ein Besuch in der Justizanstalt Graz­

Jakomini im Frühling 201 7  zu Tage brachte, oft entgegen den gesetzlichen 

Vorschriften gemeinsam mit Erwachsenen untergebracht und erhalten dann 

nicht die von den Mindeststandards zugesicherte Betreuung . 

Gezielte Fördermaß­
nahmen in der Justiz­

anstalt Korneuburg 

Positiv fiel das Konzept für den Jugendvollzug der JA Korneuburg auf. Erhe­

bungen, welche Ausbildung geeignet erscheint, ein "Arbeitsrundlauf" durch 

sechs Betriebe, wöchentliche Trainings, wie man sich erfolgreich bewirbt, und 

Weiterbildungsmaßnahmen sollen den j ugendlichen Straftätern helfen, nach 

der Haft rasch Arbeit zu finden. Oie Programme zielen darauf ab, Jugendliche, 

die die Schule oder Ausbildung abgebrochen haben, besonders zu stimulieren. 

Wichtig ist, dass sie so bald als möglich einsetzen und bereits im Stadion der 

Untersuchungshaft angeboten werden. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� In speziellen Einrichtungen kann aufdie Bedürfnisse von Jugendli­
chen besser eingegangen werden. 

� Je kleiner Einrichtungen und je seltener in ihnen Jugendliche ange­
halten werden, umso aufwändiger ist e.s:, dort eine adäquate Betreu­
ung sicherzustellen. 

� Wo immer Jugendliche in Haft genommen werden dürfen die Min­
deststandards nicht unterschritten werden. 

� Je eher gezielte Förderungen im Haftal1tag einsetzen, umso nach­
haltiger ist ihre Wirkung in der Zeit danach. 
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7.5 Zugang und Aufnahme in den Vollzug 

Oie Inhaftierung und die Aufnahme in den Vollzug ist für einen jungen Men­

schen ein einschneidendes Erlebnis. Da die meisten Straftaten in der Bundes­

hauptstadt begangen werden, erleben viele der straffällig gewordenen jungen 

Menschen das Aufnahmeprocedere in der justizanstalt Wien-josefstadt, der 

größten Justizanstalt Österreichs, die noch dazu chronisch überbelegt ist. 

Untersuchungshaft ist 
fü r viele Jugendliche 
ein Schock 

Oie Jugendlichen werden in der Regel von einer Polizeistreife in die Justizan- Ablauf der Einl ieferung 

stalt überstellt. Sie werden dort nach Aufnahme ihrer Personalien nach un- ins "Graue Haus" 

erlaubten Gegenständen durchsucht. Anschließend werden sie zum Duschen 

geschickt. Sollten die getragenen Kleider verschmutzt oder zerrissen sein, wird 

ihnen saubere Kleidung angeboten. Zudem erhalten sie ein Zugangspaket mit 

Hygieneartikeln, wie Seife und Zahnbürste, der Hausordnung, welche in zahl-

reichen Sprachen aufliegt und ausdruckbar ist, und erhalten etwas zu essen. 

Danach wird ihnen angeboten, Kontakt zu einem Rechtsanwalt aufzuneh­

men. Sollten die jugendlichen über keinen Rechtsbeistand verfügen, was meist 

der Fall ist, wird ihnen ein Telefon zur Kontaktaufnahme mit dem anwalt­

lichen journaldienst zur Verfügung gestellt. Oft scheitert ein Gespräch aber 

an Sprachbarrieren. Untertags können Beamte des Sozialen Dienstes helfen. 

Abends und am Wochenende sind die jugendlichen auf sich gestell t. Oie Kon­

sequenz ist, wie Bedienstete der Zugangsabteilung berichten, dass der Telefon­

hörer von der Gegenseite einfach aufgelegt wird. 

Neuaufnahmen werden im Zweifel der Jugendabteilung zugewiesen .  Oft muss 

das Alter geschätzt werden.  Bisweilen bedient man sich der jugendgerichtshil­

fe, die bei Migrantinnen und Migranten auf die Daten der erkennungsdienst­

lichen Behandlung im Asylverfahren zurückgreifen kann. 

Sprachbarrieren ver­
h indern Zugang zum 
Recht 

jugendliche werden zunächst von einer Allgemeinmedizinerin oder einem Rasche medizinische 

Allgemeinmediziner untersucht und dann so rasch wie möglich einer Kin- Versorgung 

der- und Jugendpsychiaterin oder einem -psychiater vorgestellt, der dreimal 

wöchentlich in der Anstalt ordiniert. Bei Nicht-Anwesenheit übernimmt die 

psychiatrische Erstuntersuchung eine Erwachsenenpsychiaterin oder ein Er­

wachsenenpsychiater. 

Ähnlich gestaltet sich der Zugang in die justizanstalt Gerasdorf. Oie Inhaf- Modus bei Überstel­

tierten kommen meist aus einer anderen Justizanstalt. Dennoch werden alle lung 

mitgebrachten Sachen kontrolliert. Sodann wird entschieden, welche Utensili-

en bei den Inhaftierten bleiben und welche Gegenstände ins Depot kommen. 

Auch in der Justizanstalt Gerasdorf erhalten die jugendlichen ein Zugangspa-

ket. Zudem wird ihnen eine Mappe überreicht, die alle wichtigen Informati-

onen (u. a. Hausordnung, Formulare für Ansuchen, Pflichten, Besuchszeiten, 

Sprechstunden) enthält. 
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Erstgespräch ist wichtig Binnen der ersten Tage führt die Anstaltsleiterin mit jedem neu Aufgenom­

menen ein Gespräch, bei dem auch die Psychologin, der Kommandant, der 

Abteilungsbeamte und der Leiter der Ausbildungsstelle anwesend sind. Das 

Gespräch dient dazu die I nhaftierten willkommen zu heißen und sie näher 

kennenzulernen. 

Dabei wird bereits erhoben, wann eine Entlassung gesetzlich frühestens in Be­

tracht kommt bzw. das Strafende ist. Zudem erfährt die Anstaltsleiterin Nähe­

res über die Lebensgeschichte der Inhaftierten; sie fragt, wer die Eltern sind, ob 

die Jugendlichen (von ihnen) Besuch bekommen werden usw. Sind die Inhaf­

tierten sehr verschreckt, wird dieses Gespräch unter vier Augen geführt. 

Individuel ler Vollzugs- Danach folgt eine mehrwöchige Zugangsphase, in der die Inhaftierten zu-
plan wird erstellt nächst beobachtet werden .  In dieser Zeitspanne führen die Fachdienste ein 

umfassendes Screening durch. Der Bildungsstand der Jugendlichen wird erho­

ben, es wird geklärt, ob Deutschkurse erforderlich sind und festgelegt, welche 

Schule und Berufsausbildung angeboten werden kann. 

Alternativer Plan wird Nach e twa einem Monat gibt es eine Vollzugsplansitzung. Zu diesem Zeit-
bei Bedarf erarbeitet punkt liegen bereits alle relevanten medizinischen Daten vor. Geklärt wird, ob 

die oder der Inhaftierte Psychotherapie benötigt, eine Tiertherapie erhält usw. 

Das Ergebnis der Vollzugsplansitzung wird den Jugendlichen von jener Person 

mitgeteilt, die inzwischen den besten Kontakt zu ihnen aufgebaut hat. Sol lten 

die Jugendlichen das Angebot gänzlich verweigern, wird ein alternativer Aus­

bildungs- und Therapieplan erarbeitet. 

Bereits am ersten Tag erhalten die Jugendlichen einen Haftraum zugewiesen, 

den sie bis zu ihrer Entlassung bewohnen sollen. Oie Inhaftierten müssen 

nicht mehr je nach Lockerungsstufe die Abteilung und damit den Wohnraum 

wechseln, sondern bleiben an einem Ort. 

Phasenmodell wirkt als 
Motivator 

Die Lockerungen sind in ein mehrstufiges Phasenmodell eingebettet. Die ein­

zelnen Phasen sind durch eine bestimmte Punktezahl definiert. Durch gute 

Führung und sozial adäquates Verhalten gewinnt man Punkte; bei Verstößen 

gegen die Hausordnung oder im Falle des Besitzes unerlaubter Gegenstände 

werden Punkte abgezogen. Je nach Anzahl der Punkte erreicht man Locke­

rungsstufen, in denen beispielsweise der Haftraum länger geöffnet ist oder 

man vermehrt Freizeit außerhalb der Abteilung verbringen darf. 
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Das Modell hat sich im Vollzugsalltag bewährt. Oie VA musste allerdings be­

mängeln, dass dieses Projekt den im Gesetz verankerten Trennungsgeboten, 

unter anderem zwischen Untersuchungs- und Strafhaft oder Erst- und Wie­

derholungstätern, widerspricht; sie hat daher angeregt, das grundsätzlich als 

positiv bewertete Modell auf eine gesetzliche Grundlage zu stellen. 
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Empfehlungen der Volksan waItschaft: 

� Die Verhängung der Haft ist für Jugendliche oft ein einschneiden­
des Erlebnis. Nur erfahrene., besonders ausgebildete Beamte können 
dabei die nötige Stütze anbieten. 

� Sprachbarrieren dürfen nicht einer Kontaktaufnahme mit einem 
Rechtsbeistand entgegenstehen. Videodolmetsch sollte daher be­
reits auf der Zugangsabteilung zur Verfügung stehen. 

� Modelle., die sich in der Praxis bewährt haben und von den Jugend­
lichen auch gut angenommen werden, sollten sich auf eine gesetz­
liche Grundlage stützen. 

7.6 Haft als "zweite Chance" im Leben 

Wie Art. 37 lit. b UN Übereinkommen über die Rechte des Kindes besagt, darf Negative Faktoren 

eine Freiheitsstrafe "bei einem Kind im Einklang mit dem Gesetz nur als letztes ausgleichen 

Mittel und für die kürzeste angemessene Zeit angewendet werden". Im öster-

reichischen Jugendstrafrecht gibt es eine Reihe von Alternativen zu Haftstra-

fen, nicht zuletzt, weil die negativen Auswirkungen des Haftalltages auf das 

Leben eines jungen Menschen evident sind: Jugendliche müssen als Folge des 

Strafantritts Schule oder Ausbildung unterbrechen, familiäre und soziale Kon-

takte werden unterbunden und letztlich kommt es nach der Entlassung zu 

einer Stigmatisierung als "Straftäterin" oder "Straftäter" , mit allen negativen 

Konsequenzen bei der Arbeits- und Wohnungssuche. 

Für manche Jugendliche kann eine Inhaftierung jedoch auch eine echte 

Chance in ihrem Leben bedeuten. Viele kommen aus einem sozialen Umfeld, 

in dem sie Verwahrlosung und Gewalt erfahren haben. Der ganz überwiegen­

de Teil der jugendlichen Delinquenten ist zudem substanzabhängig und hat 

die Lehr- oder Schulausbildung abgebrochen. Der Vollzug einer Freiheitsstrafe 

führt sie zwangsläufig an eine geordnete Tagesstruktur heran und gibt ihnen 

Halt. Bei längeren Haftstrafen erschließt sich die Möglichkeit, mithilfe erfah­

rener Pädagoginnen und Pädagogen einen Schulabschluss oder eine Berufs­

ausbildung nachzuholen. 

Erfahrene Pädagogen 
helfen 

In der Justizanstalt Josefstadt beispielsweise werden sieben verschiedene Breites Lehrangebot 

Schnupperlehren angeboten (darunter Metallbearbeitung, Haar- und Kör- geboten 

perpflege oder Nageldesign) . Auch zu einer ECDL-Schulung inklusive der da-

zugehörenden Zertifizierungsprüfung kann man sich anmelden. Neben dem 

Schulunterricht, der für beide Geschlechter gemeinsam abgehalten wird, gibt 

es für die Jugendlichen die Möglichkeit, den Staplerführerschein zu machen 

oder Deutschkurse zu besuchen. 

Ist eine längere Strafen zu erwarten, können jugendliche Inhaftierte bereits 

während der Zeit der Untersuchungshaft in die Justizanstalt Gerasdorf über­

stellt werden, um so schnell wie möglich mit einer Lehre zu beginnen. Das An-
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gebot umfasst dort Handwerke wie Bäcker, Schlosser, Maurer, Elektriker, Koch 

und Friseur. 

Abschluss a l s  Erfolgs­
erlebnis für a l le Betei­

ligten 

Alle Beteiligten sind stolz darauf, dass viele extern abzulegende Lehrabschluss­

prüfungen mit einer Auszeichnung bestanden werden. Auch in Gesprächen 

mit den Inhaftierten bemerkt man die Wichtigkeit, die die Lehre im Gefäng­

nisalltag hat. Nicht selten machen Inhaftierte nach einem ersten einen zwei­

ten Lehrabschluss. Selbstredend wird in den Zeugnissen der Ausbildungsplatz 

nicht erwähnt, sodass nicht rückgeschlossen werden kann, wo die berufliche 

Qualifikation erworben wurde. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Längere Haftstrafen ermöglichen Jugendlichen bei intensiver päd­
agogischer Betreuung eine Schul- und Berufsausbildung nachzuho­
len. 

� Lehrangebote sollen dem Bedarf wie den lnteressen der Jugendli­
chen entsprechen. Mädchen dürfen dabei nicht benachteiligt wer­
den. 

7.7 Besondere Herausforderungen im Vollzugsalltag 

Inakzeptabler Sti l lstand 
im Sommer 

So erfreulich die Beschäftigungssituation das Jahr über ist, in den Sommerferi­

en fällt sie dramatisch zurück. Haftinterne Betriebe stehen als Folge von Urlau­

ben in der Hauptreisezeit Juli und August still. Auch der Unterricht kann nicht 

fortgeführt werden .  Das Lehrpersonal wäre grundsätzlich bereit, im Sommer 

während der Ferienzeit Unterrichtseinheiten abzuhalten, jedoch scheitert es 

an schulrechtlichen Bestimmungen und der Bezahlung. 
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Kein Unterricht auf- Sozialpädagoginnen und SOZialpädagogen versuchen die Inhaftierten so gut 
grund Urlaubszeit wie möglich zu beschäftigen, können aber kaum ausreichend Aktivitäten an­

b ieten, um den Tag zu füllen. Zusätzlich entfallen auch Deutschkurse bezie­

hungsweise müssen diese von den Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 

übernommen werden.  Zeitgleich sind aufgrund der allgemeinen Urlaubszeit 

die meisten Werkstätten geschlossen. 

Jugendliche haben 
Recht auf Beschäfti­

gung 

Zwar funktioniere der handwerkliche Dienst unter Einbindung von zivilen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern laut Auskunft der Leitung der Justizanstalt 

Gerasdorf hervorragend. Bedauerlicherweise gibt es immer noch Stimmen un­

ter den Justizwachebeamtinnen und -beamten, die dieser Kooperation ableh­

nend gegenüberstehen. 

Die VA betont einmal mehr, wie wichtig eine durchgehende Schul- und Berufs­

ausbildung für die Resozialisierung der jungen Menschen ist. 

Das Fehlen sinnvoller Aktivitäten ist für jeden Gefangenen nachteilig .  Beson­

ders gravierend wirkt sich dieser Mangel bei Jugendlichen aus, die ein beson­

deres Bedürfuis nach körperlichen Aktivitäten und intellektueller Betätigung 
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haben. Jugendlichen, denen die Freiheit entzogen ist, sollte ein reichhaltiges 

Programm an Erziehung, Sport, Berufsbildung, Freizeit und anderen Akti­

vitäten angeboten werden (CPT !Inf (99) 12; Punkt 3 1) .  Sinnvolle Beschäfti­

gung und Programme, die den Jugendlichen helfen, sich wieder als Mitglied 

der Gesellschaft zu entfalten, fordern auch die Vereinten Nationen (vgl. A/ 

RES/45/ 1 1 3, 14 .  Dezember 1990, Regeln der Vereinten Nationen für den Schutz 

von Jugendlichen, denen ihre Freiheit entzogen ist ( IIHavana-Regeln") ,  Regel 

12) .  

Jugendliche in  Haft 

Für manche Inhaftierte stellt aufgrund ihres sehr niedrigen Bildungsniveaus Bel Bedarf individuelles 

eine Lehre eine (zu) große Herausforderung dar. Für diese Inhaftierten hat Angebot 

man in der Justizanstalt Gerasdorf die Möglichkeit geschaffen, eine Teilquali-

fikation zu erwerben. Sollte auch dieses Ziel nicht realistisch erreichbar sein, 

gibt es das Angebot einer Ergotherapie oder für einen Unternehmerbetrieb 

Plastikteile zusammenzusetzen. Man versucht für jeden Inhaftierten eine ad-

äquate Beschäftigung zu finden. 

Aufgrund ihrer geringeren Zahl besteht eine latente Gefahr der Benachteili- Weibliche Jugendliche 

gung weiblicher Jugendlicher. Das BMJ hat in der Vergangenheit darauf hin- nicht benachteiligen 

gewiesen, dass die eigens für weibliche Jugendliche geschaffenen Programme 

sehr personalintensiv sind und diese, wenn sich beispielsweise gar keine weib-

lichen Jugendlichen in Haft befänden, ungenützt blieben. Dennoch würden 

Fixkosten anfallen. 

Die VA regte für die gerichtlichen Gefangenenhäuser gemeinsame Ausbil­

dungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten mit den männlichen Jugendlichen 

an. Die Bedürfnisse von weiblichen Jugendstraftäterinnen im Vollzug verdie­

nen besondere Aufmerksamkeit. Sie dürfen keinesfalls weniger Betreuung, 

Schutz, Hilfe, Behandlung und Ausbildung erfahren als männliche Jugend­

straftäter. Ihre Gleichbehandlung ist zu gewährleisten (vgl. A/RES/40/33,  29. 

November 1985, Rahmenbestimmungen der Vereinten Nationen für die Ju­

gendgerichtsbarkeit ( 11 Beijing-Regeln") Regel 26.4) . 

Nur knapp 30 Prozent der im Herbst 201 7 inhaftierten Jugendlichen waren 

österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger. Die damit verbundenen 

Herausforderungen für den Vollzugsalltag liegen auf der Hand. Sprachliche 

Hürden und kulturelle Konflikte sind vorprogrammiert. Wichtig ist, mit den 

Jugendlichen nicht bloß behelfsmäßig zu kommunizieren. Da viele von ih­

nen weder Deutsch noch eine gängige Fremdsprache sprechen, ist man auf 

Dolmetscherinnen und Dolmetscher angewiesen. Die Bediensteten der Justiz­

anstalt Gerasdorf wie des Jugenddepartments der Justizanstalt Wien-Josefstadt 

betonen übereinstimmend, wie unverzichtbar inzwischen Videodolmetsch ge­

worden ist. Gegenwärtig wird in diesen beiden Einrichtungen das System auch 

von den Fachdiensten für den Freizeitbereich genutzt. Im Übrigen gibt es Vide­

odolmetsch in den Justizanstalten flächendeckend nur auf den Krankenabtei­

lungen und in den Ordinationen. 
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92 

Wertekurse nicht für 
a l le 

Durchmischung der 
Kulturen 

Wesentlich ist nicht nur das Vermitteln von Sprachkenntnissen in Form von 

Deutschkursen; angeboten werden auch Werte- und Orientierungskurse, wie 

sie Asylberechtigte und subsidiär Schutzberechtigte vom AMS zugewiesen er­

halten. Aus Kostengründen sind diese Kurse aber nur "aufenthaltsverfestig­

ten" Inhaftierten zugänglich. Aus gleichheitsrechtlicher Sicht ist dies kritisch 

zu sehen, da zum Zeitpunkt der Haft noch völlig ungewiss ist, ob die oder der 

Jugendliche in Ihr bzw. sein Heimatland zurückkehren muss oder nicht. 

Mit einer Durchmischung der Inhaftierten in den Abteilungen in der Justiz­

anstalt Gerasdorf beugt man einer Ghettobildung vor. Generell geht man mit 

den verschiedenen Kulturen sehr offen um. Sowohl christliche Festtage, wie 

Weihnachten, als auch das Fastenbrechen nach dem Ramadan werden ge­

meinsam gefeiert. Es soll so das gegenseitige Verständnis für die verschiedenen 

Kulturen gefördert werden. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Ein Unterrichtsverbot während der Schulferien ist für Lehrerinnen 
und Lehrer in jusüzanstalten unzweckmäßig. Eine gesetzliche Son­
der regelung käme allen Beteiligten entgegen. 

� Nur mithiUe von mehr Personal kann das Ausbildungsangebot in 
der jusüzanstalt Gerasdorf verbessert werden. 

� Werte- und Orientierungskurse sollten allen jugendlichen mit Mig­
rationshintergrund angeboten werden. 

7.8 Kontakt zu Familie und Freunden 

Wesentlicher Teil der Eine wichtige Rolle für die Resozialisierung der Jugendlichen spielt zwei-
Resozialisierung fell os, dass ihre Beziehung zur Familie und ihren Freunden in der Freiheit 

nicht abreißt oder als Folge der Haft zerbricht. Regelmäßige Besuchsmög­

l ichkeiten werden von sämtlichen internationalen Standards gefordert (z.B.  

A/RES/45/ 1 1 3 ,  14.  Dezember 1 990, Regeln der Vereinten Nationen für den 

Schutz von Jugendlichen, denen ihre Freiheit entzogen ist ("Havana-Re­

geln") ,  Regel 60; A/RES/40/33, 29. November 1 985, Rahmenbestimmungen 

der Vereinten Nationen für die Jugendgerichtsbarkeit e" Beijing-Regeln") Re­

gel 26.5) .  

Aktives Zugehen 
erforderlich 

Bereits nach der Einlieferung nimmt die Sozialarbeiterin bzw. der Sozialar­

beiter in der Justizanstalt Gerasdorf Kontakt zu den Eltern auf und erläutert 

ihnen, wann ihr Kind Besuch empfangen darf und wie man am zweckmä­

ßigsten mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu der Einrichtung kommt. 

Flexibles Zeitangebot Inhaftierte können dreimal pro Woche eine Stunde lang Besuche empfan­
wichtig gen. Die Zeit kan n  auch in einem Stück konsumiert werden. Für Glasbesuch 

ist ausreichend Platz. Auch Tischbesuche können absolviert werden .  Um den 
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Besucherbereich noch attraktiver zu gestalten, soll dieser demnächst umge­

baut und um eine Langzeitbesuchsmöglichkeit erweitert werden. 

Ist der Anreiseweg weiter, wird auch eine längere Besuchsdauer erlaubt. Als Abholbesuch möglich 

Lockerungsstufe gibt es am Samstag einen Abholbesuch. Das bedeutet, Ver-

wandte oder Freunde können die fugendlichen drei Stunden lang außerhalb 

der fustizanstalt begleiten. Erlaubt ist dabei auch in die nächstgrößere Stadt zu 

fahren und so für die Dauer des Freiganges auch räumlich ein wenig Abstand 

zu gewinnen. 

Nicht in jeder Einrichtung sind die Besuchsmöglichkeiten so gestaltet. In der 

fustizanstalt Innsbruck beispielsweise können die fugendlichen lediglich tags­

über und nur wochentags Besuch empfangen. Die VA kritisierte, dass die Be­

suchszeiten in der fugendabteilung nicht der Lebensrealität von arbeitenden 

Menschen entsprechen. 

Die VA betonte in der Vergangenheit immer wieder, dass es Inhaftierten er­

möglicht werden soll, die Beziehungen zur Familie und Freunden aufrecht zu 

erhalten (CPT /Inf (92) 3, Rz. 5 1) .  Für fugendliche im Strafvollzug hat dies so­

gar noch größere Bedeutung. Die CPT-Standards fordern, dass die Förderung 

des Kontaktes mit der Außenwelt das Leitprinzip sein sollte (CPT/Inf (99) 12;  

Rz 34) .  

Inhaftierten, deren Angehörigen aufgrund großer Distanz ein Besuch nur 

schwer bzw. gar nicht zumutbar ist, wird derzeit im Rahmen eines Pilotprojek­

tes in den fustizanstalten Graz-Karlau, Garsten und Stein die Möglichkeit von 

Internettelefonie angeboten. Herkömmliches Telefonieren ist grundsätzlich 

während der Freizeit möglich. Die Wertkarten dazu können im Wege des An­

staltssupermarktes ( IIAusspeise") erworben und aufgeladen werden .  Wer gar 

kein Geld hat, dem hilft man in der Abteilung aus. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Flexible Besuchszeiten erleichtern berufstätigen Eltern mit ihren 
Kindern in Kontakt zu bleiben. 

� Kindergerechte Besuchsräumlichkeiten ermöglichen die Mitnahme 
von kleinen (Geschwister-) Kindern, sodass der Kontakt zu ihnen 
nicht verloren geht 

� DerAbholbesuch als Lockerung ist Motivation für den Jugendli­
chen zu Wohlverhalten und fördert seine Resozialisierung. 

� Internettelefonieren ist eine kostengünstige Methode der Kommuni­
kation. Sie sollte im Strafvollzug aUen Jugendlichen offenstehen. 

Skypen als Besucher­
satz 
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Keine lebenslange 
Unterbringung für 

Jugendliche! 

Ein igkeit der Experten 

7.9 Junge Menschen im Maßnahmenvollzug 

Der Entzug der persönlichen Freiheit, der so lange währt, wie das Gericht eine 

Gefährlichkeit ortet, die von dem Angehaltenen ausgeht, ist bereits für einen 

erwachsenen Menschen eine erhebliche psychische Belastung . Einern jungen 

Menschen nimmt eine derartige Entscheidung j edwede Perspektive. 

Die vom BMJ im Juni 2014 eingesetzte Arbeitsgruppe zur " Reform des Maß­

nahmenvollzuges" forderte daher in ihrem Abschlussbericht eine eigene Re­

gelung für Jugendliche. Es soll unzulässig sein, dass Jugendliche eine bis zu 

lebenslange Einweisung erfahren können . Stattdessen sollten geeignete Alter­

nativen entwickelt werden. Hierzu müsste zunächst eine eingehenden wissen­

schaftlichen Analyse der bisherigen Unterbringungen von Jugendlichen und 

eine intensive konzeptive Arbeit unter Einbeziehung von Expertinnen und 

Experten aus den Bereichen Jugendstrafrechtspflege, Jugendpsychiatrie und 

Jugendwohlfahrt durchgeführt werden. Bei Jugendlichen im Maßnahmen­

vollzug handelt es sich um Einzelfälle. Diese ausgewählten Fällen sollten mit­

tels einer Verschärfung der Einweisungskriterien Rechnung getragen werden 

(Bericht an das BMJ, BMJ-V70301/0061 -I I I  1/2014 ,  Seite 57) .  

Entwurf folgt Mitte Juli 201 7  stellte der BMJ den Entwurf eines Bundesgesetzes über den 
Empfehlung nicht Vollzug freiheitsentziehender vorbeugender Maßnahmen nach § 2 1  StGB 

(Maßnahmenvollzugsgesetz-MVG) vor. Dieser Entwurf sieht zwar vor, dass 

psychisch kranke Rechtsbrecherinnen und Rechtsbrecher aller Altersklassen 

künftig in therapeutischen Zentren untergebracht und behandelt werden. Ju­

gendliche dürfen zudem in gesonderten Bereichen der Justizanstalt Gerasdorf 

untergebracht werden, wenn sie dort angemessen behandelt und betreut wer­

den können.  Die Anregung der Arbeitsgruppe, wonach es unzulässig sein soll, 

dass Jugendliche eine bis zu lebenslange Einweisung erfahren können, wurde 

aber nicht aufgegriffen und der Empfehlung (Nr. 4 lit. c) nicht Folge geleistet. 

Langfristiger Aufenthalt 
in Spitä lern ist keine 

Alternative 

Wie der Vollzug bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen erfolgen soll, die 

nicht in der Justizanstalt Gerasdorf untergebracht sind, wird in dem Entwurf 

nicht näher geregelt. Ihre Unterbringung in forensischen Abteilungen an psy­

chiatrischen Kliniken hat sich schon bislang als problematisch erwiesen, weil 

die jungen Menschen dort vielfach nicht ihren Bedürfnissen entsprechend so­

zialtherapeutisch versorgt werden. Weder können sie dort ihre Schulausbil­

dung komplettieren, noch eine Berufsausbildung absolvieren. Vielfach werden 

sie auch mit den Erwachsenen gemeinsam untergebracht. 

Fachärzte und Nachsor- Hinzu kommt der drückende Mangel an Kinder- und Jugendpsychiaterinnen 
geeinrichtungen fehlen und -psychiatern, deren fachliche Kompetenz bei der Begutachtung und Be­

handlung psychisch kranker Straffälliger besonders abgeht. Oft fehlt es auch 

an adäquaten Nachbetreuungseinrichtungen. Vielfach haben Jugendliche 

jahrelang in Heimen gelebt und sind dort straffällig geworden. Die Heimlei­

tung will sie nicht wieder aufzunehmen. Ohne betreuten Wohnplatz geben 

Gutachter in der Regel keine Entlassungsempfehlung ab und sprechen die Ge-
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richte keine bedingte Entlassung aus. De facto werden damit Jugendliche län­

ger angehalten als es das Gesetz vorsieht. 

Empfehlungen der Volksanwaltschaft: 

� Über Jugendliche soll eine vorbeugende Maßnahme nicht zeitlich 
unbefristet verhängt werden können. 

� Forensisch therapeutische Zentren sind ehestens einzurichten. Die 
Aufnahme in ein Spital sollte nur erfolgen, wenn dies medizinisch 
indiziert ist 

� Es sind alle Anstrengungen zu unternehmen, um Kinder-und Ju­
gendpsychiater für die fachärztliche Versorgung von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen im Straf- und Maßnahmen vollzug zu ge­
winnen. 

� Der Ausbau von Nachsorgeeinrichtungen.!ür Jugendliche und jun­
ge Erwachsenen ist vor allem im Westen Oster reichs zu forcieren. 

7.1 0 Bündel an eingriffsminimierenden Maßnahmen 

Im Rahmen der "Zehn Gebote guter Kriminalpolitik", die kürzlich namhafte 

Wissenschaftler und Praktiker erarbeitet haben, wurde auf die Wichtigkeit an­

gemessener strafrechtlicher Reaktionen und deren Folgen für das Leben von 

jungen Straffälligen hingewiesen OSt 20 1 7/4) . Unter anderem heißt es, dass 

"vor allem bei straffälligen jungen Menschen zunächst alle intervenierenden 

Möglichkeiten des Familien- und Jugendhilferechts, der Sozialarbeit sowie der 

Sozial-, Bildungs- und Gesundheitspolitik auszuschöpfen sind, bevor straf­

rechtliche Interventionen in Betracht gezogen werden."  

Das Gericht hat zahlreiche Möglichkeiten, auf die Straftaten von Jugendlichen Breite Palette 

zu reagieren. Je nach Voraussetzungen kommen verschiedene Maßnahmen 

der Diversion (Zahlung eines Geldbetrages, Möglichkeit des Tatausgleiches, 

Erbringen gemeinnütziger Leistungen) in Betracht. Für geringe Delikte kennt 

das Jugendstrafrecht die Möglichkeit eines "Schuldspruches ohne Verhängung 

einer Strafe" (§ 12 JGG) sowie den "Schuldspruch unter Vorbehalt der Strafe" (§ 

13 JGG), unter gleichzeitiger Setzung einer Probezeit. Für die Verhängung der 

Untersuchungshaft sieht das Jugendstrafrecht besondere Kriterien vor. 

Die Gerichte machen von der Möglichkeit eingriffsminimierende Maßnahmen 

bei den Jugendlichen zu verfügen, durchwegs Gebrauch. Der gerichtlichen Kri­

minalstatistik lässt sich entnehmen, dass unter den über 2 .100 Jugendlichen, 

welche 2015 verurteilt wurden, lediglich 1 6,8  % eine unbedingte oder teilbe­

dinge Freiheitsstrafe verbüßen mussten. Bei Erwachsenen betrug diese Art der 

Strafen immerhin über 3 1  %. 

Spruchpraxis der 
Gerichte 
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Auffallend groß ist der Anteil der bedingt ausgesprochenen Strafen mit 48,9 %. 

Der Anteil jugendlicher Personen oder junger Erwachsener, die einen elektro­

nisch überwachten Hausarrest verbüßen, ist verschwindend gering. 

Sozialnetzkonferenz Mit der Novelle zum JGG wurde die Sozialnetzkonferenz gesetzlich verankert 

(§§ 1 7a, 35a JGG). Darunter versteht man einen neuen methodischen Ansatz 

der Sozialarbeit, der seine Ursprünge im neuseeländischen Modell der "Family 

Group Conference" hat. Das Modell geht davon aus, dass Jugendliche, die 

sich in einer krisen haften Lebensphase befinden, selbst entscheidungs- und 

problemlösungskompetent sind. Gemeinsam mit ihrem sozialen Netz (Eltern, 

Freunde, Lehrpersonal, usw.) erarbeiten sie einen verbindlichen Plan für die 

Zukunft und werden bei dessen Einhaltung auch unterstützt. 

Haftvermeidung oder 
Haftreduktion 

Rasche Reaktion der 
Behörde 

Häufig werden derartige Sozialnetzkonferenzen zur Vermeidung von Untersu­

chungshaft oder als Voraussetzung für eine bedingte Entlassung aus der Straf­

haft abgehalten. I n  einer Untersuchungshaftkonferenz soll ein Weg entwickelt 

werden, ob anstelle der bereits verhängten Untersuchungshaft gelindere Mittel 

(§ 1 73 Abs 5 StPO) angewendet werden können.  

In der Praxis werden die Sozialnetzkonferenzen zur Vermeidung von Untersu­

chungshaft oft spät einberufen, sodass es erst kurz vor der Hauptverhandlung 

zu einer Enthaftung kommt. Der Verein NEUSTART, der für die Ausrichtung 

dieser Sozialnetzkonferenzen zuständig ist, wünscht sich eine raschere Beauf­

tragung durch die Gerichte, damit die Zeit, die die Jugendliche in Untersu­

chungshaft verbringen, möglichst kurz gehalten werden kann.  

WOB ES  statt Haft Zukunftsträchtig erscheint auch ein Konzept von WOBES, des Vereins zur För­

derung von Wohnraumbeschaffung, um jungen Menschen das Haftübel zu 

ersparen. Erteilt das Gericht statt der Haft die Weisung, in einer betreuten Ein­

richtung Wohnsitz zu nehmen, wird dem Jugendlichen dort eine Bezugsperson 

zugewiesen, die rund um die Uhr seine pädagogische, therapeutische und or­

ganisatorische Betreuung koordiniert. Gemeinsam wird wöchentlich ein Plan 

erstellt, der Tagesstruktur, Therapie und sonstige Termine, inklusive die Frei­

zeit, die außer Hauses verbracht werden darf, beinhaltet. 

Mit den Klienten werden Zielvereinbarungen getroffen, deren Erreichen re­

gelmäßig evaluiert wird. Die Angehörigen sind eingebunden. Die Jugendli­

chen werden in ihrer sozialen Kompetenz gestärkt und an Selbständigkeit und 

Selbstfürsorge herangeführt. Vertrauensbrüche und gravierende Verstöße ge­

gen die Hausordnung sind dem Gericht zu melden und können zu einer Rück­

nahme der Weisung führen. Den Jugendlichen sind die Konsequenzen eines 

Fehlverhaltens bewusst. 
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Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Sozialnetzkonferenzen sind ein geeignetes Mittel, die Verhängung 
oder Verlängerung von Haft zu vermeiden' sie sollten rasch einbe­
rufen werden. 

� Es ist aber dafür Sorge zu tragen dass Jugendliche nicht in jenes 
Milieu zurückfallen das in ihrem Leben bereits einmal Kriminali­
tät fördernd wirkte. 

� Die gerichtliche Weisung in einer betreuten Wohneinrichtung 
Wohnsitz zu nehmen, kann eine taugliche Alternative sein. 

7.1 1 Wege zurück in die Freiheit 

Im normalen Leben wieder Fuß zu fassen, ist nicht leicht. Die Gefahr eines Gefahr des Rückfal ls 

Rückfalls ist erfahrungsgemäß in der ersten Zeit nach der Entlassung beson-

ders hoch. Umso wichtiger ist es, Jugendlichen Unterstützung zu bieten. 

Bereits während der Haft werden die Jugendlichen mit Trainings und Kursen 

auf die Zeit in der Freiheit vorbereitet. Sozialpädagoginnen und -pädagogen 

unterstützen die Jugendlichen beim Erarbeiten einer Tagesstruktur, helfen 

beim Lernen oder Schreiben eines Lebenslaufs, geben Tipps für ein Bewer­

bungsgespräch oder ermuntern sie, sich neuen Hobbys zuzuwenden. 

Der Verein NEUSTART bietet unter anderem Resozialisierungshilfe für Straf- Früher Kontakt mit 

fällige. Eine Mitarbeiterin fungiert dabei als Schnittstelle zwischen Verein und Bewährungshilfe 

Justizanstalt. Sie wird schon etwa drei Monate vor der geplanten Entlassung 

informiert und hat Gelegenheit, vorausschauend und zeitgerecht mit den Ju-

gendlichen Kontakt aufzunehmen und zu erheben, wie deren Situation nach 

der Entlassung sein wird. Für den in Aussicht genommenen Wohnort kann be-

reits eine Bewährungshilfe bestellt werden, die bei gemeinsamen Ausgängen 

die oder den künftigen Klienten schon ein wenig näher kennenlernt. 

Die Mitarbeiterin führt auch regelmäßige Gespräche mit dem Sozialen Dienst, 

der die Jugendlichen während der Haftzeit betreut und von deren Bedürfnissen 

und Persönlichkeitsstruktur weiß. 

Entlassungskonferenzen haben eine erfolgreiche Integration nach der Entlas­

sung aus einer Freiheitsstrafe zum Ziel. Dabei soll unter anderem das soziale 

Netz der Jugendlichen aktiviert werden, um gemeinsam mit den J ugendlichen 

unter Einbeziehung aller relevanten externen Betreuungseinrichtungen Prob­

lemlösungen für die Zeit nach der Haftentlassung zu finden und somit weite­

ren Straftaten vorbeugen. 

Entlassungskonferen­
zen 

Die Justizanstalt Gerasdorf macht von dieser Möglichkeit eher selten Gebrauch. Zusammenhalt a ls 

Begründet wird dies damit, dass das soziale Netz in die tägliche Betreuungs- Impu lsgeber 

arbeit ohnedies eingebunden sei. Der Verein NEUSTART würde es begrüßen, 

wenn es häufiger zu Sozialnetzkonferenzen käme. Gerade bei der Zusammen-
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kunft aller Beteiligten werden oft konstruktive Modelle entwickelt. Das Wich­

tigste sei freilich, dass die fugendlichen, die zu ihrer Entlassungskonferenz ihre 

Zustimmung geben und aktiv mitwirken mussten, auch danach den Kontakt 

zu den teilnehmenden Personen nicht verlieren. Sie sind j ene Stütze, auf die sie 

im Bedarfsfall zurückgreifen sollen. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Der Gefahr eines Rückfalles sollte mit intensiver Betreuungsarbeit 
bereits während der Haft begegnet werden. 

� Das gesamte soziale Umfeld sollte in die Vorbereitung der Entlas­
sung eingebunden werden. Nicht auf Institutionen, sondern auf die 
handelnden Menschen kommt es dabei an. 

7.1 2 Auch Strafunmündige haben Rechte 

Abseits der Herausforderungen, die der Strafvollzug an fugendliehe stellt, muss 

auf die Rechte jener hingewiesen werden, die noch nicht deliktsfähig sind. 

Als Reaktion auf die Berichterstattung über die Straftaten von Kindern wurde 

unlängst die Forderung erhoben, die Strafmündigkeitsgrenze für fugendliehe 

herabzusetzen. 

Kriminalsoziologen und Kinder- und fugendanwälte sind gegen kriminalisie­

rende Maßnahmen. Gewaltprävention, Maßnahmen der fugendwohlfahrt 

sowie andere Betreuungsangebote sollten stattdessen intensiviert werden. Eine 

Freiheitsstrafe sollte stets das letzte Mittel für fugendliche sein. Die Herabset­

zung der Strafmündigkeit würde diesen Intentionen zuwiderlaufen. 

Einen erheblichen Eingriff in ihr Privatleben erfuhr eine Wiener Familie. Sie 

wurde von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen ihren sechsjähri­

gen Buben nicht verständigt. Das Kind hatte in der Schule in einem Wutanfall 

zwei Lehrerinnen verletzt. Eine Lehrerin erstattete Anzeige wegen Körperver­

letzung. Die Eltern erfuhren von der Anzeige erst, als sie von der Einstellung 

des Verfahrens infolge der Strafunmündigkeit ihres Sohnes benachrichtigt 

wurden .  

Sorgen bereitet den Eltern, dass ihr Sohn nunmehr i n  der ,,verfahrensautoma­

tion fustiz" (sog. IIVf-Register") aufscheint und eine Löschung der Daten erst 

nach fahren erfolgt. Darüber hinaus seien auch der Kinder- und fugendhilfe­

träger und das Pflegschaftsgericht verständigt wurden. 

Die VA hatte die betroffenen Eltern auf die gesetzlichen Bestimmungen in der 

StPO und dem fGG zu verweisen, hegt j edoch Zweifel, ob die völlige Schutz­

losigkeit des verdächtigten Kindes gesetzlich intendiert ist. Weder konnte sich 

das Kind noch die Eltern zu dem Tatvorwurf äußern; auch wurden sie erst im 

Nachhinein verständigt. Wünschenswert wäre, dass in einem solchen Fall die 
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Schulleitung die Eltern einbindet und diese nicht erst von der Strafverfolgungs­

behörde informiert werden. 

Dieser Auffassung schloss sich das Bundesministerium für Bildung an. Nach 

dem Schulunterrichtsgesetz haben Lehrerinnen und Lehrer sowie Erziehungs­

berechtigte eine möglichst enge Zusammenarbeit in allen Fragen der Erzie­

hung und des Unterrichtes der Schülerinnen und Schüler zu pflegen. Kommt 

es zu einer Fehlentwicklung bei dem Kind, ist mit den Erziehungsberechtigten 

Rücksprache zu halten. Dass Eltern von einer Anzeige einer Lehrkraft nicht 

umgehend erfahren, sollte nicht vorkommen. 

Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Strafrechtliche Sanktionen sollten im Leben eines jungen Menschen 
erst dann zum Einsatz gelangen wenn alle pädagogischen Maß­
nahmen ausgeschöpft sind. 

� Kommt es zu einer Anzeige/ sollten die gesetzlichen Vertreter ehes­
tens verständigt werden. 

Einzelfall : VA-BD-J/093 1-B/l /20 16 

Jugendliche in Haft 
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8 Jugendliche im Fremden- und Asylwesen 

8.1 Bundesbetreuung von unbegleiteten minderjährigen 

Asylwerbenden 

Die Aufnahme-Richtlinie (2013j33/EU) regelt, dass Asylwerbenden unmittel­

bar ab Antragstellung Grundversorgung zusteht. Diese umfasst unter ande­

rem eine angemessene Verpflegung, eine geeignete Unterkunft, medizinische 

Versorgung, Taschengeld, die Übernahme von Transportkosten, Maßnahmen 

für p flegebedürftige Personen, Beratung und Information sowie die Versor­

gung mit Kleidung und Schulbedarf. 

Für die als besonders schutzbedürftig anzusehenden unbegleiteten minder­

jährigen Flüchtlinge sieht die Aufnahme-Richtlinie zusätzliche Grundversor­

gungsleistungen vor: Neben einer sozialpädagogischen und psychologischen 

Unterstützung müssen die Minderjährigen altersgemäß betreut und Zukunfts­

perspektiven mit ihnen abgeklärt werden. Zusätzlich sollen die Kinder und 

Jugendlichen rasch eine gesetzliche Vertretung erhalten. 

Um Fortschritte zu erzielen, nimmt die VA regelmäßig zu Änderungen im Asyl­

recht Stellung. Dabei zeigt sie problematische gesetzliche Bestimmungen und 

Lösungsvorschläge auf. So regte die VA in ihrer Stellungnahme zum "Frem­

denrechtsänderungsgesetz 201 5  - FrÄG 2015" die Einrichtung von Clearing­

steIlen in den Bundesländern an. Dies soll den traumatisierten Kindern und 

Jugendlichen eine Phase der Stabilisierung vor einer Befragung im Verfahren 

einräumen. 

Dass Regelungen im Sinne des Kindeswohls möglich sind, zeigt das Land 

Kärnten. Aufgrund einer Vereinbarung der Kinder- und Jugendhilfe mit dem 

BFA wird sofort die Obsorge für die in Kärnten verbleibenden unbegleiteten 

minderjährigen Flüchtlinge übernommen, sodass Vorführungen in eine Erst­

aufnahmestelle wegfallen. 

Die Kommissionen der VA besuchten mehrere Bundesbetreuungseinrichtun­

gen beziehungsweise die Bundesbetreuungsstelle Traiskirchen in NÖ wieder­

holt, vor allem in den Jahren 201 5  und 2016 .  Die VA verschaffte sich so ein 

Bild von der tatsächlichen Lage der Betroffenen und konnte Verbesserungen 

anregen und deren Umsetzung überprüfen. 

Wie in den Parlamentsberichten 2015 und 20 16 (Band "Kontrolle der öffent­

lichen Verwaltung" ,  S. 1 3 3  ff. und 1 15 ff. ) dargestellt, beanstandete die VA 

vor allem die Unterbringungs- und Betreuungssituation in der im Sommer 

2015 massiv überbelegten Betreuungsstelle Ost in Traiskirchen. Zusätzlich 

verschärfte die im selben Zeitraum vorgenommene Verlegung von unbeglei­

teten minderjährigen Flüchtlingen von der Erstaufnahmestelle West in die Be­

treuungsstelle Ost die Lage der Betroffenen. Da nicht ausreichend geeignete 

Begutachtungen von 
Gesetzen 

Besuche von Betreu­
ungseinrichtungen des 
Bundes 
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Grundversorgungsplätze zur Verfügung standen, mussten Kinder und Jugend­

liche oft über Monate in Traiskirchen bleiben. Im Zuge von Folgebesuchen der 

Betreuungsstelle Ost im Jahr 201 6  kritisierte die VA, dass obdachlosen unbe­

gleiteten Minderjährigen der Zutritt zum WartezeIt auf dem Areal der Einrich­

tung verweigert wurde. Die VA stellte jedoch auch wesentliche Verbesserungen 

bei den Aufenthaltsbedingungen fest. 

Verbesserungen in der Positiv bewertete die VA, dass Asylwerbende mit einer Vertrauensperson Fach-
Betreuungsstelle Ost ärztinnen und Fachärzte außerhalb der Betreuungsstelle Ost aufsuchen kön­

nen .  Erfreulich fand die VA die Klarstellung des BMI, dass unmündige un­

begleitete minderjährige Flüchtl inge in Begleitung von Asylwerberinnen, die 

sich um diese Kinder kümmern, die Betreuungsstelle Ost verlassen dürfen. Die 

Einrichtung von Brückenklassen für schulpflichtige Kinder begrüßte die VA 

ausdrücklich. 

Die Überprüfung der Sonderbetreuungsstelle Süd in Reichenau an der Rax im 

Oktober 201 5  führte zu Verbesserungen für die untergebrachten unbegleiteten 

minderjährigen Flüchtlinge: Das BMI behob Ausstattungsmängel und richtete 

ein Nachtbetreuungsteam ein. In der Sonderbetreuungsstelle Steyregg bestä­

tigte das BMI im Februar 2016 einen Bettwanzenbefall. Die VA beanstandete, 

dass die Leitung erst Maßnahmen zur Schädlingsbekämpfung ergriff, als sich 

die betroffenen Jugendlichen an außenstehende Dritte wandten. 

Fehlende Vertrau lichkeit Die Sonderbetreuungsstelle Steinhaus am Semmering für unbegleitete minder-

1 02 

von Arztgesprächen jährige Flüchtlinge besuchte eine Kommission im-Juni 2016.  Die VA kritisierte, 

dass bis Dezember 2016 Mitbewohnerinen und Mitbewohner als Dolmetsche­

rinnen und Dolmetscher bei ärztlichen Untersuchungen herangezogen wur­

den .  Auch die Beiziehung von Sozialbetreuungspersonal bei Arzt- und Psycho­

logengesprächen beanstandete die VA und regte den Einsatz professioneller 

Dolmetscherinnen und Dolmetscher an. Das BMI verwies auf die dienstver­

tragliche Verschwiegenheitspflicht der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Auf­

grund der hohen Belagszahl von 157  Bewohnerinnen und Bewohnern zum 

Besuchszeitpunkt kritisierte die VA das Fehlen einer diplomierten Pflegeperson 

für die Ausgabe von Medikamenten. Das BMI teilte im August 201 7  mit, dass 

die Einrichtung nicht mehr für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge genutzt 

werde. 

Ein Follow-up Besuch der Betreuungsstelle Ost erfolgte Ende Februar 201 7 .  

Die Kommission kritisierte unter anderem unhygienische Zustände sowie eine 

mangelhafte psychiatrische bzw. psychologische Versorgung. Zu Redaktions­

schluss lag noch keine Stellungnahme des BMI vor. 
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Empfehlungen der Volksan waltschaft: 

� Der Staat muss durch entsprechende Ressourcenplanung und Kon­
zepte immer darauf vorbereitet und in der Lage sein seiner Ver­
pflichtung zur Grundversorgung nachzukommen. Deshalb recht­
fertigen auch unvorhergesehene Ereignisse keine Einschränkung 
der Grundversorgung besonders schutzwürdiger Personen. 

� Das Kindeswohl ist von den zuständigen Behörden vorrangig zu 
berücksichtigen. Die VA hält ihre Anregung zur Einrichtung von 
Clearingstellen in allen Bundesländern aufrecht 

8.2 Abschiebungen und Rückführungen 

8.2.1 Trennung von Famil ien 

Seit mehreren Jahren kritisiert die VA, dass bei Abschiebungen bzw. Rückfüh­

rungen die Trennung von Familien in Kauf genommen wird. So war in einem 

Fall der Ehemann untergetaucht, während die Einsatzkräfte versuchten, die 

Ehefrau mit ihren Kindern nach Polen rückzuführen. Die Rückführung wurde 

zwar abgebrochen, die VA beanstandete aber die Vorgehensweise der Behörde, 

da auf Art. 8 EMRK nicht ausreichend Rücksicht genommen wurde. Dass die 

Rückführung abgebrochen und verschoben wurde, registrierte die VA positiv. 

In  einem weiteren Fall rügte die VA die zumindest in Kauf genommene Tren­

nung der Familie im Zuge einer geplanten Rückführung nach Ungarn. Die 

Familie konnte beim ersten Termin nicht in Schub haft genommen werden, 

weil sie bei Verwandten zu Besuch war und daher in ihrer Unterkunft nicht an­

getroffen wurde. Beim zweiten Versuch konnte der Ehemann nicht angetroffen 

werden. Mutter und Kinder wurden schließlich ohne Ehemann und Vater in 

Schubhaft genommen und hätten vier Stunden später den ungarischen Behör­

den übergeben werden sollen. 

Aufgrund der Tatsache, dass der Ehemann zwei Mal in seiner Unterkunft nicht 

angetroffen wurde, g ing die Behörde davon aus, dass der Ehemann sich der 

Rückführung entziehen wollte. Dies habe nach Ansicht des BMI eine Rück­

führung von Ehefrau und Kindern ohne Ehemann beziehungsweise Vater der 

Kinder gerechtfertigt. 

Von einem Untertauchen des Vaters beziehungsweise von einer offenbar ab­

sichtlich herbeigeführten Verhinderung der Abschiebung ging die VA nicht 

aus. Eine geforderte Interessenabwägung im Sinne des Art. 8 EMRK nahm die 

Behörde nicht vor. Die geplante Rückführung unterblieb schlussendlich, weil 

der Zeitplan der Rückführung trotz behördlichen Bemühens nicht eingehalten 

werden konnte. 

Seltener, aber doch, wurden Fälle bekannt, in denen Kinder ohne die Mut­

ter abgeschoben beziehungsweise rückgeführt werden sollten.  Beispielsweise 

Kinder verlieren vo­
rübergehend einen 
Elternteil 
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Interessenabwägung 
nach Art. 8 EMRK in 

jedem Einzelfall 

Beeinträchtigung des 
Kindeswohls 
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konnte eine Mutter aus gesundheitlichen Gründen nicht am behördlich vor­

gesehenen Termin nach Armenien abgeschoben werden.  I n  der Folge schob 

die Behörde die zwei minderjährigen Kinder in Begleitung ihres Vaters ab. Die 

Abschiebung der Mutter fand nach ihrer Genesung drei Tage später statt. Die 

VA kritisierte, dass die Genesung der Mutter nicht abgewartet wurde, da so die 

Familie nicht getrennt hätte werden müssen. 

Das Wohl der Kinder und die Auswirkungen auf das Familienleben sind bei 

Abschiebungen oder Rückführungen stets zu beachten. Im Sinne des Art. 8 

EMRK ist im Zweifelsfall dem Schutz der Kinder und des Familienlebens Vor­

rang vor dem Interesse des Staates eine Familie außer Lande zu schaffen, zu 

geben. Dem BMI ist aber insofern nicht entgegenzutreten, als jede Rückfüh­

rung oder Abschiebung letztlich einer Einzelfallprüfung unterzogen werden 

muss. 

Empfehlung der Volksanwaltschaft: 

� Bei Abschiebungen bzw. Rückführungen sollen im Sinne des Art 8 
EMRK Familien nicht getrennt werden. Dies gilt auch dann wenn 
ein Elternteil nicht transportfähig oder nicht auffindbar ist Wenn 
sich ein Elternteil durch Untertauchen der Amtshandlung entzie­
hen will, sollte die Behörde zunächst zuwarten und alle Möglich­
keiten ausschöpfen um alle Familienmitglieder zu finden. 

8.2.2 Amtshandlungen zur  Unzeit 

Beim Zeitpunkt von Abschiebungen bzw. Rückführungen wird zu wenig Rück­

sicht auf das Kindeswohl genommen. Die VA kritisierte einen Abflugtermin 

um 7 Uhr in der Früh, der dazu führte, dass Kinder um 3 :30 Uhr geweckt 

werden mussten. Insbesondere für kleine Kinder bedeutet dies eine empfmdli­

che Störung ihres gesunden Schlafrhythmus. Das BMI teilte mit, dass das BFA 

anstrebe, künftig Rückführungen von Kindern in den frühen Morgenstunden 

zu vermeiden. 

Eine Rückführung nach Polen wurde um 1 : 30 Uhr durchgeführt. Unter den 

Rückzuführenden befanden sich auch mehrere Minderjährige, zum Teil im 

Kleinkind- bzw. Säuglingsalter. Das SMI teilte der VA mit, dass die Abfahrt des 

Busses deshalb mitten in der Nacht erfolgte, da die polnischen Behörden eine 

Ankunft des Busses in Polen zwischen 9 und 10 Uhr morgens wünschten. Die 

VA kritisierte diese Vorgehensweise und ging davon aus, dass in einem solchen 

Fall mit den polnischen Behörden eine Vereinbarung über eine spätere Ab­

fahrt erzielbar gewesen wäre. 
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Jugend liche im Fremden- und  Asylwesen 

Empfehlung der Volksan waltschaft: 

� Bei der Festlegung des Zeitpunktes der Abschiebungen bzw. Rück­
führungen ist auf das Kindeswohl und die Bedürfnisse speziell klei­
nerer Kinder Rücksicht zu nehmen. 

8.2.3 Missachtung von Obsorgerechten 

In einem Fall wurden zwei minderjährige Kinder ohne ihre obsorgeberechtigte Rückführung ohne ob­

Mutter, stattdessen ausschließlich mit ihrem nicht obsorgeberechtigten Vater sorgeberechtigte Mutter 

nach Armenien abgeschoben. Die VA kritisierte diese Vorgehensweise. Eine 

Missachtung der Obsorgeregelung durch die Übergabe der beiden Kinder in 

die Obhut des nicht obsorgeberechtigten Vaters kann aus Sicht der VA eine 

Verletzung des Kindeswohls darstellen. Nähere familiäre Hintergründe hat die 

Behörde nicht erhoben, weshalb Kinder einer Gefahr ausgesetzt werden könn-

ten. 

Empfehlung der Volksanwaltschaft: 

� Kinder sollen nicht ohne den zur Obsorge berechtigten Elternteil 
rückgeführt oder abgeschoben werden. 

8.2.4 Abschiebung schwangerer Fra uen 

Die VA kritisierte die Abschiebung einer im achten Monat schwangeren Frau. Keine Rücksicht auf 

Entgegen der Auffassung des BMI kann allein aufgrund der Tatsache, dass hochschwangere Frau 

keine gesundheitlichen Probleme eingetreten sind, nicht darauf geschlossen 

werden, dass die Abschiebung jedenfalls vorzunehmen ist. Die VA empfahl 

daher, dass das BMI künftig mehr auf die Vorgaben des Art. 3 EMRK und die 

Rechtsprechung des (damaligen) AsylGH Bedacht nehmen sollte. Der Zeit-

raum, in dem eine Abschiebung aufgeschoben werden sollte, wurde in der 

Rechtsprechung des AsylGH zwischen der achten Woche vor und der achten 

Woche nach dem errechneten Geburtstermin angesetzt. 

Empfehlung der Volksanwaltschaft: 

� Sch wangere Frauen sollen zwischen der achten Woche vor und der 
achten Woche nach dem errechneten Geburtstermin nicht abge­
schoben werden. 

1 05 
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9 Austausch mit der Zivilgesel lschaft 

9.1 Verfassungsgesetzliches Mandat 

Seit Juli 201 2  hat die Volksanwaltschaft ein verfassungsgesetzliches Mandat Auftrag an die Volks­

für den Schutz und die Förderung der Menschenrechte. Diesen Auftrag nimmt anwaltschaft 

die VA gemeinsam mit ihren Kommissionen als Nationaler Präventionsme-

chanismus (NPM) wahr. Damit werden das UN-Fakultativprotokoll zum Über-

einkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder ernied-

rigende Behandlung oder Strafe (OPCAT) sowie die UN-Behindertenrechtskon-

vention umgesetzt. 

Im Rahmen dieses Mandates, ist die VA auch dazu verpflichtet, mit der Zivilge- Einbindung der 

seIlschaft zusammenzuarbeiten. Diese ist beispielsweise durch die Bestellung Zivilgesel lschaft 

von NGO in den Menschenrechtsbeirat, dem beratenden Organ der Volksan-

waltschaft, prominent vertreten. Darüber hinaus findet im Rahmen des NGO-

Forums jährlich ein intensiver Austausch mit der Zivilgesellschaft statt. In 

diesem Rahmen tritt die VA mit NGO in Dialog, die sich für Menschenrechte 

einsetzen aber nicht im Menschenrechtsbeirat vertreten sind. 

9.2 Das NGO-Forum 20 1 7 

Am 18 .  September 201 7 lud die VA bereits zum vierten Mal Vertreterinnen und 

Vertreter menschenrechtlicher NGO sowie der Bundesministerien und Länder 

zum NGO-Forum ein. Das diesjährige Motto lautete " Kinder und Jugendliche 

schützen - Gewalt verhindern" .  Im Rahmen von Workshops und Vorträgen 

wurden unterschiedliche Aspekte dieses Themas von Expertinnen und Exper­

ten beleuchtet. 

Die vier diesjährigen Workshops befassten sich mit den Themen "Kinder- und 

Jugendgesundheit", "Kinder und Jugendliche auf der Flucht" , "Kinder und Ju­

gendliche in staatlicher Betreuung" und IlDie Antigewalttrainer" . 

Studie "Kinderarmut: Zum Auftakt des diesjährigen NGO-Forums, wurde eine von der VA in Auf­

trag gegebene Studie, über die mediale Darstellung und Inszenierungen von 

sozioökonomisch benachteiligten Kindern und Jugendlichen, präsentiert. Die 

Medienanalytikerin Maria Pernegger hatte in Zusammenarbeit mit der VA 

bereits im Vorjahr die Darstellung von Menschen mit Behinderung in Massen­

medien untersucht. 

Darstellung und Wirk­
l ichkeif 

Die Ergebnisse des NGO-Forums sowie der Studie, sind in den vorliegenden 

Sonderbericht der VA an den Nationalrat miteingeflossen. 

1 07 
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9.3 Studie zur Kinderarmut in den Medien 

Im Fokus der Studie standen die Themen, die von den Medien im Hinblick auf 

Kinderarmut aufgegriffen werden und wie aus Sicht der Kinderrechte über die 

dargestellten Kinder berichtet wird. 

Recht auf Mitbestim- Die UN-KRK gilt für Kinder und Jugendliche bis zum 1 8 .  Lebensjahr und wurde 
mung am 20. November 1 989 von der Vollversammlung der Mitgliedstaaten der Ver­

einten Nationen angenommen. Aus Sicht dieser Konvention sind Kinder nicht 

nur besonders schutzbedürftig, sie haben auch ein Recht auf Mitbestimmung 

und Mitgestaltung.  Jede Diskriminierung auf Grund von Herkunft, Geschlecht 

oder Religion ist zu unterlassen und alle Kinder sollen die gleichen Chancen 

und Möglichkeiten erhalten. Übertragen auf die mediale Berichterstattung be­

deutet dies, dass 

» Kinder frei von Vorurtei len dargestellt werden müssen, 

» die Sichtweise von Kindern mitberücksichtigt werden muss und 

» auf fehlende Rahmenbedingungen und Missstände in der Gesellschaft 

hingewiesen werden muss. 

Ala rmierende Studien- Die Ergebnisse der Studie sind zum Teil alarmierend. Der mediale Schwer-
ergebnisse punkt liegt auf "Bad News" . "Gute" Nachrichten werden im Zusammenhang 

mit sozial benachteiligten Kindern nur selten aufgegriffen. Über die Potentiale 

und Talente dieser Kinder und Jugendlichen wird kaum berichtet. Problema­

tisch ist auch, dass die Betroffenen selbst kaum zu Wort kommen. In den Kin­

derrechten wird darauf hingewiesen, dass Kinder ein Mitspracherecht und ein 

Recht auf Mitgestaltung haben - vor allem in Bereichen, die die Kinder selbst 

betreffen. Allerdings haben Kinder in nur drei Prozent der medialen Berichter­

stattung die Möglichkeit, über sich selbst zu sprechen. 

Gefäl le zwischen den 
einzelnen Medien 

Zudem zeigen die Studienergebnisse ein markantes Gefälle zwischen Medien 

der Boulevardpresse und Qualitätsmedien. Die Anzahl an problematischen 

Berichten in Boulevardmedien, die die Kinderechte missachten ist sehr hoch. 

Hier wird sehr stark auf einige wenige Themen (z. B. Jugendkriminalität) fo­

kussiert. Kinder mit Migrationshintergrund werden oft als Problemkinder oder 

als kriminell dargestellt. Im Gegensatz dazu werden Kinder mit Behinderun­

gen oder mit schweren Krankheiten häufig als "arme Opfer" inszeniert. Diese 

Art der Berichterstattung ist äußerst problematisch und unterstützt die Bil­

dung von Vorurteilen. Qualitätsmedien berichteten insgesamt sowohl thema­

tisch breiter als auch umfassender. 

1 08 

Die Themen Charity, Jugendkriminalität und Bildung dominieren die mediale 

Berichterstattung: 

Thema Charity Das Thema Charity spielt vor allem in der Boulevardpresse eine große Rol­

le. Hier geht  es etwa um Beiträge in denen über Spendenaktionen für sozial 
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benachteiligte Kinder, schwerkranke Kinder oder Kinder mit Behinderungen 

berichtet wird. Die Kinder werden als Opfer präsentiert. Dies ist weder im Sin­

ne der der UN-Behindertenrechtskonvention noch im Sinne der Kinderrechte. 

Das Thema Jugendkriminalität wird von allen Medien aufgegriffen. Die Art Thema 

der Berichterstattung variiert jedoch sehr stark. Neben sachlichen Berichten, Jugendkriminal ität 

die auf konstruktive Weise auf bestehende Probleme hinweisen, gibt es auch 

Medien deren Berichterstattung zu diesem Thema geradezu alarmierend ist. Es 

wird immer wieder über dieselben Einzelfälle berichtet, häufig stehen Kinder 

und Jugendliche mit Migrationshintergrund im Fokus, Sprache und Inszenie-

rung sind polemisch. 

Auch über das Thema Bildung wird häufig berichtet. Hier stehen insbesondere Thema Bildung 

Schul- und Nachhilfekosten, Sprachkenntnisse von Kindern mit Migrations-

hintergrund sowie Bildungschancen im Fokus. 

Mädchen sind im Vergleich zu Buden medial stark unterrepräsentiert. Wenn 

Kinder in der Berichterstattung vorkommen, dann sind es zu 65 % Buben und 

nur zu 25 % Mädchen. Diese Werte decken sich auch mit j enen von Erwachse­

nen.  Es wird zu zwei Drittel über Männer und nur zu einem Drittel über Frauen 

berichtet. Im Themenbereich Jugendkriminalität geht, wird fast ausschließ­

lich über männliche Straftäter berichtet. 

9.4 Befund über die mediale Darstellung 

Sozialexperte Martin Schenk von der Armutskonferenz analysierte die Ergeb­

nisse der Studie im Hinblick auf die praktische Umsetzung und zog im weite­

ren Verlauf des NGO-Forums folgende Schlüsse aus Kinderrechtsperspektive, 

aus der sozialen Praxis und der sozialwissenschaftlichen Perspektive. 

Unterrepräsentation 
von Mädchen 

1. Auf die Stärken von Kindern konzentrieren: Die wesentliche Frage ist, Stärken fördern 

wie man die Chancen und Talente von Kindern am besten fördern und 

verwirklichen kann.  Die besten Leistungen werden in einem anerken-

nenden Umfeld hervorgebracht. Darum ist es auch wichtig, wie Kinder 

auf Medien blicken und wie diese wiederrum die Kinder wahrnehmen. 

2. Auf Kinder hören: Es gibt Möglichkeiten Kinder und Jugendliche selbst Kinder und Jugend l iche 

als Akteure in den Medien zu Wort kommen zu lassen, ohne dass Kin- als Akteure 

derrechte verletzt werden. Die Geschichten verschiedenster Lebenssitua-

tionen müssen erzählt werden. 

3. Auf die Bedürfnisse der Kinder eingehen: die Alltagsrealität, in der Kin- Auf Bedürfnisse von 

der leben, und die unterschiedlichen Anforderungen und Bedürfnisse, Kindern eingehen 

die mit dieser einhergeht, soll sichtbar gemacht werden. 
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9.5 UN-Kinderrechtskonvention und Erziehung 

Armut als Kernproblem Professor Stefan Hopmann vom Institut für Bildungswissenschaften der Uni­

versität Wien betonte im Rahmen seines Vortrages, dass das Kernproblem von 

Randgruppen in der kompletten Überforderung der staatlichen Sozialsysteme 

liege. Kinder, die von materieller, sozialer oder kultureller Armut betroffen 

sind, sind im IIRessourcenkampf" auf der Strecke geblieben. Sie können die an 

sie gestellten Erwartungen nicht erfüllen. 

Lebensumstände 
müssen berücksichtigt 

werden 

Schwierige Lebensumstände wirken sich stark auf das Verhalten von Men­

schen aus. Die Handlungen, I nterpretationen und Sichtweisen von " Problem­

kindern" oder von in die Kriminalität abgerutschten Kindern oder Jugendli­

chen ergeben aus deren Perspektive Sinn. Darum lässt sich Verhalten auch 

nicht durch Strafe oder Belohnung verändern. Pädagogik oder Strafrecht kön­

nen sogar das genaue Gegenteil der erwünschten Wirkung erzielen, wenn sie 

mit der Logik und der Lebenswelt der Problem gruppen nicht konvergieren. 

Auch öffentliche Moralisierungen - wie etwa durch die Boulevardpresse - än­

dern substanziell nichts an den vorhandenen Problemen. Die natürliche Ein­

stellung - das was sich in unserer alltäglichen Lebenswelt bewährt - ist stets 

stärker als jeder moralische Apell. 

1 1 0 

Das Schulsystem Kinder lernen in Schulen vor allem den lebenswirklichen Umgang mit sich 

selbst. Viel wichtiger als der Lehrplan ist die Art und Weise wie Werte an die 

Schüler vermitteln werden. Die effektivste Menschenrechtserziehung ist die 

Achtung der Kinder selbst. Kinder sollten aktiv an ihren Problemen und ihrer 

Zukunft mitarbeiten und erleben, dass ihre Hoffnungen, Träume und Ängste 

eine Rolle spielen. Kinderrechte müssen erlebbar sein. Kinder müssen als Ex­

perten i n  ihrer eigenen Lebenswelt ernst genommen werden. Das Recht auf 

Bildung bedeutet ein Recht auf Kultivierung. Schulen haben einen enormen 

Effekt - auch in einer defekten Lebenswelt - wenn Kinder in der sicheren Um­

gebung der Schule ihre eigenen Erfahrungen machen können. 
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Abkürzungsverzeichnis 

Abkürzungsverzeichnis 

ABGB 

Abs. 

AGES 

AKH 

AMS 

Art. 

ÄsthOpG 

AsylGH 

BFA 

BGBL 

BGBL 

B-KJHG 

BlgNR 

BMB 

BMFJ 

BMGF 

BMI 

BMJ 

BMLVS 

BS Ost 

BVG 

bzw. 

CPT 

d. h .  

EGMR 

Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 

Absatz 

Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit 

Allgemeines Krankenhaus 

Arbei tsmarktse rvice 

Artikel 

Bundesgesetz über die Durchführung von ästhetischen Behandlun­

gen und Operationen 

Asylgerichtshof 

Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl 

B undesgesetzb la tt 

Bundesgesetzblatt 

Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 

Beilage(-n) zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates 

Bundesministerium für Bildung 

Bundesministerium für Familien und Jugend 

Bundesministerium für Gesundheit und Frauen 

Bundesministerium für Inneres 

Bundesministerium für Justiz 

Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport 

Betreuungstelle Ost des Bundes 

Bundesverfassungsgesetz 

beziehungsweise 

Europäische Komitee zur Verhütung von Folter und unmenschli­

cher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe 

(Englisch Committee for the Prevention of Torture) 

das heißt 

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 
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Abkürzungsverzeichnis 

1 1 2  

EMRK 

EU GRC 

(t)f 

gern. 

HeimAufG 

101 

IPwskR 

JGG 

JSt  

KiJAS 

KJHT 

KJP 

KRK 

lit. 

LKH 

NGO 

NPM 

OGH 

OPCAT 

ÖSG 

PAZ 

PersFrG 

Pkt. 

S. 

SchUG 

Europäische Menschenrechtskonvention 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union 

folgend(e) (Seite, Seiten) 

gemäß 

Heimaufenthaltsgesetz 

International Ombudsman Institute 

In  terna tionaler Paktüberwirtschaftliche , soziale undkul turelle Rech te 

kurz UN-Sozialpakt 

J ugendgerichtsgesetz 

Jugendstrafrecht 

Kinder- und Jugendanwaltschaften 

Kinder- und Jugendhilfeträger 

Kinder- und Jugendpsychiatrie 

Übereinkommen über die Rechte des Kindes, 

kurz UN-Kinderrechtskonvention 

litera (Buchstabe) 

Landeskrankenha us 

Nichtregierungsorganisation 

(Englisch Non-governmental organization) 

Nationaler Prä yen tionsmechanism us 

Oberster Gerichtshof 

Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und ande­

re grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder 

Strafe (Englisch Optional Protocol to the Convention against Torture 

and other Cruel, Inhuman or Oegrading Treatment or Punishment) 

Österreichischer Strukturplan Gesundheit 

Polizeianhaltezentren 

Bundesverfassungsgesetz über den Schutz der persönlichen Freiheit 

Punkt 

Seite 

Sch ul un terrichtsgesetz 
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StGB 

Stmk BehindertenG 

StPO 

u. a.  

u . v. m. 

UMF 

UN 

UN-BRK 

UNHCR 

UNICEF 

UN-KRK 

usw. 

VA 

VfSlg 

WHO 

Z 

z. B.  

Abkürzungsverzeichnis 

Strafgesetzbuch 

Steiermärkisches Behindertengesetz 

Strafprozessordnung 

unter anderem 

und vieles mehr 

Unbegleitete minderjährige Fremde 

United Nations (Vereinte Nationen) 

Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men­

schen mit Behinderungen (kurz UN-Behindertenrechtskonvention) 

Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen 

(Englisch United Nations High Commissioner for Refugees) 

Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 

(Englisch United Nations Children's Fund) 

Übereinkommen über die Rechte des Kindes 

kurz UN-Kinderrechtskonvention 

und so weiter 

Volksanwaltschaft 

Ausgewählte Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes 

Weltgesundheitsorganisation (Englisch World Health Organization) 

Ziffer 

zum Beispiel 
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Anhang 

Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaften der österreichischen 

Bundesländer zum Sonderbericht der Volksanwaltschaft 

-- -------------

Anhang 
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K i n d e r- u n d  J u g e n d a n W'a l ts c h aft e n  Ö ste r re i c h s  

I nformation und Hi lfe fCi r  Kinder und Jugendl iche 
www.k ija.at 

Gewaltprävention 
in  Einrichtungen fü r Ki nder  und J ug e n d l iche , in denen es zu m E ntzug 

oder zur Besch rä n kung der persön l ichen Frei heit kom men kan n  

Bericht der Kinder- u n d  J ugendanwaltschaften d e r  österreich ischen 

Bundeslä n d er zum Sonde rbericht der Volksanwaltsch aft 

Christian Astrid Gabnela Christine Andrea Denise Elisabeth Michael Monika Ercan 

Reumann lieb hauser Peterschofsky- Winkler- Holz- Schilfrer- Harasser Rauch Pinterits Nik Nafs 

Orange Kirchberger Dahrenslaedt Sarac 

Burgenland Kärnten Niederösterr. Oberöslerr. Salzburg Steiermark TIrol Vorarlberg Wien Wien 
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1 Gewaltprävention ist e i n  zentra l es Ki n derrecht 

Gewalt führt zu tiefem Leid ,  sie verletzt d ie Würd e  des Menschen und das Vertrau en in 

zwischenmenschl iche Beziehungen.  Gewaltprävention m uss a l le Lebensbereiche von Kindern 

u nd jungen Menschen umfassen ,  vom fami l iäre n  U mfeld , Kindergarten ,  Schul e  und 

Arbeitsplatz ü ber Freizeit und Internet bis h in  zu den sonstigen Betreuungs- und 

U nterbringungsformen und -einrichtungen. 

In Österreich leben derzeit 1 . 822 .425 Menschen unter 2 1  Jahren ,  davon sind 1 .525.337 unter 

1 8  Jahre alt.1 Etwa 20.0002 d ieser j ungen Menschen befinden sich aufgrund ihrer fami l iären ,  

gesundheitl ichen oder sonstigen Situation in Einrichtungen , i n  denen es zum Entzug oder  zur 

Beschränkung der persön l ichen Fre iheit kommen kann.  

Wie erschütternde Berichte ehema l iger Heimkinder und aktuelle Einze lfä l le zeigen ,  bedarf es 

für d iese Einrichtungen gezielter, kontinu ierl icher und nachhaltiger  Maßnahmen, um e inen 

respektvollen Lebensraum zu schaffen und die Kinder vor Grenzverl etzungen, Gewalt u nd 

sexuel len Überg riffen zu schützen . 

D ie besondere Verpflichtung zum Sch utz von fremd u ntergebrachten j ungen Menschen erg ibt 

s ich insbesondere aus Art. 2 Abs . 2 des BVG über d ie Rechte von Kindern : "Jedes Kind , das 

dauernd oder vorübergehend aus seinem fami l iären  Umfeld ,  welches die natürl iche 

Umgebung fü r das Wachsen und Gedeihen a l ler  ihre r  Mitg l ieder, i nsbesondere der Kinder ist, 

herausgelöst ist, hat Anspruch auf besonderen  Schutz und Beistand des Staates. "  

1 . 1 Auftrag der Kinder- u nd J u gendanwaltschaften 

Das Recht auf S chutz vor Gewalt  ist e in zentrales Kinderrecht. Daraus erg ibt s ich für d ie 

Kinder- und J ugendanwaltschaften Österre ichs (kijas) der gesel lschaftspol itische 

H andlungsauftrag zur Gewaltprävention. 

Im  Kontext der Ratifikation der U N-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) du rch Österrei ch im 

Jahr 1 992 wurde zur besonderen Wahrung der I nteressen und Rechte von Kindern und 

J ugendl ichen in jedem Bundesland eine weisungsfre ie Kinder- und Jugendanwaltschaft 

e ingerichtet. D ie gesetzl ichen Grund lagen bi lden n unmehr § 35 Bundes-Kinder- und 

J ugendhi lfegesetz ( B-KJHG 201 3)  u nd d ie jewei l igen Ausführungsgesetze der Länder. In  

Erfü ll ung ihrer gesetzlichen Aufgaben arbeiten d ie k ijas partei l ich für j unge Menschen ,  

vermitteln bei Konfl ikten und bieten Kindern , J ugend l ichen und jungen Erwachsenen rasche 

und unbürokratische Beratung und Unterstützung i n  schwierigen S ituationen. Während d ie 

1 Statistik Austria, Stand 0 1 .0 1 .201 7. 
2 Im Kapitel 2 finden sich bei den jewei ls dargestellten Zielgruppen d i e  erhobenen Daten. 

3 

III-55 der Beilagen XXVI. GP - Bericht  - Hauptdokument (gescanntes Original) 109 von 132

www.parlament.gv.at



· ' '/1t1� 1 . :;Sc )  l' .. 
A:JJ�- '-Q) K i n d e r- u n d  J u g e n d a n w a lts c h afte n O ste r re i c h s  

U N-Kinderrechtskonvention für unter 1 8-Jährige g i lt ,  wurde der Zuständigkeitsbereich der  

Kinder- und Jugendanwaltschaften im Jahr 201 3  um d ie Zie lgruppe der  jungen Erwachsenen 

bis 21  Jahre erweitert. Häufig fungieren d ie kijas a ls  Ombudsstel le,  etwa bei Beschwerden 

über behördl iche Maßnahmen . Das Angebot d ieser weisungsfreien öffentlichen Einrichtungen 

der Länder kann vertrau l ich , kostenlos und a uch anonym in Anspruch genommen werden .  

1 .2 Erfahrungen m it " gesch lossenen Systemen" 

I n  den vergangenen Jahren  erschütterten Berichte ehema l iger "Heimkinder' über Demütigung ,  

Gewalt und sexuel le Ü bergriffe i n  Einrichtungen der Kirche ,  der Länder oder  des Bundes die 

Öffentl ichkeit. Zugleich wurde damit e in  Aufarbeitungsprozess e ingeleitet, i n  den d ie Kinder­

und J ugendanwaltschaften der Bundesländer aktiv involviert sind. Viele  kijas fung ieren  

(fungierten ) als Opferschutzstel len/Anlaufstel len für Betroffene, arbeiten (arbeiteten )  i n  

Opferschutzkommissionen mit und sind (waren) unmittelbar mit den Biografien ehemal iger 

Heimkinder konfrontiert .  Diese intensive Auseinandersetzung mit der Vergangenheit brachte 

auch d ie Mechanismen und Strukturen zutage,  d ie e in  "geschlossenes System" ermögl ichten .  

Viele der ehemal igen Heim- und Pflegekinder gaben an ,  dass s ie  sich in ihrer S ituation h i lflos 

und ausge l iefert gefühlt hätten.  Wenn s ie sich getraut hätten ,  Außenstehenden von ihrer Not 

zu berichten,  sei ihnen n icht geglaubt worden.  

Auch wenn i n  den letzten Jahren durch d ie  Kinder- und Jugendhi lfe im Bereich der  "Vollen 

Erziehung", also der Fremdunterbringung von Kindern , viele positive Entwicklungen 

stattgefunden haben,  müssen die Standards  dennoch weiter verbessert werden .  Im  Jahr  201 2  

wurde Österreich vom UN-Ausschuss für d ie Rechte des Kindes wegen feh lender 

Qual itätsstandards und -kontrol len sowie mangelnder statistischer Daten im Bereich der  

Fremdunterbringung kritisiert. Bemängelt wurden zudem unterschiedl iche Methoden , 

Praktiken und Angebote in den e inzelnen Bundesländern .  Da d ies dem Recht eines jeden 

Kindes auf gleiche H ilfsangebote widerspricht, empfiehlt der Ausschuss dri ngend , auch das 

Recht auf bestmögl iche Q ual ität i n  der Fremdunterbringung i n  der Bundesverfassung zu 

verankern .3 Dies wurde bis zum heutigen Tage von Österreich n icht umgesetzt. 

3 U N-Übereinkommen über die Rechte des Kindes, Ausschuss für die Rechte des Kindes, 61 . Session. 1 7. 
September - 5. Oktober 201 2 1  Erörterung der von den Vertragsstaaten vorgelegten Berichte gemäß Artikel 44 
des Übereinkommens 1 Abschl ießende Bemerkungen: Österreich 
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Im  Zusammenhang m it d e m  OPCAT-Durchführungsgesetz4 wurden i n  Österre ich 

unabhängige Menschenrechtskommissionen eingesetzt, d ie  Orte der Freiheitsentziehung 

kontro l l ieren und im Zuge d ieser Prüfung auch die Arbeit der vollziehenden Organe 

überwachen. Die Kommissionen sind bei der Volksanwaltschaft angesiedelt. Auf Grundlage 

der gemeinsamen menschenrechtl ichen Z ielsetzungen schlossen die Kinder- und 

Jugendanwaltschaften Österreichs im Jahr 201 2 mit der Volksanwaltschaft eine 

Kooperationsvereinbarung.  Nach den ersten Erfahru ngen und Berichten der 

Menschenrechtskommissionen infolge von Besuchen in Einrichtungen fü r Kinder und 

Jugendl iche entwickelte s ich in  den meisten Bundesländern ein konstruktiver Austausch ,  der 

positiv zur Qualitätssicherung in den E inrichtungen und damit zu einem gewaltfreien 

Lebensumfeld junger Menschen beiträgt. 

Bei der Fachtagung der Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs im N ovember 201 2 

mit dem Tite l "Herausgerissen"5 wurde i ntensiv d ie Frage "Was stärkt fremd u ntergebrachte 

Kinder?" d iskutiert. E in zentrales und übereinst immendes Ergebnis lautet, dass 

fremd untergebrachte Kinder damals wie heute e ine Vertrauensperson außerha lb des Systems 

"Jugendamt - Gericht - Ein richtung" brauchen.  D iese exteme Vertrauensperson,  d ie ihnen zur 

Seite steht, für sie Partei ergreift und ihre Stimme verstärkt, kann durch den präventiven 

Zugang auch frühzeitig im S inne der untergebrachten Kinder auf Missstände reagieren . 

1 .3 " Ki ndera nwaltl iehe Vertrauensperson " :  Grundlagen u nd U msetzu ng 

Allen Kindern und Jugend l ichen in Österreich muss d ie Mögl ichkeit offenstehen,  s ich mit ihren 

Anl iegen an d ie Kinder- u nd J ugendanwaltschaft ihres Bundeslandes zu wenden .  Deshalb ist 

die Landesgesetzgebung in a llen Bundesländern gem. § 35 Abs. 3 B-KJHG 201 3  verpflichtet, 

e inen leichten und unentgeltl ichen Zugang s icherzustellen .  

Kinder und Jugend l iche i n  Einrichtungen benötigen aufgrund ihrer Lebensumstände 

besonderen Beistand , doch gerade ihnen fä l lt es sowohl  aus persönl ichen, a ls auch aus 

strukture l len Gründen seh r  schwer, Zugang zu kinder- und j ugendanwaltl icher U nterstützung 

zu bekommen . Das Instrument "Kinderanwaltl iche Vertra uensperson" so l l  du rch einen 

proaktiven Ansatz (Sprechstunden in E inrichtungen, WhatsApp-Beratungen . . .  ) einen 

n iederschwe l l igen Zugang gewährleisten .  

4 BGB!. I ,  Nr. 1 /20 1 2  (Ratifikation des Übereinkommens gegen Folter und unmenschliche oder erniedrigende 
Strafe oder Behandlung). 
5 Tagungsband siehe www. kija .aUservice 
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I n  Wien steht Kindern und Jugend l ichen ,  d ie in sozialpädagogischen Wohngemeinschaften 

leben, bereits seit 0 1 .  März 201 2  eine externe und unabhängige Vertrauensperson zur 

Verfügung, d ie bei der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien angesiedelt ist. Wien hat d amit 

a ls  erstes Bundesland d iese kinderrechtliche Forderung praktisch umgesetzt. Es handelt sich 

dabei a l lerd ings u m  eine pol itische Entscheidung , eine gesetzliche Grundlage für d iese 

"Ombudsstelle" bzw. den "Heim-Ombudsmann" gibt es noch n icht.6 

I n  e in igen Ausfüh rungsgesetzen der Länder zum B-KJ HG 201 3 wurden erste Grundlagen fü r 

e ine externe Vertrauensperson bei den kijas geschaffen. Auch i n  e in igen Bundesländern , in  

denen es derzei t  noch keine gesetzl iche Grundlage gibt ,  laufen Pi lotprojekte. Sowoh l  d ie  

Bezeichnungen und  gesetzlichen Befugnisse für d iese Aufgabe, als auch d ie Methoden und  

Zugänge s ind recht unterschied l ich ausgestaltet, d a  sie s ich an  den  Gegebenheiten des  

jewei l igen Bundeslandes orientiere n .  Der  laufende Austausch und Eva lu ierungsprozess u nter 

den österre ich ischen Kinder- und Jugendanwaltschaften soll eine Entwicklung mit denselben 

Zielsetzungen s icherstel len? 

Gesetzliche Grund lagen - Übersicht 

Bundesland Begriff Gesetzliche Befugnisse Gesetzliche 

Grundlage Grundlage 

Burgenland x x x x 
Kärnten Ombudsstelle für § 59 Abs. 2 • Kontaktaufnahme mit in  § 58 Abs. 2 

Kinder, Jugendliche Z 4  K-KJHG Pflegefamilien oder K-KJHG 

und junge Erwachsene, sozialpädagogischen 

die in Pflegefami lien Einrichtungen betreuten 

oder Kindern und Jugendlichen 

sozialpädagogischen • Besichtigung von 

Einrichtungen sozialpädagogischen 

untergebracht sind Einrichtungen 

Niederösterreich Ansprechperson für Projekt x x 
Kinder und Jugendliche 

in  Einrichtungen 

Oberösterreich Kinderanwaltliche Projekt x x 
Vertrauensperson 

6 Siehe auch Kapitel 2 . 1 .2, Best Practi ce 
7 Siehe: Allgemein gültige Empfehlungen Seite 22 
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Salzburg Kinderanwaltschaftl iche § 44 Abs. 2 • Zugang zu Kindern und • § 24 Abs. 4 

Vertrauensperson Z 5 S.KJ HG Jugendlichen in  S .KJ HG 

sozialpädagogischen 

Einrichtungen 

• Zugang zu Pflegekindern § 29 Abs. 2 • 

S . KJHG 
• persönlicher Kontakt mit • § 45 Abs. 3 
den in Rahmen der vollen 

S .KJHG 
Erziehung betreuten 

Kindern, J ugendlichen und 

jungen Erwachsenen 

Steiermark x x x x 
Tirol Ombudsstelle § 1 1  Abs. 8 • Zugang zu al len Kinder- § 1 1  Abs. 8 

TKJHG und TKJHG 

Jugendhi lfeeinrichtungen 

• persönlicher und 

vertraulicher Kontakt zu den 

in Kinder- und 

Jugendhi lfeeinrichtungen 

betreuten Kindern und 

Jugendlichen 

Vorarlberg Kinder- und Kinder- und Kontaktaufnahme mit den § 7  Abs. 1 

Jugendanwalt Jugend- von der Kinder- und Kinder- und 
anwaltschafts- Jugendhi lfe betreuten Jugend-
gesetz Kindern und Jugendlichen anwaltschafts-

gesetz 

Wien Ombudsmann Projekt x x 

2 Differenzieru n g  der verschiedenen Systeme und Gru ppen 

Die U N-Kinderrechtskonvention verbietet in  Art. 2 jegl iche D is krimin ierung von Kindern und 

J ugendl ichen: Alle Kinder haben d ie g le ichen Rechte, unabhängig von Hautfarbe, G eschlecht, 

Sprache, Rel igion, Weltanschauung,  ihrer  ethnischen Herkunft, des Vermögens ,  einer 

Beh inderung ,  der Geburt oder des sonstigen  Status des Kindes und seiner E ltern .  Zur 

E inha ltung d ieses Diskrimin ie rungsverbotes hat sich auch der Staat Österreich durch 

Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonvention 1 992 verpfl ichtet. Dennoch untersche iden sich 

d ie  Standards bezügl ich Betreuung und Gewaltprävention i n  den Einrichtungen , i n  denen 

Kinder und Jugendl iche untergebracht werden, oft erhebl ich . Auch in den e inzelnen 

B undesländem gelten oft unterschiedl iche Bestimmungen. Diese U nterschiede sol len in den 
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nächsten Unterkapite ln deutl ich gemacht werde·n . Gleichzeitig so l len bewährte Strategien 

vorgestel lt und Perspektiven a ufgezeigt werden .  Die bei den einzelnen Kapite ln angeführten 

Empfehlungen zielen auf jeweils zie lgruppenspezifische Verbesserungsmögl ichkeite n  ab. 

Strategien und E mpfehlungen, welche d ie Prävent io n  von Gewalt  und sexuel len Ü bergriffen i n  

a l len genannten Einrichtungsformen verbessern können , werden i m  anschl ießenden Kapite l  3 

ausgeführt. 

2 . 1  Kinder und J ugendl i che i n  sozialpädagogischen E i nrichtu ngen u nd bei  

Pflegeeltern 

Die Unterbringung von Kindern und Jugendl ichen in sozia lpädagogischen Einrichtungen ist 

sowohl für d ie  d avon betroffenen jungen Menschen selbst a ls  auch für die involvierten 

Fachpersonen eine große Herausforderung . Entscheidend für das Gel ingen sind neben der  

Beachtung grund legender kinderrechtlicher Standards vor a l lem verb ind l iche 

Qualitätskriterien ,  beste finanziel le und organisatorische Rahmenbedingungen sowie 

qual ifiziertes Persona l .  Standards  zur Betreuung von fremduntergebrachten Kindern und 

Jugendl ichen wurden u .a. im Rahmen des Projekts Qual ity4Chi ldren formu l iert.8 

2.1 . 1  S ituationsbeschreibung 

I m  Jahr 201 6 wurden insgesamt 1 3 .646 Kinder und J ugendl iche i m  Rahmen der sogenannten 

"Vol len Erziehung" betreut, davon wurden 8 .423 Kinder und Jugendl iche i n  

sozialpädagogischen Einrichtungen und 5.223 Kinder und Jugendl iche bei Pflegeelte rn 

untergebracht.9 Grundsätzlich ist darauf h inzuweisen ,  dass d ie Bundesländer a ls Kinder- u nd 

Jugendhi lfeträger  jeweils eigene Schwerpunkte setzen und beispielsweise Qual itätsstandards ,  

Finanzierungsformen,  Aufsicht und Kontro l le der  Einrichtungen,  Zusammenarbeit mit  

O mbudsstel len oder Betei l igungsmögl ichkeiten und -formen von Kindern sehr unterschied l ich 

sein können. Die Vernetzung und Abstimmung zwischen den Bundesländern ist ausbaufäh ig ,  

wiewohl anzuerkennen ist, dass gerade dem Bereich der Betreuur;1g i n  sozia lpädagogischen 

Einrichtungen große Aufmerksamkeit zukommt und eine laufende Reflexion von 

Qualitätskriterien und Rahmenbedingungen stattfindet .  

D ie Kinder- und J ugendanwaltschaften pflegen je  nach Bundesland u nd in Abhängigkeit  von 

personel ler Ausstattung bzw. Bereitschaft der Einrichtungen zur Zusammenarbeit a ls  externe 

Vertrauens- oder Ombudspersonen d irekte Kontakte mit jungen Menschen in  

sozia lpädagogischen Einrichtungen. Die dabei gemachten Erfahrungen wurden für d ie 

B www.sos-childrensvillages.org/getmedia/7ge5ea 1 b-dOb1 -43df-8e1 3-5e37b 7e45fa 7/Quality Deutsch.pdf 
9 Auskunft BMFJ ,  Abtei lung 1/2 vom 20.07.201 7; Statistik Austria,  Kinder- und Jugendhi lfestatistik 201 6. 
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Formu l ierung von Empfehlungen ebenso herangezogen wie d ie Ergebnisse der Kontakte m it 

Menschenrechtskommissionen . Kau m  Erfahrungen g ibt es zur Gruppe der in Pflegefami lien  

untergebrachten Kinder und Jugend lichen .  

Schwerpunkte und Herausforderungen sind neben der Gewaltprävention flexible 

F inanzierungsmodel le bei betreuungsintensiven Settings sowie durchlässige und t ragfäh ige 

Angebote , um Abbrüche oder Einrichtungswechsel zu vermeiden. 

2 . 1 .2 Best P ractice 

• Kinderanwaltliche (exteme) Vertrauensperson 

B ewährt hat sich nach Ansicht der Kinder- und Jugendanwaltschaften das Angebot der  

extemen Vertrauenspersonen . I n  verschiedenen Bundesländern sind Mitarbeiter innen der  

kij as regelmäßig vor Ort und stehen Kindem und Jugendl ichen zu verschiedensten Fragen ,  

a ber auch zur Entgegennahme von Beschwerden,  zur Verfügung. Be i  den kijas der  

B undesländer Wien , Salzburg und Tirol (20 Stunden) wurde e in  eigener Dienstposten zur  

Erfü l lung der  Aufgabe a ls externe Vertrauensperson e ingerichtet. Dadurch stehen dem 

O mbudsmann in Wien ,  der  kinderanwaltschaft l ichen Vertrauensperson i n  Salzburg sowie 

der  Ombudsstel le  in Tirol zeitl iche Ressourcen zur Verfügung, um sich ausschl ießl ich a uf 

d iese wichtige Aufgabe konzentrieren zu können . Der Ombudsmann i n  Wien z. B .  besucht 

K inder und Jugendl iche in den sozialpädagogischen Einrichtungen,  um sich e in  

persönl iches Bi ld von den Lebensumständen der  jewei l igen Kinder und Jugendl ichen zu 

m achen. Er hört s ich ihre Sorgen und Probleme an und fungiert für sie gegebenenfal ls a l s  

S prachrohr. Die Erfahrungen zeigen ,  dass es  Kindern- und  Jugendl ichen du rch den  

n i ederschwel l igen Zugang und  den  persönl ichen Kontakt i m  Vorfeld erleichtert wird , s ich 

im Anlassfa l l  H i lfe zu holen . 1O  

• N eue Zugänge der Beratung und Prävention 

WhatsApp-Beratung: Positive Erfahrungen mit WhatsApp-Beratung g ibt es bei den Kinder­

u nd J ugendanwaltschaften der Bundesländer Salzburg und Oberösterreich .  Vor a l le m  für 

1 0 KJA Wien, Tätigkeitsbericht 2016; Aufgabenprofil der Ombudsstel le: Hilfestel lung bei einrichtungsbezogenen 
Beschwerden und Wahrnehmungen von sozialpädagogisch betreutßn Kindern und Jugendlichen mit Hilfe von 
Mediation und/oder Konfliktmanagement, Besuche al ler Einrichtungen der KJH zur Bekanntmachung der 
Ombudsstelle, Kinder-/Jugendbefragung in  sozialpädagogischen Einrichtungen, Einzelfa l larbeit 
(Helferinnenkonferenzen, Fal lverlaufskonferenzen einberufen) ,  Status-quo-Erhebung der bestehenden Strukturen 
in WGs und Heimen und damit verbundene Modifizierungen anregen, regelmäßige Überprüfung und Evaluierung 
der gesetzlich festgelegten Mindeststandards, Einsatz aller zur Verfügung stehenden Mittel bei strafrechtsnahen 
oder pädagogisch unzulässigen Interventionen, Begleitung minderjähriger Opfer zur kriminalpolizei l ichen 
Befragung, Tei lnahme am Netzwerk gegen sexuel le  Gewalt an Mädchen, Buben und Jugendlichen,  
Stel lungnahmen verfassen, Information von Sozialpädagog lnnen über die Ombudsstel lentätigkeit, Mitarbeit a ls  
Fachmann eines Arbeitskreises zu Qualitätsverbesserungen in  der  Fremdunterbringung, gruppendynamische 
Trainings für Mitarbeiterinnen al ler Wiener Krisenzentren, Teamschulungen in sozialpädagogischen Einrichtungen. 
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Kinder u n d  Jugend l iche in  sozia lpädagogischen Einrichtungen wird so e i n  mög l ichst 

niederschwel l iger Zugang zur Inanspruchnahme einer extemen Vertrauensperson 

ermögl icht. 

Theaterpädagogische Zugänge und kreative Methoden: Die KiJA OÖ steht 

fremduntergebrachten Kindern und Jugend l ichen in ganz Oberösterreich als 

kinderanwaltl iche Vertrauensperson zur Verfügung . Zu e in igen Wohngruppen wurden 

intensive Kontakte aufgebaut, hier finden regelmäßige Besuche und Workshops fü r Kinder 

und Jugendl iche statt. Unter dem Projekttitel "See us" werden auch speziel le Projekte wie 

Theateraufführungen oder d ie "Rap Factory" angeboten . Für  d ie Pädagogl nnen werden 

ebenfal ls ind ividue l le Beratungen angeboten, und a uch d ie Mitarbeit bei 

Qual itätsentwicklung und -kontrol le ist Tei l  des Projekts. 

Mobbing- und Gewa/tpräventionsworkshops in Einrichtungen: Die KiJA OÖ hat mit e inem 

umfangreichen Angebot, das vor al lem im Schulbereich a ngesiedelt ist, in  den 

vergangenen zehn Jahren einen Schwerpun kt für Mobbing- und Gewaltprävention 

geschaffen. Seit e inem Jahr  werden auch modifizierte Workshops nach den bewährten 

Konzepten für Jugend l iche i n  sozialpädagogischen Einrichtungen angeboten.  

• Richtl in ie Erziehungshi lfen (Oberösterreich) 

In der Richt l in ie zur leistungs- und qua l itätsorientierten Steuerung im Bereich der 

Erziehungshilfen der oberösterreichischen Kinder- und Jugendhi lfe wird das Kinderrecht 

auf Partizipation als wesentl icher Standard der sozialpädagogischen Betreuung betont. In  

d ieser Richt l in ie wird die KiJA OÖ neben Rat auf Draht a ls exteme Ansprechstel le genannt, 

an d ie s ich Kinder in Konfl iktfä l len wenden können. Diese extemen Ansprechstel len sind 

den Kindern bekanntzumachen . 1 1  

• Fachgremium Kinder- und J ugendhi lfe (Vorarlberg) 

Die Einrichtung eines Fachgremiums zur Vermeidung von Grenzverletzungen,  Gewalt  und 

sexuel len Übergriffen in stationären KJ H-Einrichtungen hat s ich in Vorarlberg bewährt. 

Unter Leitung und Koord ination der Fachabtei lung Kinder- und Jugendhi lfe findet ein 

regelmäßiger Austausch a l ler  E inrichtungen m it sozialpädagogischen Wohnformen statt. 

E ine eigens verabschiedete Richtlin ie zu d iesem Thema ergänzt d ie gesetzl ichen und 

fachl ichen Gru ndlagen .  

• Kinderbeistand 

Die Beste l lung eines Kinderbeistands hat s ich in vielen fami l ienrechtlichen Verfahren 

(Obsorge, Kontaktrecht) bewährt. 

11  www.kinder-jugendhilfe-ooe.aUMediendateien/dl fachinfos vv-richtlinie.pdf 
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• Leitfaden für Gewaltprävention in sozia lpädagogischen Einrichtungen 

Das Bundesministerium für Famil ien und Jugend hat e inen Leitfaden  zu 

G renzverletzungen, Gewalt  und sexuel len Ü berg riffen in sozialpädagog ischen 

E inrichtungen veröffentl icht.12 

2 . 1 .3 Speziel le Empfehlu ngen 

Diese Empfehlungen ergänzen d ie  in Kapitel 3 angeführten a l lgemein gü ltigen Empfehl u ngen . 

• Eine verpfl ichtende Beste l lung des Kinderbeistandes bei Obsorgeverfahren wird angeregt. 

• Für jedes Kind muss es passende Plätze und eine bedarfsgerechte Unterbringung g eben 

(rä umlich und struktu rel l) .  Kinder und Jugendl iche sind bei der Auswahl  der 

Betreuungsform konsequent zu betei l igen . Eine echte Wahlmögl ichkeit ist vorzusehen ,  

was n u r  über eine geringere Auslastung d e r  Wohngruppen und damit verbundene höhere 

Tagsätze erreichbar ist. 

• Für  Kinder und Jugendl iche ist es essenzie l l ,  wiederholt und kindgerecht über d ie G ründe 

und Dauer der vol len Erziehung i nformiert zu werden.  

2.2 Kinder und J ugend l iche mit  Behi nderu n g  

Konkrete und vergleichbare Angaben darüber, wie viele Kinder und Jugendl iche mit 

Behinderung derzeit in Österreich fremduntergebracht s ind ,  a lso n icht dauerhaft bei ihren 

Eltern wohnen , können mangels Vergleichbarkeit der auf Anfrage der kijas vom 

Sozia lministerium erhobenen Daten n icht gemacht werden . Je nach Ausgestaltung der 

gesetzlichen Rah menbed ingungen der Bundesländer ergeben sich unterschiedl iche 

Anspruchsberechtigte fü r Leistungen aus der Behinderten- bzw. I ntegrationshi lfe. 

Das Ziel der UN-Behindertenrechtskonvention ist es,  Menschen mit Behinderung e in  

selbstbestimmtes Leben mit  volle r  gesellschaftlicher Tei lhabe zu ermögl ichen. Die Konvention 

fordert in al ler Deutlichkeit e ine Abkehr von Rol lenkl ischees und e iner einseit igen ,  

d iskrimin ierenden sowie real itätsverzerrenden Darste l lung von Menschen mit  Behinderung .  

Verstärkt werden muss e in  a n  G le ichstel lung, Ink lusion, vol le r  Tei lhabe und N icht­

Dis krimin ierung orientiertes Verständnis. Grundsätzl ich sol lte a lso der Ausbau i nk lus iver 

Unterbringungs-, B i ldungs- und Beschäftigungsmodel le das Ziel  sein .  

1 2  www.bmfi.gv.atlfamil ie/gewaltlleitfaden-gewaltfreie-einrichtungen . html 
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2.2.1  Situationsbeschreibung 

I nklusion ist bis jetzt beinahe ausschl ießl ich Thema in Kindergärten und Schul en .  I n  der  

Kinder- und Jugendh i lfe (KJH)  g ibt es b is  jetzt kaum bzw. keine Einrichtungen, d ie inklusiv im  

klassischen S inn  arbeiten .  Die Kinder- und Jugendhi lfe (KJH)  ist in erster Linie für jene Kinder 

und Jugend l ichen und deren Eltern zuständ ig, d ie aufgrund mangelnder Ressourcen 

Unterstützung bei der Erziehung benötigen. Kinder und J ugend l iche, d ie von geistiger 

und/oder körperlicher Behinderung betroffen sind, werden dagegen von der Behindertenhi lfe 

betreut. In vielen Fäl len kommt es daher zu Unstimmigkeiten zwischen den verschiedenen 

Leistungsträgern bezüg l ich der Zuständigkeit oder Kostenübernahme. Dies kann dazu führen,  

dass E ltern Hi lfen n icht in  Anspruch nehmen,  oder dass lange Verzögerungen im H i lfeverlauf 

auftreten .  Erh ielten a l le Kinder und Jugend l ichen Leistungen aus e inem System ,  könnten 

d iese Schwierigkeiten ausgeräumt werden .  Zu beachten ist natü rlich , dass eine b loße 

Zusammenführung der Leistungen n icht ausreicht. D ie Verfahren zur Bedarfsfeststel lung und 

H ilfeplanung müssen weiterentwickelt, d ie Jugendä mter entsprechend ausgestattet werden.  

Vorzusehen wären a uch i nd ividuel l angepasste ambulante H i lfen für e ine intensive 

Unterstützung zu Hause mit dem Ziel ,  e ine stationäre Betreuung bzw. Fremdunterbringung zu 

verh indern. In  Wien bietet d ie MA 1 1  sogar eine 24-Stunden Betreuung an! Beisp iele zeigen , 

dass Inklusion mögl ich ist, und sie sol lte daher auch dringend weiter angestrebt und 

verwirklicht werden. 

Bei der Einschätzung des Grades der Behinderung wird das medizin ische Model l  angewendet, 

i ndem überprüft wird , welche Defizite bei der Person vorliegen.  Danach bestimmen s ich derzeit 

vor a l lem auch die Mög l ichkeiten zur Teil nahme an Schul- und Berufsausbildungen. Dabei 

stel lt sich die Frage, ob wirkl ich a l le Beeinträchtigungen oder Defizite bzw. jeder 

Unterstützungs- und Förderbedarf sofort als Behinderung zu bezeichnen sind . Behinderung 

entsteht auch durch Barrieren,  d ie von gesel lschaftl icher Seite aufgebaut werden . 

Kinder und Jugendl iche m it Beh inderung werden vorwiegend in speziel len Einrichtungen 

betreut. Dadurch kommt es zunehmend zu e iner Institutional isierung . Diese Einrichtungen 

leisten größtenteils gute Arbeit, verwirklicht wird damit a l lerd ings keine Inklusion ,  sondern eine 

Separation. Außerdem findet d ie  Arbeit in d iesen Einrichtungen häufig in Großgru ppen statt . 

Die Kinder könnten aber in k lei nen Gruppen viel besser gefördert werden . 

Auch i n  der Arbeit mit Kindern und Jugendl ichen mit Behinderung kommt es immer wieder zu 

Grenzüberschreitungen z. B. durch Betreuerinnen,  da e ine besondere körperl iche N ähe (z. B. 

aufgrund von erforderl ichen Hi lfestel lungen bei der Körperpflege) sowie Fremdbestimmung oft 

an der Tagesordnung sind.  Auch d ie Umfeld- und Rahmenbed ingungen machen (struktu rel le)  

Gewalt  mögl ich . 
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2.2.2 Best P ractice 

• Sprechstunden der externen Vertrauensperson der Kija Tirol i n  einer Einrichtung für Kinder 

und Jugendl iche mit Behinderung: 

I n  Tirol finden seit 201 1 regelmäßig Sprechstunden der externen Vertrauensperson der 

Kija i n  einer E inrichtung für Kinder und Jugendl iche mit Behinderung statt. Die Kinder und 

Jugendl ichen können h ier vertraul ich über Probleme in  der Wohngemeinschaft, mit den 

Eltem,  im Freundeskreis,  in der Schule oder i n  der Freizeit sprechen und werden bei der 

Problemlösung begle itet . Die Sprechstunden werden öfter und i n  kürzeren Abständen 

durchgeführt als in den übrigen Einrichtungen, näml ich m indestens a l le d re i  Wochen.  Auch 

d ie positive Einstel lung der E in richtung zu den Sprechstunden ist besonders wichtig , da es 

entscheidend fü r den Beziehungsaufbau zu den externen Vertrauenspersonen ist ,  wie 

d iese den Kindern und J ugendl ichen vorgestel l t  werden . 

Im konkreten Fall hat sich para l le l  zu den Sprechstunden der Kija d ie Einrichtung in den 

letzten Jahren sehr positiv weiterentwickelt .  So haben sich d ie Strukturen geöffnet, und es 

wurden inklusive Strategien  umgesetzt, wie inklusiver Kindergarten und I nklusionsklasse 

als Schu lversuch .  

2.2.3 S peziel le Empfehlu ngen 

Diese Empfehlungen ergänzen d ie in Kap itel 3 angeführten a l lgemein gü ltigen Empfeh lungen . 

• Anpassung/Änderung der Gesetze sowie Real isierung neuer Strukturen  und 

Vereinfachung von Verwaltungsabläufen ;  e inhergehen muss damit a uch e ine 

Veränderung der Haltung gegenüber Kindern und Jugend l ichen mit Beh inderung 

• vollständ ige Öffnung der Angebote der KJH für ALLE Kinder und J ugend l ichen -

zielgruppenübergreifende sowie zielgruppenspezifische Angebote, um al len Kindern und 

Jugendl ichen gerecht zu werden - Ink lusion als zentrales Leitb i ld der KJ H 

• H ilfe und Unterstützung müssen im Mitte lpunkt stehen,  n icht Kostenreduzierung 

• ind ividuel le und schnel le H ilfen zur Verbesseru ng der Tei lhabechancen für a l le Kinder und 

J ugendl ichen 

• barrierefre ie und beh indertengerechte Einrichtungen als a l lgemeiner Standard 

• Ausbau der Zusammenarbeit und Kooperation a l ler  Einrichtungen/Institutionen 

(Kindergarten ,  Schule , Gesundheitswesen etc. ) 

• Schaffung fl ießender Übergänge zwischen J ugend- und Erwachsenenhi lfe 

• Abbau der gesel lschaft l ichen Barrieren,  d ie Kinder und Jugendl iche mit Beh inderung 

neben ih rer persönl ichen E inschränku ng behindem 

1 3  
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• um das Ziel der Inklusion verwirkl ichen zu können,  braucht es e inen stufenweisen Abbau 

von Großstrukturen in Einrichtungen für Kinder und Jugendl iche mit Behi nderung 

• Öffnung der E inrichtungen , in denen Kinder und Jugendl iche mit Behinderung 

untergebracht sind 

• Berücksichtigung von OPCA T-Berichten und U msetzung der Anregungen bzw. 

Abschaffung der beobachteten Missstände 

• Berücksichtigung von Stel lungnahmen der Monitori ng-Ausschüsse und Umsetzung der 

Anregungen 

2.3 U nbeg leitete m inderjährige Fremde 

Die U N-Kinderrechtskonvention sieht zahl reiche Schutzbestimmungen für geflüchtete junge 

Menschen vor; tatsäch l ich werden jedoch i n  Österreich d ie Kinderrechte und andere 

völkerrechtliche Verpfl ichtungen gegenüber d iesen besonders schutzbedürftigen jungen 

Menschen missachtet, und d iese werden im Alltag massiv strukture l l  d iskrimin iert. Dem 

Trauma des Nicht-B le iben-Könnens i n  der Heimat , den kinderspezifischen Fluchtursachen und 

den besonderen Risiken auf der Flucht folgt das Trauma des N icht-Ankommen-Könnens ,  a uch 

in Österreich. Darüber h inaus besteht hinsichtl ich der Leistungen und Angebote e ine 

Ungleichbehandlung je nach Bundesland. 

2.3.1 Situationsbeschreibung 

Derzeit werden 3 .71 3 unbegle itete m inderjährige Fremde (UMF) im Rahmen der 

Grundversorgung in Österreich betreut. Eine genaue Angabe der tatsächl ichen Anzahl von 

unbegleiteten minderjährigen Fremden in Österreich ist mangels genauer Datenerhebung 

nicht mög l ich .13 U MF werden in Erstaufnahmezentren häufig mit Erwachsenen untergebracht 

- ohne ausreichende Betreuung und Information , ohne gerege lte Obsorge und ohne 

Schulbesuch oder Tagesstruktur. 

N icht wen ige geflüchtete junge Menschen verschwinden nach der Registrierung spurlos, wei l  

s ie auf der Suche nach Verwandten i n  ein anderes Land weiterziehen , oder wei l  sie s ich 

woanders bessere Chancen auf einen positiven Asylbescheid erwarten . Es ist aber le ider a uch 

zu befürchten , dass manche von ihnen Opfer von Kinderhandel oder anderen Verbrechen 

werden . 

Aufgrund von weitaus  geringeren Tagsätzen als in der Kinder- und Jugendhi lfe können i n  den 

Quartieren für  UMF weniger Betreuungsleistungen für  d ie oft traumatisierten Jugend l ichen 

1 3 Stichtag 20.07.201 7; Auskunft BMI ,  Abtei lung 1 1 1/5 vom 24.07.201 7. 
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angeboten werden. Auch therapeutische H ilfe findet n icht im  erforderl ichen Ausmaß statt. 

Ebenso bestehen aus finanziel len Gründen weniger Mögl ichkeiten für e ine a ltersgerechte 

Freizeitgestaltung. 

Die Asylverfahren dauern viel zu lange, die Integrationsangebote s ind zu gering und starten 

zu spät . Es gibt zu wen ige Deutschkurse und nach Ende der Pflichtschulzeit oft keine 

passenden Schul- und Ausbi ldungsplätze . Jugendl iche Asylwerberinnen sind n icht i n  d ie 

Ausbi ldungspflicht einbezogen ,  da s ie aufgrund ihres Aufenthaltsstatus nicht Zugang zu a l len 

Bi ldungsangeboten haben .  

Ethisch ,  medizin isch u nd rechtl ich umstrittene Altersfeststel lungen führen dazu, dass d ie 

Jugendl ichen n icht nur  vorzeitig das Jugendquartier verlassen müssen, sondem dass auch 

Straf- und Verwaltungsverfahren mit weitreichend nachte i l igen Folgen und Belastungen gegen 

sie geführt werden. 

Das Recht der Kinder auf Famil ienzusammenführungen (Art. 10 U N-KRK) wird kaum 

unterstützt, oft sogar durch lange Verfahren oder d ie wi l lkürl iche Vergabe von subsidiärem 

Schutz verunmöglicht. 

Kinder, die mit ihren E ltern geflüchtet s ind , sind noch weniger im Fokus der Kinder- und 

Jugendhi lfe. Ihnen stehen noch weniger H i lfsstrukturen zur Verfügung. Zusätzlich zu ihrer 

eigenen Traumatisierung leben s ie zumeist mit ihren traumatis ierten Eltern i n  n icht 

kindgerechten Quartieren auf engstem Rau m  und übernehmen vielfach in umgekehrter Rol le 

Schutz- und Hi lfsfun ktion fü r ihre Eltern. 

2.3.2 Best P ractice 

• Patenschaftsprojekte (Wien/OÖ/Kärnten/Sbg.lStmk.lTirol u .  a .) 

B isherige Erfahrungen und Evaluationen der ersten Pi lotprojekte, d ie seit 201 5  in vielen 

Bundesländem entstanden sind ,  zeigen ,  dass Mentoringprogramme positive 

Auswirkungen auf das Leben der geflüchteten Jugend l ichen haben . Gerade bei kritischen 

Schlüsselsituationen wie dem Auszug aus der Jugend-Wohngemeinschaft, der  

E invemahme beim Asylverfahren oder be i  der Arbeits- und Wohnungssuche bedeuten d ie 

ehrenamtl ichen Paten  und Patinnen eine große Unterstützung für d ie jungen Menschen. 

Viele geben an,  durch den Paten I d ie Patin erstmals echten Kontakt zur einheimischen 

Bevölkerung bekommen zu haben.  In  etl ichen Fäl len wurden a us den Patenschaften 

Gastfami l ien, welche d ie Jugendl ichen aufnahmen.  Das Projekt open.heart der kija 

Sa lzburg erhielt den Bank Austria Sozial preis 201 6, e ine Anerkennung beim 

österreichischen Verwaltungspreis 201 7  u nd wird das best p ractice cert if icate des 

European Public Sector Award 201 7 erhalten .  
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• Kinderrechte-Offensive (Kooperation KiJA OÖ und Integrationsressort) 

Ziel d ieser I n itiative ist es, d ie Kinderrechte von Flüchtl ingskindern in Oberösterreich 

sicherzustel len; der Fokus l iegt auf der Prävention von Gewalt gegen Kinder und 

Jugendl iche. Kernpunkt ist e ine umfassende I nformation über Kinderrechte für a l le 

relevanten Personengruppen (z. B .  Quartiergeberinnen , Migrant lnnenvereine, . . .  ). Für  d ie 

Eltem werden i nterku lturel le E ltern-Cafes angeboten ,  und auch in den Deutschkursen wird 

das Thema IIK inderrechte" zur Sprache gebracht . Auch Vorführungen des Kinderrechte­

Musica ls "Kinder haben Rechte" sind geplant. 

• SUMMIT - Methodensammlung zur Prävention von Kinderhandel 

I n  Kooperation mit Missing Ch ildren Europe wurde von den kijas e ine Methodensammlung 

für a l le mit U MF befassten Berufsgruppen in deutscher Übersetzung veröffentl icht. Diese 

enthält neben wichtigen Informationen über d ie besonderen Bedürfnisse von UMF u nd 

kulturel le H intergründe vor a l lem konkrete H and lungsanweisungen und Checkl isten zur  

Vermeidung von Kinderhande l ,  Gewalt und  Ausbeutung.14 

• Talente Entwicklung: Ausbi ldungsprojekt mit S chu le und Vorbereitung auf d ie Lehre (Stmk) 

Sprachkompetenz und Basisbi ldung, d ie i nterkulture l le Vermittlung von Werten u nd 

Verhaltensregeln sowie das Hinführen zum Beruf bi lden d ie Schwerpunkte eines 

Ausbildungsprojekts in der Steiermark (Niklasdorf und Trofa iach).15 75 UMF werden in 

I ntemat, Schu le  u nd Werkstatt auf hohes Deutsch-Niveau geführt u nd auf die Bau-Lehre 

bestmögl ich vorbereitet. Die großtei ls privat finanzierte In itiative erh ielt nationales und 

internationa les Lob sowie zah l re iche Auszeichnungen. 

2.3.3 S pezielle Empfehlu ngen 

Diese Empfehlungen ergänzen die i n  Kapitel 3 angeführten a l lgemein gü ltigen Empfehlungen . 

Aufnahme und Cleari ng: 

• Unverzüglich s ind qual ifizierte u nd ausgebi ldete Obsorgeberechtigte für a l le unbegle iteten 

und von ihrer Fami l ie getrennten  Kinder zu bestel len .  

• Ehest mögl iches C learing betreffend Gesundheit, AsylantragsteIlung , Fami l ienangehörige 

(ob in Österre ich , Herkunfts- oder Drittstaaten) ,  bisherige Ausbildung ,  Fähigkeiten und 

Kenntnisse etc. 

• Identifizierung , Registrierung und Umsetzung von dauerhaften Lösungen für Kinder im  

Einklang m i t  dem Kindeswohl 

1 4  www.missinqchildreneurope.eu/summit 
15 www.talente-entwicklunq.com/schule/ 
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• Kindgerechte I nformation über (rechtl iche) S ituation im Aufnahmeland , Kinderrechte, 

Ansprechpersonen, H ilfeste l lungen etc. ;  Unterstützung der Jugendl ichen durch 

qua l ifizierte Dolmetscherinnen 

• Durchführung von Altersfeststel lung tatsächl ich nur i n  begründeten Zweifelsfä l len durch 

e in  multiprofessionel les und unabhängiges Team von Fachleuten (in dubio pro juventute), 

bedürfnis- und kindeswohlorientiert 

• Kind- und jugendgerechte Unterbri ngung mit passender Tagesstruktur, keine 

Massenquartiere (für mehr als 20 Jugendl iche) 

• Sensible Medienberichterstattung 

Betreuung & Begleitung 

Zentra les Ziel ist d ie  Gleichstel lung von U MF mit anderen Kindern und Jugendl ichen,  d ie 

außerhalb der Fam il ie groß  werden und von der Kinder- und Jugendhi lfe betreut werden:  von 

der Zuständ igkeit, den organisatorischen und rechtlichen Rahmenbed ingungen  bis h in zu den 

Tagsätzen und damit Angeboten und dem Leistungsspektrum der Kinder- u nd Jugendhi lfe , 

von Bi ldungschancen und Freizeitaktivitäten bis zum Therapieangebot . Bis d ie  Gleichstel lung 

erreicht ist ,  ist a ls Übergangslösung eine sukzessive Verbesserung notwendig durch : 

• U nterbringung i n  Wohngemeinschaften der Kinder- und Jugendhi lfe; 

in eventu Anhebung der Tagsätze in der Grundversorgung auf d ie in der Kinder- und 

J ugendh i lfe übl iche Höhe 

• S chaffung von Krisen- und Betreuungsplätzen für Jugendl iche mit psych iatrischen 

D iagnosen 

• E insatz von ausschl ießl ich qual ifiziertem Persona l ,  a lso keine Nachtdienste und/oder 

Wochenenddienste durch Student innen oder andere Personen 

• I n terku lture l le Workshops zur Gewaltprävention in a l len Einrichtungen und Wohngruppen 

• Schaffung eines bundesweiten Angebots von Gastfamil ien fü r UMF 

• Implementieru ng von Mentoringprogrammen als Sozialen Dienst i n  der Kinder- und 

J ugendh ilfe 

• Ausreichende verschränkte (Aus-)Bi ldungsangebote von Deutschkursen, Schu le  und 

(Vorbereitung auf) Lehre 

• G leichstel lung bei Schülerlnnen- bzw. Lehrl ingsfreifahrten , um Mobi l ität für Sprachkurse 

oder Freizeitaktivitäten zu gewährleisten ,  insbesondere für Quartiere im ländl ichen Raum 

• Die Asylverfahren müssen i nnerhalb  von sechs Monaten pro Instanz abgeschlossen 

werden,  damit d ie Jugendl ichen rasch e ine Zukunftsperspektive haben u nd das Recht auf 

Fami l ienzusammenführung n icht verwirkt wird . 

1 7  
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2 .4 Kinder u n d  J ugend l i che m it psychischen E rkranku ngen 

Wesentliche Kriti kpu nkte hinsichtlich der Versorgung von Kindern und J ugend l ichen m it 

psychischen Erkrankungen stel len d ie U nterschreitu ng der erforderl ichen Bettenzahl ,  d ie  

unzureichende ambulante Versorgung und mangelhafte Nachversorgung dar. Kinder n icht 

bzw. zu spät, mangelhaft oder inadäquat zu versorgen ist mit erhebl ichen Auswi rkungen auf 

ihre Entwicklungschancen und ihre Gesundheit verbunden , da d iese aufgrund von 

Verhaltensauffä l l igkeiten , psychischen Erkrankungen und psychosozialen Symptomatiken oft 

n icht i n  der Lage sind, ihre Schul- und Berufsausbi ldung16 erfolgreich fortzusetzen oder sich 

sozial angepasst zu verhalten und somit den sozialen Anschluss verlieren.  

2.4.1 Situationsbesch reibung 

Laut dem Österreich ischen Kinder- und J ugendgesundheitsbericht ist in Österreich von 

300.000 behandlungsbedürftigen Kindern und J ugendl ichen auszugehen , wobei d ie Zahl  der  

von e iner psych iatrischen Störung betroffenen Kinder und Jugendl ichen be i  rund 1 65.000 

angenommen wurde.  Besonders im a mbulanten Bereich besteht größter Ausbaubedarf an 

med izin ischen und therapeutischen Angeboten im Sinne des Konzeptes der " Integrierten 

Versorgung",  um eine lückenlose Weiterversorgung zu gewährleistenY 

Die Versorgung i nnerha lb der Bundesländer ist  äußerst unterschied l ich .  In  Kämten und 

N iederösterreich ist d iese weitgehend gesichert, während i n  der Steiermark von einem 

"eklatanten Versorgungsdefizit" d ie Rede ist . 18  Dringend empfohlen wird d ie Nachrüstung a uf 

d ie Vorgaben des ÖSG mit besonderem Hinweis auf d ie Situation in der Steie rmark.  Zum 

Stand 01 .01 .201 6 wurde  ein Behand l ungsbedarf von 20.395 Kindern und Jugendl ichen 

angenommen . In der gesamten Steiermark gab es weder n iedergelassene KJP-Fachärzt lnnen 

mit Kassenvertrag , noch eine d iesbezügl iche Fachärztlnnenausbi ldung . 19  

Das Fehlen von Behand lungsplätzen für Kinder und Jugendl iche führt häufig dazu , dass s ie 

auf Erwachsenenstationen untergebracht werden. Das erhöht das Gewalt- und 

Gefährdungspotenzia l  von und gegenüber Kindern und J ugend l ichen wesentl ich . Kinder und 

J ugend l iche haben besondere Bedürfn isse ,20 daher kann es zu e iner i nadäquaten Versorgung 

und daraus resultierend zu Eskalationen kommen.  Es besteht auch d ie Gefahr von Ü bergriffen 

16 Siehe dazu GÖG/ÖBIG, Österreichischer Kinder- und Jugendgesundheitsbericht, Ergebnisbericht 201 5  (2016)  
1 83. 
1 7  GÖG/ÖBIG, Österreichischer Kinder- und Jugendgesundheitsbericht 1 76f. Hierbei handelt es sich um 
Personen im Alter von 0 bis 19 Jahren im Jahr 201 3. 
1 8  Volksanwaltschaft, Versorgungsmangel in der Kinder- und Jugendpsychiatrie ( 1 5.1 0.201 6). 
1 9  Ärztekammer Steiermark, Land ohne niedergelassene Kinder- und Jugendpsychiater. 
20 Siehe dazu GÖG/ÖBIG, Österreichischer Kinder- und Jugendgesundheitsbericht 1 84. 
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seitens der Erwachsenen auf Kinder und Jugendl iche.21 Ü berdies birgt d i e  U nterbringung von 

Kindern auf der Erwachsenenpsychiatrie hohes Traumatisierungspotenzial .  N eben der 

Versorgung auf Erwachsenenstationen ist auch d ie N icht-Versorgung mit schweren 

Folgewirkungen verbunden. Hier ist auf die Expertise im Rahmen der Kosten-Nutzen-Analyse 

unter der Leitung von Prof. Dr. Fegert und Prof. Dr. Ziegenhain zu verweisen .22 

Aber auch in spezia l isierten kinder- und jugendpsychiatrischen Ein richtungen besteht in  

S ituationen von Platzmangel durch Ü berbelegung bzw. Ü berforderung und Ü berlastung des 

Personals ein erhöhtes Gewaltrisiko .  

2.4.2 Best Practice 

• Konzept der Tiro l  Kl in iken 

Als gelungenes Beispiel im Sinne eines Best-Practice-Model ls kann unter 

Berücksichtigung der ÖSG-Kriterien im Bereich der KJP-Kl in iken das Konzept der 

Tirol Kl in iken der Universitätsklin ik fü r Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik im 

Kindes- und Jugendalter Innsbruck angeführt werden.  Dabei ist festzuhalten,  dass d ie neue 

KJP voraussichtlich erst im Herbst 201 7 in Betrieb genommen wi rd . Nach dem Konzept 

sol l  die Versorgung in ambulanter, stationärer und tagesklin ischer Form bei einem 

ausreichenden P latzangebot mit hoher Bettenanzahl erfolgen . Das gut ausgestattete, 

interdiszip l inäre Team wi rd an zwei Standorten e in breites Angebot an Therapie- und 

Behandlungsmögl ichkeiten in  differenzierten Bereichen anbieten .  

• U n iversitätskl in ik für Kinder- und Jugendhei lkunde Salzburg 

I m  Bereich der PSO-Abteilungen für Kinder und Jugend l iche ist an  d ieser Ste l le d ie 

U n iversitätskl in ik für Kinder- und Jugendhei lkunde Salzburg , Department für Kinder- und 

J ugendpsychosomatik zu nennen. Laut Datenübermitt lung der Kl in ik wird die Versorgung 

in  Form stationärer Behandlung von Kle inkindern , Säugl ingen m it Begleitmüttern und 

J ugendl ichen auf der PSO-Therapiestation bzw. Akutpsychosomatik sowie auf der PSO­

Ambulanz angeboten . Besonders ist d ie mit KJ P-Fachärzt lnnen ,  Pädiateri nnen und 

P sycholog l nnen besetzte Ambulanz mit tägl icher Telefonsprechstunde zu erwähnen.  Das 

gut ausgestattete, interd iszipl inäre Team mit Liaison-Konsil iard ienst fü r KJP bietet e in  

bre ites Behand lungsspektrum unter bestehender Vernetzungsarbeit mit 

S ystempartnerinnen an .  

2 1  Siehe dazu Volksanwaltschaft, Pressefrühstück Kinder- und Jugendpsychiatrie: "Defizite und Perspektiven" 
( 1 5.03.20 1 6) .  
22 Prof. Dr. Meier-Gräwe/Dipl. oec. troph. Wagenknecht, unter der Projektleitung von Prof. Dr. FegertIProf. Dr. 
Ziegenhain, Kosten-Nutzen-Analyse im Projekt "Guter Start ins Kinderleben" - ein Projekt im Programm "Frühe 
H ilfen für Eltern und Kinder und soziale Frühwarnsysteme" des BMFSFJ. 
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2.4.3 S peziel le Empfeh lu ngen 

Diese Empfehlungen ergänzen d ie in Kap itel 3 angeführten a l lgemein gültigen Empfehlungen. 

• Ausreichende räuml iche und personelle Ausstattung,  Fortbildungsangebote und 

Mögl ichkeiten für Psychohygiene sind im S inne der Gewaltprävention als essenziel l  zu 

qual ifizieren.  

• Je früher psychosozia le Symptomatiken d iagnostiziert und  behandelt werden,  umso 

weniger weitreichend s ind die damit verbundenen Belastungen und Auswirkungen. 

Erforderl ich ist daher einerseits die Schaffung pädiatrischer Entwicklungsambu latorien für 

Kinder zwischen 0 und 6 Jahren , bei denen Entwicklungsprobleme bestehen bzw. d ie von 

Behinderung bedroht oder betroffen sind .23 Andererseits ist d ie Schaffung bzw. der Ausbau 

von Ambulatorien entsprechend dem Psychiatrieplan 201 7 ,  von Säugl ingspsychosomatik­

Abtei lungen und psychosomatischen Tageskl in iken notwendig .  Behand lungsangebote 

sind auch für junge, psychisch erkrankte Menschen zwischen 1 6  und 25 Jahren zu 

entwicke ln ,  da d iese Lebensphase besondere Herausforderu ngen beinhaltet.24 

• Als präventive Maßnahmen gegen Gewalt aufgru nd psychosozia ler Symptomatiken wären 

Frühe H ilfen nach dem Model l  von Conen25 zielführend,  ebenso Aufsuchende Dienste 

(Konsildienste der KJP i n  der KJH) sowie Vernetzung der Systempartnerlnnen .26 

• Ansch l ießend an d ie stationäre Versorgung ist eine adäquate Nachversorgung im Sinne 

einer effektiven Behandlung unabdingbar. Beispielhaft ist h ier  das Model l  der extramuralen 

sozialpsychiatrischen/psychosozialen Versorgung für Erwachsene zu nennen.  Expl izit 

empfohlen werden tei lbetreute WGs mit sehr flexiblem Betreuungsausmaß, therapeutische 

WGs, vermehrte Einrichtu ng von Außenwohngruppen , d ie Schaffung speziel le r, stationärer 

Reha-Einrichtungen für Kinder und Jugendl iche27 und d ie Etabl ierung einer a mbulanten 

und stationären Transitionspsychiatrie .  

• Überd ies sind n iedergelassene KJ P-Fachärztlnnen mit Kassenvertrag , Kassenplätze fü r 

Psychotherapie, k l in ische Psychologie ,  Ergo- und Physiotherapie sowie Logopädie 

erforderl ich . 

• Die vorl iegenden Bedarfskonzepte g i lt es umzusetzen . 

23 GÖG/ÖB/G, Integrierte psychosoziale Versorgung von Kindern und Jugendlichen (201 6) 1 4. 
24 Siehe dazu Kernelemente der Adoleszentenpsychiatrie am Beispiel Heidelberg in VertretungsNetz -
Sachwalterschaft, Patientenanwaltschaft, Bewohnervertretung, Pressefrühstück - Kinder und Jugendpsychiatrie 
(23.3.20 1 7) .  
2 5  Gonen, Aufsuchende Famil ientherapie mit Multiproblemfamilien, Kontext 27, 2 ( 1 996) 1 50-1 65 .  
26 GÖG/ÖB/G, Integrierte psychosoziale Versorgung von Kindern und Jugendlichen 1 2. 
27 GÖG/ÖB/G, Österreichischer Kinder- und Jugendgesundheitsbericht 1 84. 
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2 . 5  K i nder u nd J u gendliche i m  Strafvollzug 

Nachdem 201 3 ein Jugendl icher in Untersuchungshaft von anderen Jugendl ichen vergewaltigt 

worden war, setzte das Bundesmin isterium für Justiz e ine Arbeitsgruppe m it dem Auftrag e in ,  

Standards zur  Vermeidung von (Unte rsuchungs-)Haft be i  Jugendl ichen zu entwickeln sowie 

Lösungen zur Verkürzung der (Untersuchungs-)Haft und Alternativen für d ie Betreuung der 

J ugendl ichen im Vollzug zu erarbeiten .  B is auf die Implementierung der Jugendgerichtshilfe i n  

ganz  Österreich , strukturel le Verbesse rungen sowie den  Versuch, a ltemative Lösungen zur 

H aftvermeidung anzubieten , erfolgten nach Einsetzung d ieser Task-Force aufgrund der 

P rioritätensetzung sowie der finanziel len Gegebenheiten keine essenziel len Veränderungen 

im Strafvol lzug , um das Ziel einer tatsächl ichen Resozia lisierung del inquenter Jugendl ichen 

zu erreichen . 

2 . 5 . 1  S ituationsbeschreibung 

Mit Stichtag 0 1 . 07.201 7 befanden s ich fünf Kinder bei ihrer inhaft ierten Mutter i n  e iner 

Justizansta lt und 1 46 Jugendl iche ( 1 4-1 7-Jährige) sowie 489 junge Erwachsene (1 8-20-

Jährige) in  österreich ischen Justizansta lten in Haft.28 Nach wie vor wird jugend l ichen 

Untersuchungshäft l ingen weder ausreichend i nd ivid ue l le psychosoziale  und oder 

thera peutische Unterstützung angeboten,  noch existieren Rah menbed ingungen ,  d ie 

J ugendl ichen neue Perspektiven eröffnen. Das eigentl iche gesel lschaftspol itische Ziel , 

J ugendl iche zu resozial isieren,  ist i m  bestehenden System in vielen Fäl len n icht zu erreichen. 

Um wirksam gegen Jugendkrimina l i tät  vorzubeugen ,  muss bei präventiven Maßnahmen wie 

Beratung und Sozialarbeit angesetzt werden.  Vorrangiges Ziel sol lte sein , Delinquenz von 

J ugendl iche mög l ichst zu verhindern und para l le l  dazu bei bereits bestehender Del inquenz 

d u rch spezie l le sozialpädagogische Angebote die betroffenen Jugendl ichen zu 

selbstverantwort l ichem Handeln sowie zu sozia ler Verantwortung anzuhalten (Hilfe statt 

Strafe). 

2 . 5.2 Best P ractice 

• Konzept Walter Toscan 

Es benötigt ein völ l iges Umdenken i m  Bereich des Strafvol lzugs in Österreich analog dem 

Konzept von Walter Toscan29, der  davon ausgeht, dass es nur wen ige geschlossene Plätze 

braucht, die dann aber adäquat a n  Jugend l iche angepasst werden müssen. Die restl ichen 

28 Auskunft BMI vom 21 .07.201 7. 
29 Walter Toscan ist Psychoanalytiker und Sozialpädagoge. Er ist seit den 1 970er Jahren im Jugendstrafvolizug 
tätig und leitet seit 1 998 eine offene Einrichtung im Kanton Aargau. 
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Jugendl ichen können offen betreut werden.  E s  sol l  n icht von der Tat ausgegangen werden, 

sondern vom Täter. 

2.5.3 S pezielle Empfehlu ngen 

Diese Empfehlungen ergänzen d ie in Kapitel 3 angeführten a l lgemein gü ltigen Empfehlungen . 

• U ntersuchungshaft und Strafvollzug a ls  a l lerletztes Mitte l 

• Altemative Unterbringung , wenn (Untersuchungs-)Haft n icht vermeidbar ist (z. B .  

Unterbringung in speziel len Wohngemeinschaften) 

• Einführung von Sozialraumkonferenzen 

• Ein richtung eines räuml ich von erwachsenen I nsassen getrennten Jugenddepartments 

• Einrichtung eines i nterd iszipl inären Kompetenzzentrums für Jugendforensik 

• Forschung im Bereich der Kinder- und Jugenddel inquenz sowie Forschung über s innvolle 

Maßnahmen bei Jugenddel inquenz und Evaluierungsmode l le im Bereich der Prävention 

• Rechtsanspruch auf Pflichtschu labschlussmögl ichkeit, e ine Ausbildung sowie auf sinnvol le 

Beschäftigungsmögl ichkeiten i n  (Untersuchungs-)Haft 

• Rechtsanspruch auf psychiatrische und therapeutische Behandlung während der 

(Untersuchungs-)Haft 

• Multiprofessionel les Persona l (Sozia lpädagog lnnen ,  Sozialarbeiterinnen) im  Strafvollzug , 

um Resozia lisierung über Beziehungsangebote und pädagogische Maßnahmen überhaupt 

stattfinden zu lassen 

• Eigene Richterinnensenate fü r den Bereich des J ugendstrafvol lzuges i n  ganz Österreich -

unter der Beiziehung von multiprofessione l len Teams 

• verbesserter institutionalis ierter und standardisierter I nformationsaustausch und 

Zusammenarbeit zwischen Kinder- und Jugendhi lfe , Einrichtungen der KJ H,  Kinder- und 

Jugendmed izin ,  Kinder- und Jugendpsychiatrie ,  NEUSTART, Kri minalpol izei, 

Staatsanwaltschaft und Gerichte 

• Verbesseru ng im U mgang mit aus ländischen jugendl ichen Insass innen ,  v. a .  

Intensivierung von Deutschkursen i n  Haft 

3 Allgemein gü ltige Em pfehlungen 

So unterschied lich d ie Einrichtungen für d ie  Betreuung von Kindern und Jugendl ichen auch 

sein mögen, es lassen s ich doch einige zentrale Strategien able iten , d ie den Schutz von 

fremduntergebrachten Kindern und Jugend l ichen vor Gewalt oder sexuel len Ü bergriffen 

sicherstel len können .  

22 

III-55 der Beilagen XXVI. GP - Bericht  - Hauptdokument (gescanntes Original)128 von 132

www.parlament.gv.at



K i n d e r- u n d J u g e n d a n W' a lts c h a ft e n Ö st e r re i c h s  

3 . 1  Vereinheitl ichung der H i lfssysteme fü r K i nder u nd J ugendl iche 

Aus den oben stehenden Ausführungen ergibt s ich a nschaul ich , dass Kinder und Jugendl iche, 

d ie  aus verschiedenen Gründen in einer Ein richtung untergebracht werden , oft völ l ig 

u nterschiedl iche Voraussetzungen vorfinden. D iese Tatsache verstößt gegen das 

D is kriminierungsverbot I t .  Art. 2 U N-KRK. Die Versorgung und Betreuung von Kindern und 

J ugendl ichen, d ie n icht bei ihren Eltern leben können,  sol lte also so weit a ls  mögl ich in e inem 

e inheitl ichen System zusammengeführt werden. 

3 . 2  Implementierung e i ner k i nderanwaltl i chen Vertrauensperson 

Die Erfahrungen aus der jahre langen Arbeit mit  Kindern und Jugendl ichen u nd der 

Aufarbeitung vie ler  schreckl icher Erlebnisse früherer "Heimkinder" zeigt unzweifelhaft , d ass 

Kinder und J ugend l iche, d ie  fremd untergebracht sind , e ine externe Vertrauensperson 

brauchen . S ie müssen unabhängige - auch anonym zu kontaktierende - Ansprechste l len 

kennen, wo sie Wünsche, Beschwerden oder Anregungen äußern können,  damit sie H i lfe und 

U nterstützung erhalten .  

D ie  Kinder- und J ugendanwaltschaften Österreichs bieten bereits zum jetzigen Zeitpunkt i n  

u nterschied l ichem Umfang (abhängig von den  jewei l igen Ressourcen) Sprechstunden 

k inderanwaltl icher Vertrauenspersonen in a l len E inrichtungen an ,  i n  denen Kinder 

fremd untergebracht sind. Damit d ie kijas ihre Aufgabe umfassend erfü l len können,  braucht es 

g esetzlich festge legte Befugnisse wie Zugang zu Einrichtungen , vol le Akteneins icht etc. Die 

Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs empfehlen nachdrückl ich die Implementierung 

des kinderrechtlichen I nstrumentes "Kinderanwaltl iche Vertrauensperson" in a l len 

B undesländem u nter Bereitste l lung der erforderl ichen finanzie l len und persone l len  

Ressourcen sowie der  gesetzl ichen Rahmenbed ingungen.  

3 . 3  Partizipation 

Ein zentrales Entwicklungsfeld ist nach Ansicht der Kinder- und Jugendanwaltschaften d ie 

konsequente Betei l igung von Kindern und Jugendl ichen. Die rechtl iche Verpflichtung dazu ist 

a uf a l len Ebenen normiert und erg ibt sich vor a l lem aus der U N-Kinderrechtskonvention 

(Art. 12 und Art. 3 ), aus dem BVG über d ie Rechte von Kindern (Art. 4), dem B-KJ HG 201 3 

(§ 24) sowie den Ausführungsgesetzen dazu . Auch fremduntergebrachte Kinder und 

J ugendl iche müssen d ie Mögl ichkeit bekommen, i h re Meinung zu äußern und s ich in  der  

G estaltung des Gemeinschaftslebens i n  einer E inrichtung aktiv e inzubringen. Durch e i nen  

respektvol len U mgang miteinander, d ie Wertschätzung der Meinung jedes Einze lne n  sowie 

d i e  regelmäßige Abhaltung von Kinderparlamenten o.  Ä. kann d ies gefördert werden.  
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3.4 Kinderrechte 

Die Einhaltung der Kinderrechte ist beste Prävention gegen Gewalt. Dazu ist es auch 

wesentl ich ,  dass Kinder und Jugendl iche sowie i h re Bezugspersonen über Kinderrechte 

i nformiert und mit d iesen in Form von Workshops, Theaterstücken etc. vertraut gemacht 

werden.  

3.5 Personelle Maßnahmen 

Genere l l  muss ein niedriger Betreuungssch lüssel in a l len Einrichtungen, in  denen Kinder und 

J ugendl iche betreut werden,  Standard werden,  da eine personel le Unterbesetzung zu einer 

Überforderung der Mitarbeiterinnen führt und damit das Risiko für e inen gewaltsamen Umgang 

erhöht. Bei der Aufnahme von Mitarbeitern und Mita rbeiteri nnen muss auf e ine bestmögl iche 

Qual ifi kation geachtet werden. Die Haltung zu Gewalt an Kindern und J ugend l ichen und d ie  

Kinderrechte a llgemein sol len besonders thematisiert werden.  Ein Mindestwissenstand über 

Gewaltprävention und gewaltfreien Umgang muss Voraussetzung sein. G leichzeitig sind 

regelmäßige Fort- und Weiterbi ldung in d iesem Bereich für eine wirksame Gewaltprävention 

unumgängl ich . 

3.6 Qual itätsentwick l u ng 

Bundesweit verbindl iche Standards zur Prävention von Grenzverletzungen ,  Gewal t  und 

sexuel len Übergriffen in Einrichtungen, in denen Kinder und Jugend l iche untergebracht s ind ,  

müssen verpfl ichtender Bestandteil von Rahmenverträgen,  gesetzlichen Grundlagen sowie 

bei Aufnahme und Aus- und Weiterbi ldung der Mitarbeiterinnen sein .  Vernetzung und 

Austausch zwischen den Einrichtungen sowie Eva luation der gesetzten Maßnahmen haben 

regelmäßig zu erfolgen. 

Au sbl ick: Tagung der kijas Österreich und des Österreichischen Instituts für Menschenrechte 

im Frühjahr 20 1 8  in Salzburg geplant 

Bei dieser Tagung sol len die unterschiedl ichen Systeme der KJH ,  der Behi ndertenh ilfe und der 

Gru ndversorgung nach kinderrechtl ichen Vorgaben verglichen und beleuchtet sowie die 

Rahmenbedingungen für fremduntergebrachte Ki nder u nd J ugendliche auf Basis von I nklusion und 

Chancengleichheit weiter entwickelt und verbessert werden. 

D ie Kinder- und J ugendanwältinnen und -anwälte Österreichs, September 201 7 

Per Adresse: Kinder- und Jugendanwaltschaft Oberösterreich 

402 1 Li nz Kärntnerstraße 1 0 / +43 732 7720 1 400 / kija@ooe.gv.at 
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4 Abkürzu n gsverzeich n i s  

B-KJ H G  201 3 
BVG über die Rechte von Kindern 

GÖG 

kijas 

kija Burgenland 

KiJA Kärnten 

NÖ kija 

KiJA OÖ 

kija Salzburg 

kija Steiermark 

Kija Ti rol 

kija Vorarlberg 

KJA Wien 

Kinder- und J ugendanwaltschaftsgesetz 

KJH 

KJP 

K-KJ H G  

Ö B I G  

OPCAT 

ÖSG 

PSO 

S . KJ HG 

TKJ HG 

U M F  

U N  

UN-KRK 

WG 

Bundes-Kinder- und J ugendhi lfegesetz 20 1 3  
Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von 

Kindern 

G esundheit Österreich G m b H  

Kinder- u n d  Jugenda nwaltschaften Österreichs 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Burgenland 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Kärnten 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Niederösterreich 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Oberösterreich 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Steierma rk 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Tirol 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Vorarl berg 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien 

Vorarlberger Landesgesetz über die Ki nder- und 

J ugendanwaltschaft 

Kinder- und Jugendhilfe 

Kinder- und Jugendpsychiatrie 

Kärntner Kinder- und J ugendhi lfegesetz 

Österreichisches Bundesinstitut für 

Gesundheitswesen 

Ü bereinkommen gegen Folter und unmenschl iche 

oder erniedrigende Strafe oder Behandl u ng 

Österreichischer Stru kturpl an Gesundheit 

Psychosomatik 

Salzburger Kinder- und J ugendhilfegesetz 

Tiroler Kinder- und J ugendhi lfegesetz 

unbegleitete minderjährige Fremde 

Vereinte Nationen 

UN Ü bereinkommen ü ber die Rechte des Ki ndes, 

Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen 

Wohngemei nschaft 
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